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 Editorial

 Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Die Baden-Württembergische Kranken

hausgesellschaft e.V. (BWKG) veröffent-

lichte vor einer Woche ihr neuestes Um-

frageergebnis. Danach schreiben 42 % 

aller stationären Einrichtungen in Baden-

Württemberg rote Zahlen. Ich bin ge-

spannt, ob die Arbeits- und Sozialminis-

terkonferenz (ASMK) sich auch damit 

beschäftigen will. Eins sollte bei der 

kommenden Diskussion aber klar sein: In 

einer sozialen Marktwirtschaft sind Ge-

winne nicht verboten. Nein, sie sind 

förmlich der Motor unserer Gesellschaft. 

Wer das ändern will, soll es offen sagen.

Der bpa blickt im Jahr 2014 auf sein 

50-jähriges Bestehen zurück. Dieses Ju-

biläum soll mit einem Festakt und einer 

großen Party am Freitag, 23. Mai 2014 in 

Berlin und weiteren attraktiven Veran-

staltungen begangen werden. Wir bitten 

unsere Mitglieder bereits jetzt, sich den 

23. Mai 2014 vorzumerken. 50 Jahre sind 

eine beeindruckend lange Zeit. Als Ein-

stimmung auf das Jubiläum und kleiner 

Rückblick werden wir in dieser Ausgabe 

einige Meilensteine der vergangenen 50 

Jahre im bpa in Erinnerung rufen.

Liebe Mitglieder, Weihnachten steht vor 

der Tür. Wir dürfen und sollen innere Ein-

kehr halten. Ich wünsche Ihnen gemein-

sam mit meiner Kollegin Vizepräsidentin 

Susanne Pletowski gesegnete Weihnach-

ten und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Ihr 

Bernd Meurer

Präsident

wer den Koalitionsvertrag liest, wird fest-

stellen, dass er in einer recht akademi-

schen Sprache verfasst ist, die den Leser 

eher anstrengt, als dass sie zum Ver-

ständnis des Vereinbarten beiträgt. Aber 

auch bei einem zweiten Lesen kommt 

man zu dem Ergebnis, dass es an vielen 

Stellen an konkreten Formulierungen fehlt 

und der zukünftigen Interpretation damit 

Tür und Tor geöffnet sind. Ob das nun 

einfach das Ergebnis von tagelangem 

Verhandeln war oder politisches Kalkül, 

bleibt abzuwarten.  

Für die Pflege, das sollte man anerken-

nen, hat es Fortschritte gegeben. Die per-

sonellen Verbesserungen bei der Betreu-

ung von alten und behinderten Men- 

schen, ambulant wie stationär, kommen 

unmittelbar ohne Verluste dort an, wo sie 

hin gehören. Die Umsetzung muss jetzt 

erfolgen! 

Bemerkenswert ist, dass die Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz  (ASMK)  parallel 

zur Koalitionsverhandlung stattgefunden 

hat, und in ihrer Beschlussfassung deut-

lich macht, dass man hier unbeeindruckt 

vom Ergebnis des Koalitionsvertrags 

eine eigene Politik machen will. 

Die für die Pflege zuständigen Landesmi-

nister und Landesministerinnen haben 

dieser Tage beschlossen, dass den Be-

treibern von Pflegeeinrichtungen beson-

ders scharf auf die Finger geschaut wer-

den müsse, weil die besonders anfällig 

für eine profitsüchtige Geschäftspolitik 

seien. Da wird trotz aller Lippenbekennt-

nisse, dass es sich nur um wenige, meist 

große Pflegeunternehmen handele, am 

Ende doch wieder ein ganzer Geschäfts-

zweig unter Generalverdacht gestellt. 

Der Bund wurde beauftragt, eine Ge-

winnkontrolle scharf zu stellen. Weil, so 

die Ländervertreter, ordentliche Rendite 

in der Pflege nur zustande kommen kön-

ne, wenn vertraglich zugesagte Leistun-

gen nicht erbracht würden.
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50 Jahre bpa –  
50 Jahre private Altenpflege

Der bpa blickt im Jahr 2014 auf sein 

50-jähriges Bestehen zurück. Dieses Ju-

biläum soll mit einem Festakt und einer 

großen Party am Freitag, 23. Mai 2014 in 

Berlin und weiteren attraktiven Veran-

staltungen begangen werden. Wir bitten 

unsere Mitglieder bereits jetzt, sich den 

23. Mai 2014 vorzumerken. 

50 Jahre sind eine beeindruckend lange 

Zeit. Als Einstimmung auf das Jubiläum 

und kleiner Rückblick werden nachfolgend 

einige Meilensteine der vergangenen 50 

Jahre im bpa in Erinnerung gerufen.

Wie alles begann: 9. März 1964

Die Gründungsphase des bpa fiel mitten 

in die Wirtschaftswachstumsjahre der 

westdeutschen Nachkriegszeit. Am 9. 

März 1964 gründeten Vertreter des Ver-

bandes der Berliner Alters- und Pflege-

heime (VBA) und der drei VPA-Landes-

verbände Hamburg, Schleswig-Holstein 

und Baden-Württemberg (VPA = Verband 

der privaten Alten- und Pflegeheime) 

den Bundesverband privater Alten- und 

Pflegeheime e.V. (bpa) als „Verband der 

Verbände“, der sich den überregionalen 

Belangen der bestehenden Landesver-

bände annehmen sollte. Vorsitzender 

war Pastor i.R. Wilhelm Kohlhammer.

Mit Gründung weiterer Landesverbände 

ist der bpa 1965 bundesweit repräsen-

tiert. Zu dieser Zeit umfasste die Organi-

sation mit Sitz in München gerade ein-

mal 5.000 Heimplätze. Heute hat der bpa 

bereits mehr Mitgliedseinrichtungen, 

nämlich mehr als 8.000, als er damals 

Heimplätze umfasste. Inzwischen vertritt 

der bpa fast jede dritte Pflegeeinrichtung 

in Deutschland. Dazu gehören rund 

4.000 Pflegedienste, die ca. 185.000 Pat

ienten betreuen, und 4.000 stationäre 

sowie teilstationäre Pflegeeinrichtungen 

mit etwa 265.000 Plätzen. 18.900 junge 

Menschen finden hier einen Ausbildungs

platz.

Verband der Verbände

1968 wurde Gerhard Juncke Vorsitzen-

der, die Geschäftsstelle nach Hamburg 

verlegt und Werner Schulz wurde ge-

schäftsführendes Vorstandsmitglied. Für 

eine Strukturänderung des bpa steht  

der 1. Oktober 1972: Durch Satzungsän-

derung wird er zum „Verband der Heime“. 

Aus den bisherigen Landesverbänden 

entstehen Regionalgruppen, als sat-

zungsgemäße Organe und unselbstän

dige Teilmitgliedervereinigungen, die 

mit eigenen Vorständen ausgestattet 

werden. 

Dem 1973 erstmals durch Vertreter der 

Mitgliedseinrichtungen gewählten Präsi-

dium gehörten Gerhard Juncke, Konrad 

Engelhardt und Werner Schulz an, 1977 

kam Ingeborg Hertz hinzu. Die Grenze 

ehrenamtlicher Leistungsfähigkeit war 

bald erreicht, und so wurde 1980 Dr. 

Eberhard Vetter als hauptamtlicher Ge-

schäftsführer eingestellt. 1981 wurde 

Werner Schulz zum bpa-Präsidenten ge-

wählt. 

bpa öffnet sich für Träger sozialer 

Dienste

1989 wird eine Satzungsänderung be-

schlossen, mit der auch Träger anderer 

sozialer Dienste Mitglied im bpa werden 

können. Jürgen Groth wurde 1992 Ge-

schäftsführer des bpa. Mit einem von 

ihm erarbeiteten Konzept kommt es 1994 

zur Einrichtung von acht regionalen Ge-

schäftsstellen. Durch die Fusion mit dem 

VPA Baden-Württemberg und der FAB 

(Freie Altenhilfe auf Bundesebene) keh-

ren 1995 zwei Gründungsmitglieder zu-

rück. Der Mitgliederbestand erhöht sich 

auf 1.015 Heime mit mehr als 52.000 Plät-

zen. Neu ins Präsidium kam u.a. Bernd 

Meurer.
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Die vier Gründungs mitglieder des bpa vom 9. März 1964Die vier Gründungs mitglieder des bpa vom 9. März 1964

Bernd Meurer wird Präsident des bpa

Seit 22. Mai 1997 steht Bernd Meurer an 

der Spitze des Verbandes. Er löst Werner 

Schulz ab, der über 33 Jahre hinweg die 

Geschicke des Verbandes gelenkt hat. Es 

ist die Zeit struktureller Veränderungen 

auf dem sozialen Markt: Häusliche Pfl e-

ge, teilstationäre Angebote und Kurzzeit-

pfl ege werden von der 1995 eingeführten 

Pfl egeversicherung gefördert und sorgen 

dafür, dass sich die Situation in der stati-

onären Pfl ege grundlegend verändert. 

Fusion mit dem Verband der 

Pfl egedienste 

Nach einer Phase der Kooperation mit 

der AGH (Arbeitsgemeinschaft Haus-

krankenpfl ege e.V.) und dem VAK (Ver-

band ambulanter Krankenpfl ege-Dienste 

e.V.) kommt es 1998 zur Fusion mit die-

sen beiden Verbänden, die ca. 450 Pfl e-

gedienste in Deutschland vertraten und 

über Geschäftsstellen an fünf Standorten 

mit zehn Mitarbeitern unter Führung von 

Bernd Tews verfügten. Mit dieser Fusion 

wurde die Interessenvertretung der bis 

dahin fast ausschließlich stationären 

Pfl egeeinrichtungen um die der privaten 

Pfl egedienste erweitert. Der bpa trägt 

seitdem den Namen „Bundesverband 

privater Alten- und Pfl egeheime und am-

bulanter Dienste e.V.“ Den Ausbau der 

hauptamtlichen Strukturen koordinieren 

1999 Hauptgeschäftsführer Jürgen Groth, 

der Referent für stationäre Pfl ege Her-

bert Mauel und Geschäftsführer Bernd 

Tews für den ambulanten Bereich. Die 

Bundesgeschäftsstelle in Bonn wird um 

das Bundesreferat für ambulante Pfl ege 

in Hamburg erweitert. 2001 trägt der bpa 

seiner vielschichtigen Mitgliederstruktur 

Rechnung und ändert den Verbandstitel 

in „Bundesverband privater Anbieter so-

zialer Dienste e.V.“ und deckt damit nicht 

nur zukünftige Angebotsformen sozialer 

Dienstleistungen ab, sondern drückt 

auch die umfassende professionelle Ver-

tretung aller sozialen Dienste aus. 

Herbert Mauel und Bernd Tews leiten 

die Geschäfte des bpa

Die geschäftsführenden Aufgaben des 

bpa führen ab Ende des Jahres 2000 Her-

bert Mauel und Bernd Tews – seit April 

2002 gemeinsam von der neuen Bundes-

geschäftsstelle in Berlin aus. Durch die 

Kooperation mit den Verbänden LfK, 

VAKS und AVG vertrat der bpa zu diesem 

Zeitpunkt die Interessen von über 2.000 

Pfl egediensten und ebenso vielen statio-

nären Einrichtungen. Ende 2003 lösst 

sich der VAKS auf und die Mitglieder tre-

ten dem bpa bei. Das 40-jährige Ver-

bandsjubiläum fand am 30. April 2004 im 

Plenarsaal des ehemaligen Bundestages 

in Bonn statt. 

Kinder- und Jugendhilfe im bpa

Über die Kooperation und den Beitritt 

der Mitglieder des Kasseler Bundes zum 

1. Januar 2008 in den bpa, vertreten durch 

die Landesgruppe Hessen, ist der bpa 

erstmals in einem Bundesland (Hessen) 

in allen wichtigen Gremien der Kinder- 

und Jugendhilfe sowie der Schiedsstelle 

nach SGB VIII repräsentiert. Auch in 

anderen Landesgruppen wie Hamburg, 

Bayern oder Thüringen ist der bpa zu-

nehmend in den Gremien der Kinder- 

und Jugendhilfe präsent und vertritt 

seine Mitglieder in Vergütungsverhand-

lungen.

Neues CI/CD des bpa und 

neue Homepage

Seit 2012 präsentiert sich der bpa in 

einem überarbeiteten Erscheinungsbild, 

unter anderem mit neuem Logo. Es folgte 

die neu gestaltete und mit vielen zusätz-

lichen Funktionen ausgestattete Home-

page. 
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Kommentar des bpa zum Koalitionsvertrag  
mit Blick auf die Pflege
Wird die Pflege zum Pflegefall?

Von Herbert Mauel und Bernd Tews

Gefragt haben die Mitgliedseinrichtun-

gen des bpa; und die Fragen zeigten Wir-

kung!

„Pflege muss für alle Menschen, die auf 

sie angewiesen sind, bezahlbar bleiben.“  

Damit ist das Kapitel zur Pflege im Koali-

tionsvertrag überschrieben. Wir verste-

hen diese Aussage als eindeutiges Be-

kenntnis zur Leistungsdynamisierung 

und -verbesserung. Offenbar haben die 

Verhandlungsführer der beabsichtigten 

großen Koalition sehr genau verstanden, 

dass es auch künftig ein vorrangiges Ziel 

der Pflegeversicherung bleiben muss, 

die Menschen davor zu bewahren, allei-

ne wegen der Pflegebedürftigkeit zum 

Sozialhilfeempfänger zu werden. Gegen 

heftige Widerstände verteidigte der bpa 

dieses Ziel, wohl wissend, dass es nur 

um den Preis von Beitragserhöhungen 

zu finanzieren ist. Bei den Prioritäten der 

Verwendung der gesteigerten Beitrags-

einnahmen allerdings hält der bpa eine 

umgehende Dynamisierung der Sach-

leistungsansprüche für erforderlich. Der 

neue Pflegebedürftigkeitsbegriff hat sich 

in diesem Zusammenhang ebenfalls an 

dem Maßstab der Leistungsverbesse-

rungen für die pflegebedürftigen Men-

schen messen zu lassen. 

„Gute Pflege setzt qualifiziertes und 

motiviertes Personal voraus.“ 

Das Thema der um sich greifenden Per-

sonalnot nimmt ebenfalls einen wichti-

gen Teil im Koalitionsvertrag ein. Klare 

Worte finden sich dort sowohl zur Quali-

fizierung im Inland als auch zur qualifi-

zierten Zuwanderung aus dem Ausland. 

Nicht zuletzt sollen alle Möglichkeiten 

ausgeschöpft werden, auch die Ausbil-

dungszahlen weiter zu steigern. Ein Bau-

stein ist die Sicherung der Refinanzie-

rung aller Ausbildungskosten. Damit 

steigt erneut der Druck auf die Bundes-

länder, die längst überfällige Abschaf-

fung der Verpflichtung vieler Auszubil-

dender zur Zahlung von Ausbildungsgeld 

durchzusetzen. 

Ein großer Wurf kann die angekündigte 

deutliche Verbesserung der personellen 

Ausstattung werden. Immer wieder rief 

der bpa in Erinnerung: „Gute Pflege 

braucht mehr Zeit!“ Im Kontext der Koa-

litionsverhandlungen hat der bpa zudem 

öffentlich an die Personalversprechen 

der Parteien im Wahlkampf erinnert und 

konkrete Vorschläge der Umsetzung un-

terbreitet. Vereinbart sind nun für die 

stationäre Pflege über 15.000 weitere 

Betreuungskräfte, welche eine deutliche 

Entlastung nicht nur für alle Heimbewoh-

ner bewirken werden, sondern auch für 

die heutigen Mitarbeiter. „Bei einem 

Schlüssel von einer Betreuungskraft auf 

20 Pflegebedürftige werden so zum Bei-

spiel in stationären Einrichtungen insge-

samt bis zu 45.000 Betreuungskräfte tä-

tig sein.“ Zusätzliche Betreuungskräfte 

sollen künftig allen Heimbewohnern zur 

Verfügung stehen, werden über die Pfle-

gekassen finanziert und verteuern somit 

nicht die Heimentgelte. Damit wird diese 

Verbesserung auch auf die Akzeptanz der 

unterhaltspflichtigen Angehörigen sto-

ßen. Diese Regelung wird die gleichen 

Effekte für die Tages- und Nachtpflege 

sowie für die Kurzzeitpflege entfalten.

Ähnlich positive Auswirkungen ver-

spricht die Vorgabe, die Leistungsbeträ-

ge in der ambulanten Versorgung weiter 

denen der stationären Versorgung anzu-

gleichen. Die Hilfen zur Weiterführung 

des Haushalts sollen ausgebaut werden. 

Ausdrücklich erwähnt werden Verbesse-

rungen für die Kurzzeit- und Verhinde-

rungspflege, die Tages- und Nachtpflege, 

die Zuschüsse für Wohnumfeld verbes-

sernde Maßnahmen oder die Anschubfi-

nanzierung für ambulant betreute Wohn-

formen. Die Kurzzeitpflege und die Ver- 

hinderungspflege können dabei zu ei-

nem Budget zusammengefasst werden.

„Wir werden die Finanzierungsverant-

wortung dort verorten, wo der Nutzen 

entsteht, um Verschiebebahnhöfe zu 

beseitigen.“ 

Dieses wichtige Signal beendet hoffent-

lich das Bestreben insbesondere von 

Krankenkassen und Sozialhilfeträgern, 

die Entlastung der eigenen Haushalte 

über die Verschiebung der Kosten in die 

Pflegeversicherung zu finanzieren. So 

werden auch die Bundesländer daran er-

innert, dass die Finanzierungsverantwor-

tung für die Altenpflegeschulen bei ih-

nen liegt. Beim Griff in die Tasche des 

Nachbarn werden wir deutlich an die 

Tausendfach wurden Politiker 

gefragt, was sie tun

•	� um die Personalnot in der 

Pflege zu beenden,

•	� um das Ansehen der Pflege

berufe aufzuwerten,

•	� um qualifizierte Pflegekräfte ins 

Land zu holen,

•	� um Pflegebürokratie wirksam 

abzubauen,

•	� um die Pflegeleistung gerecht 

zu vergüten und

•	� um das Pflegesystem finanzier-

bar zu halten.
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online-factoring 
ab 0,6 %
Das innovative Finanzierungs- und
Abrechnungsverfahren reduziert Ihre
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• extrem günstige Konditionen 
• keine weiteren Kosten
• kurze Vertragsbindungsfristen
• flexibel und unkompliziert in der 

Handhabung
• feste Ansprechpartner
• Schnittstellen zur Finanzbuch-

haltung

Weitere Informationen erhalten 
Sie bei der

BFS Service GmbH
Im Zollhafen 5 (Halle 11)
50678 Köln

Telefon 0221.97356-160
Telefax 0221.97356-164

bfs-service@sozialbank.de
www.bfs-service.de
www.sozialbank.de

systemwidrige Belastung der Heimbe-

wohner erinnern, welche zwar wie alle 

anderen Versicherten Beiträge zur Kran-

kenversicherung zahlen, für die Behand-

lungspflege aber – wie letztlich auch die 

Sozialhilfeträger – erneut zur Kasse ge-

beten werden. Diese Ungleichbehand-

lung macht nicht nur die Pflegesätze  

unnötig teuer, sondern verzerrt mittler-

weile auch den Wettbewerb. Zu einer er-

neuten Wettbewerbsverzerrung durch ein 

zunächst vorgesehenes 500-Millionen-

Euro-Programm zur Umwandlung von 

Krankenhäusern in Pflegeheime wird es 

vermutlich nicht kommen.

„Dokumentationspflichten und Büro

kratie müssen auf das Nötigste begrenzt  

werden.“ 

Diese Vorgabe schafft Akzeptanz für eine 

ehrliche Diskussion über notwendige 

Planung und Dokumentation, die alle  

Beteiligten binden muss bei den inflatio-

nären Ansprüchen nach immer weitge-

hender Absicherung gegen denkbare Ri-

siken. Das zu diskutierende Risiko wird 

künftig sein, ob wir es gemeinsam aus-

halten, der Pflege so viel Kompetenz und 

Vertrauen zu bescheinigen, dass Abläufe 

tatsächlich vereinfacht werden können 

und damit das gewonnen wird, was sich 

alle wünschen: Mehr Zeit für die pflege-

bedürftigen Menschen. Hierzu brauchen 

wir belastbare Ergebnisse, möglichst in 

Form einer bundesweit verbindlichen 

Rechtsverordnung, die später alle Betei-

ligten wie Pflegeeinrichtungen, MDK und 

Heimaufsichten nicht nur inhaltlich bin-

den, sondern auch entlasten. 

Schon mit der ersten öffentlichen Reakti-

on auf die Inhalte des Koalitionsvertrag 

begrüßte der bpa die eindeutige Ausrich-

tung auf spürbare Leistungsverbesse-

rungen und die damit einhergehende 

Skepsis gegenüber aufwändigen Presti-

geprojekten. Erst wenn die greifbaren Vor

teile für die pflegebedürftigen Menschen 

und für die Pflegenden erkennbar wer-

den, wird die Umsetzung des neuen Pfle-

gebegriffs auf breite Akzeptanz stoßen.

Die jetzt in zwei Schritten vorgesehene 

Erhöhung der Beiträge zur Pflegeversi-

cherung ist ein klares Signal zur Bewälti-

gung der demographischen Herausfor-

derung, auch wenn der bpa für eine 

schnellere Anpassung der Beiträge ge-

worben hat. Die sich bildende Regie-

rungskoalition ist bereit, im Laufe der 

Legislaturperiode jährlich bis zu fünf Mil-

liarden Euro zusätzlich in die Pflegeversi-

cherung zu stecken. Das müsste reichen, 

um die dringendsten Leistungsverbesse-

rungen und zugleich die dringendsten 

personellen Verbesserungen in den Be-

reichen ambulante und stationäre Pflege 

zu erreichen – jedoch nur, wenn die Gel-

der tatsächlich da landen, wo sie benö-

tigt werden. 

Die Reaktion des bpa war somit „Pflege: 

Programm mit Potenzial“. „Allerdings“, 

so Meurer, „werden diese finanziellen 

Mittel sofort benötigt – zur Entlastung 

des Personals, zur Steigerung der Attrak-

tivität des Pflegeberufs und um die suk-

zessive Entwertung der Pflegeleistungen 

durch die Inflation abzufedern. Außer-

dem müssen wir Fachpersonal im In- 

und Ausland gewinnen, um die Betreu-

ung von Pflegebedürftigen personell 

aufzustocken. Die Pflege hat keine Zeit zu 

verlieren.“ 

Damit die Pflegereform gelingen kann, 

erneuert der bpa seine Forderung nach 

einer konzertierten Pflegeaktion, die Pfle-

gekassen, Länder, Kommunen und Trä-

ger in der Pflege einschließt. Denn viele 

Probleme liegen auf Länderebene, viele 

Probleme stecken in bürokratischen 

Hemmnissen, die der Bund allein nicht 

überwinden kann. 

„Eingliederungshilfe reformieren –  

Modernes Teilhaberecht entwickeln“. 

Wenngleich die Absicht bekräftigt wird, 

in der Eingliederungshilfe künftig die 

Leistungen personenbezogen zu gewäh-

ren, deutet sich auch im Koalitionsver-

trag die tatsächlich offene Frage der Fi-

nanzierung deutlich an. 
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Bundesrahmenempfehlungen für  
die häusliche Krankenpflege treten in Kraft 
Lösungen für wichtige Probleme der Pflegedienste 

Von Bernd Tews

Dem bpa und den übrigen Trägerverbän-

den sowie den Spitzenverbänden der 

Krankenkassen ist es jetzt erstmals ge-

lungen, sich auf eine Vereinbarung zu den 

Bundesrahmenempfehlungen nach § 132a 

SGB V für die häusliche Krankenpflege 

zu verständigen. Ziel war es, Lösungs-

kompromisse in der Bundesrahmen-

empfehlung zu den drängendsten Prob-

lemen der Pflegedienste in der häus- 

lichen Krankenpflege zu vereinbaren und 

Grundsatzfragen der häuslichen Kran-

kenpflege und deren Regelungsgegen-

stand, z. B. zu den Prophylaxen, zunächst 

zurück zu stellen und damit die Bundes-

rahmenempfehlung etappenweise wei-

ter zu entwickeln.

Folgende Punkte wurden in der Rahmen-

empfehlung unter anderem einer Klä-

rung zugeführt und müssen zur Umset-

zung in die Verträge zur häuslichen 

Krankenpflege der Dienste aufgenom-

men werden: der Einsatz der Altenpfle-

gekräfte als Pflegedienstleitung, der Be-

schäftigungsumfang von Pflegedienst- 

leitung und Stellvertretung, das Verord-

nungs- und Genehmigungsverfahren von 

Leistungen und das Abrechnungs- und 

Datenträgeraustauschverfahren. 

Aufgrund der Gesetzesänderung im Zuge 

des Pflege-Neuausrichtungsgesetzes wur

den zum Datenträgeraustausch Regelun-

gen vereinbart, die unmittelbar in die 

Verträge zur häuslichen Krankenpflege 

hineinwirken und Vorrang vor den Rege-

lungen der Krankenkassen nach § 302 

SGB V haben. 

Zentrales Anliegen des bpa war die un-

eingeschränkte Anerkennung und Gleich

stellung der Altenpflegefachkräfte als 

Pflegedienstleitung sowie die deutliche 

Entschlackung des Abrechnungsverfah-

rens – Letzteres insbesondere durch die 

Klarstellung der Verantwortlichkeiten im 

Genehmigungsverfahren: Hier ist nicht 

der Pflegedienst für die Übermittlung 

von Dokumenten verantwortlich. Außer-

dem wurde die Zahlungsverpflichtung 

der Krankenkassen geklärt, insbesonde-

re wenn dem Pflegedienst noch keine 

Genehmigungsnummer durch diese über

mittelt wurde. 

Wie vereinbart wurden zunächst die pra-

xisrelevanten Themen der häuslichen 

Krankenpflege aufgegriffen und einer 

Regelung zugeführt. 

Die besondere Herausforderung der Ver-

handlungen bestand in dem Empfeh-

lungscharakter der Bundesrahmenemp-

fehlung und in den seit vielen Jahren 

existierenden Verträgen zur häuslichen 

Krankenpflege vor Ort. Diese Verträge  

divergieren teils deutlich zwischen den 

Bundesländern, aber auch zwischen den 

Kassenarten. Diese unterschiedliche Aus

gestaltung der Verträge sowie der Emp-

fehlungscharakter waren als Ausgangs-

punkt der Verhandlungen zu berück- 

sichtigen. Diese Situation erschwert eine 

bundeseinheitliche Regelung, die zudem 

bei fehlender Einigung über keinerlei 

Konfliktschlichtungsinstrument verfügt. 

Zu den Regelungen im Einzelnen:

Die vorliegende Empfehlung enthält zu-

nächst Regelungen im Zusammenhang 

mit der Pflegedienstleitung. Vereinbart 

wurde, dass Altenpflegefachkräfte zu-

künftig bundesweit, auch ohne Zusatz-

qualifikation, als verantwortliche Pflege-

fachkraft in der häuslichen Krankenpflege, 

nach Aufnahme der Regelung in die Ver-

träge nach § 132 a SGB V, tätig werden 

dürfen. Auch für die zweijährig ausgebil-

deten Altenpfleger mit staatlicher Aner-

kennung in dieser Funktion wurde, für 

den Fall des Wechsels in ein anderes 

Bundesland, eine Bestandsschutzrege-

lung getroffen und auch Heilerziehungs-

pfleger wurden, analog des SGB XI, als 

verantwortliche Pflegefachkraft in Spezi-

aldiensten berücksichtigt. 

Neben der 460-stündigen Weiterbildung 

wurde auch der Mindestbeschäftigungs-

umfang für die leitende Pflegefachkraft 

und deren Stellvertretung festgeschrie-

ben. Ebenso wurde die Erstreckung der 

Funktion der Verantwortlichen auf weite-

re Dienste bzw. Einrichtungen des glei-

chen Trägers, ermöglicht. Bezüglich des 

Verordnungs- und Genehmigungsver-

fahrens von Leistungen der häuslichen 

Krankenpflege wurde klargestellt, dass 

die fristgerechte Einreichung und ggf. 

die erforderliche Nachreichung von Un-

terlagen ausschließlich der Arzt und die 

Patienten gegenüber der Krankenkasse 

verantworten. 
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Die Übernahme der Kosten durch die 

Krankenkassen wurde zur Reduzierung 

der diesbezüglichen Differenzen eindeu-

tig klargestellt. Von besonderer Relevanz 

für den Verband war es, das Abrech-

nungsverfahren und den damit einher-

gehenden bürokratischen Aufwand für 

die Pfl egedienste deutlich zu verein-

fachen, in dem beispielsweise die Dop-

pel- und Dreifachabforderung von Unter-

lagen durch Krankenkassen ausgeschlos -

sen wird. Einvernehmen bestand, die 

Synergien im Abrechnungsverfahren zu 

heben und mittelfristig ein vollständig 

papierloses Verfahren einzuführen. 

Dem bpa war es wichtig, das Genehmi-

gungs- und Abrechnungsverfahren zu 

entschlacken und den Aufwand des Ge-

nehmigungs- und Abrechnungsverfah-

rens für die Dienste erheblich zu reduzie-

ren. Zu dieser Thematik wird zu Beginn 

des nächsten Jahres weiter verhandelt.

Im Entwurf zur Rahmenempfehlung sind 

drei wesentliche Festlegungen hierzu ge-

troffen worden. Einerseits wird die er-

neute Übersendung von Unterlagen, die 

der Krankenkasse bereits vorliegen oder 

vorgelegen haben, wie z. B. ärztliche Ver-

ordnungen, ab April nächsten Jahres 

ausgeschlossen und andererseits wird 

für die Dienste endlich die Abrechnung 

auch ohne Genehmigungsnummer ab 

September 2014 ermöglicht. Für die frist-

gerechte Einreichung und ggf. die erfor-

derliche Nachreichung von Unterlagen 

an die Krankenkassen sind zukünftig 

ausschließlich der Arzt und der Patient, 

nicht aber der Pfl egedienst, zuständig. 

Damit soll die Anforderung von zusätzli-

chen Unterlagen von den Pfl egediensten 

durch die Krankenkassen künftig nicht 

mehr erlaubt sein. Zudem wurde durch 

die Bundesrahmenempfehlungen die 

Zusammenfassung

Bei den Bundesrahmenempfehlungen zur häuslichen Kran-

kenpfl ege handelt es sich um einen Kompromiss, der eini-

ges an Wünschen offenlässt. Nichtsdestotrotz bieten die 

Empfehlungen aber wichtige Lösungen für Probleme und 

Widrigkeiten der häuslichen Krankenpfl ege. Nach jahrelan-

gem Stillstand ist es gelungen, endlich konstruktive Lösun-

gen innerhalb der Selbstverwaltung zu fi nden. Der bpa war 

hieran wesentlich beteiligt und wird weitere konstruktive 

Problemlösungen ebenso wie die Klärung von Grundsatz-

fragen vorantreiben. Populistischen Aktivitäten von Kleinst-

verbänden gilt es ebenso entgegenzutreten wie überzogenen

Forderungen der Krankenkassen. Ziel ist die Weiterentwick-

lung der häuslichen Krankenpfl ege durch die relevanten be-

teiligten Akteure. Denn die vereinbarten Empfehlungen 

sind nur ein erster Schritt: In den nächsten Monaten gilt es, 

die weiteren dringenden Themen des Versorgungsalltags 

der Pfl egedienste konsequent und zeitnah zu verfolgen, und 

die Empfehlungen in die Verträge der Pfl egedienste vor Ort 

einzufügen, damit diese die erforderliche Wirkung entfalten. 

Hierfür wird der bpa sich im Interesse seiner Mitglieder ent-

sprechend einsetzen.

Kostenübernahme durch die Kranken-

kassen eindeutiger geregelt, um die hier-

zu bestehenden Differenzen zwischen 

Diensten und Krankenkassen zu reduzie-

ren. Die Kasse übernimmt die Kosten für 

die Leistungen – solange bis dem Pfl ege-

dienst ein anders lautender Bescheid 

vorliegt. Voraussetzung ist, dass die Ver-

ordnung bis drei Tage nach Ausstellung 

eingereicht wurde – aber auch bei später 

eingereichten Verordnungen, wenn die 

Leistungen teilweise- oder vollständig 

genehmigt werden. In den Verträgen 

nach § 132a SGB V soll zur Fristwahrung 

zudem eine Fax- oder Dateiübermittlung 

vorgesehen werden. Die Regelungen zum 

Datenträgeraustausch wirken in aller Re-

gel unmittelbar in die Verträge zur häusli-

chen Krankenpfl ege hinein und binden 

diese (§ 132a Abs. 1 Satz 6 SGB V).
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13. bpa-Fachtagung für Einrichtungen 
der Behindertenhilfe
Neues Bundesleistungsgesetz geplant

Auf der 13. bpa-Fachtagung für Einrich-

tungen der Behindertenhilfe vom 24. bis 

25. Oktober 2013 in Berlin informierten 

sich wieder fast 100 Betreiber und Lei-

tungskräfte über die neuesten Entwicklun-

gen im Bereich der Eingliederungshilfe.

Im Auftaktreferat berichtete Dr. Irene Vor-

holz, Beigeordnete für Soziales und Ar-

beit beim Deutschen Landkreistag, über 

das geplante neue Bundesleistungsge-

setz für behinderte Menschen und die 

Weiterentwicklung der Eingliederungs-

hilfe. Seit Jahren wird über die Reform 

der Eingliederungshilfe zwischen Bund, 

Ländern und Kommunen diskutiert, wo-

bei es bisher weder Entlastungen der 

Kommunen oder zumindest ein Abfl a-

chen der Kostensteigerungen noch eine 

Verbesserung der Versorgung gegeben 

hat. Bund und Länder hatten sich im 

Sommer in ihrer Einigung zum EU-Fis-

kalpakt auch darauf verständigt, den 

Kostendruck auf die Kommunen anzuge-

hen und in der kommenden Legislatur-

periode ein neues Bundesleistungsge-

setz zu schaffen. 

Dr. Vorholz erörterte die verschiedenen 

Finanzierungsmöglichkeiten durch den 

Bund, angefangen von einer vollen Kos-

tenübernahme zum Beispiel durch eine 

Neuverteilung der Umsatzsteuerpunkte 

zugunsten der Kommunen bis hin zur 

Möglichkeit einer anteiligen Kostenüber-

nahme in Form eines Bundesteilhabe-

geldes als vom Bund fi nanzierte, vorge-

lagerte Leistung, die auf die Eingliede-

rungshilfe anzurechnen wäre. Inhaltlich 

soll eine Neuausrichtung von einer über-

wiegend einrichtungszentrierten zu einer 

personenzentrierten Leistung erfolgen. 

Hierbei sollen neben der Werkstatt für 

behinderte Menschen auch andere Bil-

dungs- und Beschäftigungsleistungen 

zugelassen, bundesweit vergleichbare 

und auf Partizipation beruhende Kriteri-

en für die Verfahren der Gesamtplanung 

geregelt und eine verstärkte Steuerungs-

verantwortung sowie Gesamtkoordina-

tion der einzelnen Leistungen beim Sozi-

alhilfeträger verankert werden. Wie er-

wartet, stieß die beabsichtigte Schaffung 

einer Rechtsgrundlage für unmittelbare 

Regressmöglichkeiten sowie eines um-

fassenden Prüfrechts des Sozialhilfeträ-

gers auf Kritik der Einrichtungsbetreiber.

Norm zum barrierefreien Bauen (DIN 

18040-2R)

Über die Ausführungsverordnung zum 

Bayerischen Pfl ege- und Wohnqualitäts-

gesetz ist der Anwendungsbereich der 

DIN 18040-2 R ausdrücklich für stationäre 

Einrichtungen vorgesehen – mit abseh-

baren erheblichen wirtschaftlichen Risi-

ken für die betroffenen Einrichtungen. In 

einem lebhaften Beitrag stellte der Leiter 

der bpa-Landesgeschäftsstelle Bayern, 

Joachim Görtz, die neue Norm zum bar-

rierefreien Bauen vor, wies auf die Aktu-

alität für andere Bundesländer hin und 

skizzierte anhand ausgesuchter Praxis-

beispiele die entstehenden fi nanziellen 

Mehrbelastungen, wenn die in der DIN 

18040-2R genannten Schutzziele exakt 

umgesetzt würden. 

Görtz schilderte den anschließenden Ab-

stimmungsprozess mit dem Bayerischen 

Sozialministerium, in welchem eine 

handhabbare Lösung in Form alternati-

ver Ansätze zur Erreichung des Schutz-

zielforderungskataloges nebst Umset-

zungshinweisen unter Berücksichtigung 

fachlicher und auch fi nanzieller Auswir-

kungen entwickelt werden konnte. Da-

durch kann zum einen das Vollzugshan-

deln der nachgeordneten Behörden 

vereinfacht werden, zum anderen führen 

die Umsetzungsalternativen mit wirt-

schaftlich vertretbarem Aufwand zum 

selben Ziel.

Neuer Pfl egebedürftigkeitsbegriff

Auf großes Interesse stießen die Ausfüh-

rungen von bpa-Geschäftsführer Herbert 

Mauel zur Überarbeitung des Pfl egebe-

dürftigkeitsbegriffs. So soll es künftig 

statt der heute geltenden drei Pfl egestu-

fen fünf sogenannte Pfl egegrade geben. 

Neuer Maßstab würde ein abstrakter 

Herbert Mauel, bpa-Geschäftsführer

Dr. Irene Vorholz, Beigeordnete für 

Soziales und Arbeit beim Deutschen 

Landkreistag

Gut besuchte Fachtagung für 

Einrichtungen der Behindertenhilfe 
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Grad der Selbstständigkeit, der durch 

sechs Kriterien bestimmt wird. Aus Sicht 

des bpa konnten zentrale Forderungen 

im Expertenbericht verankert werden, 

wie etwa die Beibehaltung der Leistun-

gen für Personen mit eingeschränkter 

Alltagskompetenz aus dem Pfl egeleis-

tungs-Ergänzungsgesetz, Pfl ege-Weiter-

entwicklungsgesetz und Pfl ege-Neuaus-

richtungs-Gesetz nach Ziel, Inhalt und in 

ihrer bisherigen Ausgestaltung als zu-

sätzliche und den pfl egebedürftigen 

Menschen fi nanziell nicht belastende 

Leistungen. Auch bei den Leistungsbe-

trägen konnte der bpa durchsetzen, dass 

die Leistungshöhen ausdrücklich so be-

messen sein sollen, dass eine alleine we-

gen der Pfl egebedürftigkeit entstehende 

Sozialhilfeabhängigkeit vermieden wird. 

Erwähnt werden muss aber auch, dass 

die Ergebnisse eines neuen Begutach-

tungsverfahrens kaum handlungsleitend 

für die Mitarbeiter der Pfl egeeinrichtung 

sein dürften und eine streitfreie Bemes-

sung der personellen Ausstattung nicht 

ermöglichen werden.

Leider werden sich die Schnittstellen zur 

Eingliederungshilfe für behinderte Men-

schen weiter verschärfen und sind im 

Rahmen der Einführung des neuen Pfl e-

gebedürftigkeitsbegriffs zu lösen. Wie 

diese aussehen kann ist unklar; auf alle 

Fälle bedarf die Regelung des § 43 a SGB 

XI einer Überprüfung. Nach Berechnun-

gen des Beirates würde sich die Zahl der 

nach § 43 a SGB XI Leistungsberechtig-

ten bei Einführung des neuen Begutach-

tungs-Assessments um 60.000 erhöhen 

und – abweichend von der gegenwärti-

gen Gesetzeslage – ambulante oder sta-

tionäre Sachleistungen unterstellt, ergä-

ben sich erhebliche Mehrausgaben von 

1,5 Mrd. Euro (ambulante Sachleistun-

gen) beziehungsweise 2 Mrd. Euro pro 

Jahr (stationäre Sachleistungen). 

Ambulant betreutes Wohnen

Daniel Heinisch vom Deutschen Verein 

konnte hieran inhaltlich direkt anknüpfen 

und wies auf die Schnittstellen und Über-

schneidungen zwischen den Leistungen 

der Eingliederungshilfe zu Leistungen 

EIN SERVICE, DER IHRE 
WÜNSCHE ERFÜLLT
Persönliche Ansprechpartner für Ihre Abrechnung

Sonderkonditionen

nur für Mitglieder

Finden Sie jetzt heraus, was echten Service ausmacht!

Entdecken und gewinnen: 

www.clever-abrechnen.de – 0800 / 678 23 28 (gebührenfrei)

bpa magazin_211x142,5_Dezember.indd   2 07.11.2013   10:53:26

Daniel Heinisch, Deutscher Verein
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der Pfl ege nach dem SGB XI im ambu-

lant betreuten Wohnen hin. Diese haben 

sich durch die mit dem Pfl ege-Neuaus-

richtungs-Gesetz neu eingeführte Rege-

lung zur häuslichen Betreuung gemäß § 

124 SGB XI ausgeweitet. Allerdings ge-

staltet sich eine Abgrenzung zwischen 

den beiden Systemen im Einzelfall als 

schwierig, wobei zur Lösung meist auf 

die verfolgte Zielrichtung und den 

Schwerpunkt abgestellt wird, wobei Pfl e-

ge bewahrend und Eingliederungshilfe 

dynamisch auf Veränderungen ausge-

richtet ist. Nach Ansicht von Heinisch gilt 

es, dieses gesetzgeberische Defi zit zu 

schließen, sei es durch eine Zusammen-

führung von Pfl ege und Eingliederungs-

hilfe oder Anrechnung der Leistungen 

der Pfl ege auf Leistungen der Eingliede-

rungshilfe.

Entwicklungsprojekt Leistungsmodule 

des Bezirks Mittelfranken

Aus erster Hand wurde über ein Projekt 

berichtet, welches nicht nur regionale 

Auswirkungen haben wird, sondern 

durchaus bundesweite Resonanz fi nden 

kann. Im Bereich des Bezirks Mittelfran-

ken wird sehr konkret die Entwicklung 

und Erprobung eines modularen per-

sonen zentrierten Leistungs- und Vergü-

tungssystems für Menschen mit einer 

seelischen, geistigen oder körperlichen 

Behinderung vorangebracht. bpa-Präsi-

diumsmitglied Volker Schirmer, der eng 

in die Vorbereitung und Umsetzung ein-

ge bunden ist, erläuterte die Umsetzung 

anhand anschaulicher konkreter Bei-

spiele. 

Budgetierung in der Sozialpsychiatrie

Dr. Peter Gitschmann von der Behörde 

für Soziales, Familie und Integration der 

Freien und Hansestadt Hamburg stellte 

den in Hamburg gerade begonnenen 

Umstellungsprozess der Budgetierung 

in der Sozialpsychiatrie vor. Auslöser für 

die Strukturreform waren aus Sicht der 

Sozialbehörde unter anderem eine er-

hebliche Fallzahl- und Ausgabensteige-

rung, Fehlanreize im Leistungserbringer-

recht und Zweifel an der Wirksamkeit der 

Leistungen. Als Korrektiv werden nun-

mehr die bisher getrennten Angebote 

der Psychosozialen Kontaktstellen, des 

betreuten Wohnens und der personen-

bezogenen Hilfe für psychisch kranke 

Menschen zusammengeführt, die Leis-

tungserbringung strikt sozialraum- und 

teilhabeorientiert ausgestaltet, Teilhabe-

leistungen individuell, bedarfsgerecht 

und wirkungsvoll zusammengestellt und 

Trägerbudgets eingerichtet. Abzuwarten 

bleibt, inwieweit sich die erwarteten Ef-

fekte wie verbesserte Teilhabe am Leben 

in der Gemeinschaft, Planungssicherheit, 

Entbürokratisierung Minimierung von 

Streitpotentialen und letztlich Einhaltung 

des Haushaltsrahmens einstellen. 

Umsetzung des personenzentrierten 

Ansatzes

Zum Abschluss schilderte Uwe Clasen, 

Landesbeauftragter des bpa in Ham-

burg, welche Schwierigkeiten sich für die 

Einrichtungen bei der Kostenkalkulation 

im Rahmen der Umsetzung des perso-

nenzentrierten Ansatzes ergeben kön-

nen. Dies betrifft unter anderem 

Fragestellungen, inwieweit künftig Be-

standteile der Grundpauschale systema-

tisch der Maßnahmenpauschale zuge-

ordnet werden müssen, wie die bisher 

vereinbarten Investitionskosten weiter 

fi nanziert werden und welche Anteile der 

Grundpauschale von der Hilfe zum Le-

bensunterhalt gedeckt sind. Die zu er-

wartenden fi nanziellen Verwerfungen er-

fordern eine Umstellungsphase für die 

Einrichtungen, in der sich die Praktikabi-

lität des neuen Verfahrens erweisen 

muss. Es ist zu befürchten, dass dabei 

keine Rücksicht auf die Finanzierungs-

notwendigkeiten der heutigen Einrich-

tungen genommen wird, obwohl diese 

auch in Zukunft für die Vorhaltung einer 

leistungsfähigen Struktur dringend be-

nötigt werden. Olaf Schwabe

Volker Schirmer, bpa-Präsidiumsmit-

glied

Dr. Peter Gitschmann, Behörde für 

Soziales, Familie und Integration der 

Freien und Hansestadt Hamburg

Joachim Görtz, 

Leiter der bpa-

Landesge-

schäftsstelle 

Bayern
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Ergänzende Eingliederungshilfe 
in der Phase F Niedersachsen
Seit November 2013: Einzigartiges 
Modellprojekt im „Fichteneck“ in Braunlage
Von Mario Eissing

Im Rahmen eines niedersachsenweit 

einzigartigen Modellprojektes erhalten 

Bewohner in der neurologischen Fach-

pfl ege-Einrichtung „Fichteneck“ in Braun-

lage seit November 2013 ein zusätzli-

ches Leistungsangebot. 

Durch die so genannte „ergänzende Ein-

gliederungshilfe“ werden die Bezugsbe-

rechtigten, zum Großteil Menschen im 

jüngeren Lebensalter, in Bereichen des 

täglichen Lebens weiterführend aktiviert 

und gefördert. Für etwa derzeit 25 von 

insgesamt 87 Bewohnern des „Fich-

tenecks“ bedeutet das, dass ihnen durch 

qualifi ziertes Personal Verrichtungen des 

Alltags oder die Aufrechterhaltung von 

Sozialkontakten, zum Beispiel durch Ein-

kaufen gehen, Behördengänge erledi-

gen, Konzerte besuchen oder den Com-

puter zu bedienen, ermöglicht be zieh-

ungsweise wieder gelehrt wird. Hierzu 

stehen der Einrichtung dank des Modell-

projektes zusätzliche Mitarbeiter zur Ver-

fügung. 

Das Besondere ist, dass es sich bei den 

betroffenen Menschen um schwerst-

schädelhirngeschädigte oder neurolo-

gisch erkrankte Menschen in der soge-

nannten „Phase F“ – also in der Re-

habilitationsphase, in der man von „aus-

therapiert“ spricht – handelt, deren Prog-

nose somit als „zustandserhaltend“ oder 

gar rezidiv, also rückläufi g, bezeichnet 

wurde. 

Durch die langjährige Erfahrung, die 

hohe Pfl egefachlichkeit und die enge Ko-

operation mit dem interdisziplinären 

Therapieteam, bestehend aus Snoeze-

len-, Ergo- und Physiotherapie, Logopä-

die sowie dem Einsatz von zwei Thera-

piehunden haben diese Bewohner solch 

erstaunliche Fortschritte vollzogen, dass 

durch die nun folgende ergänzende Ein-

gliederungshilfe, die zum Großteil in 

einer sogenannten „Förder-Hausgemein-

schaft“ erfolgt, diverse positive Ent wick-

lungen weiter vorangetrieben werden 

können. 

Initiator und Förderer dieses Projektes 

war das Sozialministerium Niedersach-

sen, das in Zusammenarbeit mit den 

überörtlichen Sozialhilfeträgern in Hil-

desheim und der Geschäftsführung, Rai-

ner Wolf sowie der Heimleitung, Regina 

Grondey, die Konzeption und die Rah-

menbedingungen erarbeiteten. 

Das Modellprojekt ist zunächst für drei 

Jahre ausgelegt. Danach wird die Wirk-

samkeit der durchgeführten Maßnah-

men anhand von pfl egewissenschaftlich 

anerkannten und aussagekräftigen Be-

wertungsskalen ermittelt. Sollte sich dies 

als erfolgreich erweisen, ist eine Übertra-

gung auf andere Bewohner in Einrich-

tungen in Niedersachsen mit ähnlichen 

Voraussetzungen geplant.

Mario Eissing, 

Dipl. Pfl ege-

wirt (FH) und 

Geschäfts-

führer der Wolf 

Wohn-, Pfl ege- 

und Therapie-

ein richtungen

Breitenweg 29-33
28195 Bremen

Tel. 0421 / 339 08 70
Fax. 0421 / 339 08 79

e-mail: info@as-bremen.de
Internet: www.as-bremen.de

... einfach nur hanseatisch!
zuverlässig · solide · kompetent

Wir sorgen für...
 Datenträgeraustausch
 Liquidität
 Kostenersparnis
 Transparenz
 Fester Sachbearbeiter
 Zeitersparnis

Ich hab’ die richtige Wahl getroffen 
und bin ganz einfach zufrieden! 

Und das Jahr für Jahr!

Mit der persönlichen, fairen und 
zuverlässigen Betreuung der 
AS AG habe ich genau den 
Servicepartner, den ich brauche.

... einfach nur hanseatisch!

 Zeitersparnis

Exklusive

Sonderkonditionen 

für bpa-Mitglieder !



16

D
as

 s
o

llt
en

 S
ie

 w
is

se
n

bpa-Präsident Bernd Meurer wurde im 

Rahmen der Hauptausschusssitzung des 

Deutschen Vereins am 12. September 2013 

in das Präsidium des Deutschen Vereins 

(DV) gewählt. Der bpa ist seit 1966 Mit-

glied im Deutschen Verein und hatte bis-

her Gaststatus im Präsidium. Das DV-

Präsidium besteht aus dem Präsidenten 

– zurzeit Wilhelm Schmidt, Präsident der 

AWO – vier Vizepräsidenten und bis zu 

32 weiteren Mitgliedern. 

Der Deutsche Verein für öffentliche Für-

sorge e.V. ist seit über 130 Jahren das 

gemeinsame Forum von Kommunen 

und Wohlfahrtsorganisationen sowie ih-

rer Einrichtungen, der Bundesländer und 

Vertreter der Wissenschaft für alle Berei-

che der sozialen Arbeit und der Sozialpo-

litik. Er begleitet und gestaltet durch sei-

ne Expertise und Erfahrung die 

Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- 

und Familienpolitik, der Sozial- und Al-

tenhilfe, der Grundsicherungssysteme 

und der Pfl ege und Rehabilitation.

Bernd Meurer ins Präsidium des 
Deutschen Vereins gewählt

Ab 1. Januar 2014 gelten nur noch die elektronischen 

Gesundheitskarten mit Foto als Nachweise, die zur Inan-

spruchnahme ärztlicher Leistungen berechtigen. Darauf 

haben sich GKV-Spitzenverband und Kassenärztliche 

Bundes ver ei ni gung (KBV) in einer entsprechenden Ver-

einbarung verständigt. Die wenigen Versicherten, die 

bislang noch keine eGK haben, sollten schnellstmöglich 

ein Foto bei ihrer Krankenkasse einreichen, damit die 

neue eGK noch bis Jahresende ausgestellt werden kann. 

Ab 2014 gilt nur noch 
die elektronische Gesund heitskarte

Selbstverständlich wird aber kein Versicherter, der ohne die 

neue Karte zum Arzt geht, wieder nach Hause geschickt. In die-

sem Fall kann der Versicherte innerhalb von zehn Tagen nach 

der Behandlung einen gültigen Versicherungsnachweis nach-

reichen. Ansonsten ist der Arzt berechtigt, dem Versicherten die 

Kosten der Behandlung privat in Rechnung zu stellen. Erstattet 

werden die Kosten einer bereits bezahlten Privatrechnung al-

lerdings nur dann, wenn spätestens bis zum Ende des Quartals 

ein entsprechender Versicherungsnachweis vorliegt. sj
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Von links: Michael Löher, Vorstand des Deutschen Vereins, Bernd Meurer, 

Präsident des bpa, Wilhelm Schmidt, Präsident des Deutschen Vereins
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Bundestagsabgeordnete beim Pfl egepraktikum

Wir freuen uns, dass diese Politiker ein 

Pfl ege praktikum in einer Einrichtung 

oder bei einem Pfl egedienst des bpa ab-

solviert und dabei gute Hintergrundin-

formationen erhalten haben. Die Erfah-

rung aus der täglichen Praxis in der 

Pfl ege kann jetzt in die politische Arbeit 

in den Gremien einfl ießen. Wir wün-

schen den Abgeordneten einen guten 

Start in die neue Legislaturperiode des 

Bundestages. 

Philipp Mißfelder, CDU

Der Bundestagsabgeordnete Philipp 

Miß felder informierte sich bei der Avita 

GmbH – Pfl ege und Gesundheit über 

Möglichkeiten, wie Senioren ihren Le-

bensabend selbständig und in gewohn-

ten Lebensverhältnissen verbringen kön-

nen. Geschäftsführer Dr. Dirk Krane 

stellte dem Bundesvorsitzenden der Jun-

gen Union das Lippstädter Unternehmen 

vor, zu dem eine Ambulante Pfl ege, eine 

Dr. Philipp Murmann, CDU

Der Bundestagabgeordnete Dr. Philipp 

Murmann verschaffte sich in der Pfl ege-

einrichtung Hof Barth in Schlesen (Kreis 

Plön) einen Eindruck von einer Tages-

pflegeeinrichtung mit zwei betreuten 

Wohn gruppen. In ländlich familiärer At-

mosphäre fi nden hilfe- und pfl egebe-

dürftige Menschen hier ein Versorgungs-

angebot. Die Unterstützungsmaßnahmen 

haben das Ziel, ein Höchstmaß an Selb-

ständigkeit der Bewohner aufrecht zu 

erhalten. Der Schwerpunkt liegt in der 

Pfl ege Altersdemenzerkrankter im länd-

lichen Raum. Unter dem gleichen Dach 

wie die Wohngruppen befi ndet sich eine 

Tagespfl egeeinrichtung. Da diese nicht 

nur für Bewohner der Wohngruppen of-

fensteht, können wohnortnahe Kontakte 

bestehen bleiben oder neu entstehen. 

„Die Tagespfl ege ist ein sinnvolles und 

zugleich nützliches Angebot für alle Pfl e-

gebedürftigen, die in der eigenen Woh-

nung leben“, sagte Murmann, nachdem 

Tagespfl ege, sechs Einrichtungen des 

Service-Wohnens für Senioren, Haus-

Service-Systeme sowie ein Menü-Bring-

dienst gehören. Während der Podiums-

diskussion zum „Dialog der Generationen“ 

standen neben Mißfelder und Dr. Krane 

auch CDU-Stadtverbandschef Ansgar 

Mertens und Bernhard Schulte-Drüggel-

te (CDU) den Senioren Rede und Ant-

wort. Mißfelder stellte fest, dass sich die 

Gesellschaft verändert habe. Während 

früher die Großeltern von ihren Kindern 

und Enkeln gepfl egt wurden, lebten heu-

te die Tochter in Hamburg, der Sohn in 

München und die Eltern in Gelsenkir-

chen. Darauf müssten sich Pfl egedienst-

leister einstellen. Krane wies auf den 

Fachkräftemangel in der Pfl ege hin. Der 

Pfl egeunternehmer forderte mehr Unter-

stützung von der Politik und eine rei-

bungslose Anerkennung ausländischer 

Berufsabschlüsse. „Langwierige An pas-

sungsmaßnahmen und akademische 

Sprachanforderungen schrecken die drin-

gend benötigten Fachkräfte nur ab.“
Fo
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Von links: Philipp Mißfelder, Dr. Dirk 

Krane und Bernhard Schulte-Drüggelte 
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er sich mit den Gästen der Tagespfl ege, 

Angehörigen, und mit Familie Barth als 

Betreiberin der Einrichtung ausgetauscht 

hatte. „Nicht zu unterschätzen ist auch 

die Entlastung der pfl egenden Angehö-

rigen die bekanntermaßen den größten 

Pfl egedienst des Landes darstellen.“ 

Martin Gerster, SPD

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Martin 

Gerster hat den Akip-Pfl egedienst bei 

seiner Arbeit begleitet. Dabei besuchte 

er auch Ruth Benz. Die 88-jährige Bibera-

cherin freute sich über den spontanen 

Hausbesuch und Akip-Geschäftsführer 

Bruno Mader war begeistert: „Dass uns 

ein Politiker besucht, tut unserer Branche 

natürlich gut“, sagt der Sozialfachwirt. 

„Herr Gerster war offen, interessiert und 

nett zu unseren Kunden.“ Für den Abge-

ordneten war es spannend. „Ich kann hier 

viel mitnehmen und weiß noch mehr, was 

die Mitarbeiter täglich leisten.“ Momen-

tan seien in Deutschland etwa zwei Milli-

onen Menschen auf professionelle Pfl e-

ge angewiesen. „Die Zahl wird steigen“, 

weiß Gerster. „Wir stehen da vor einer 

großen Herausforderung. Wir brauchen 

künftig mehr Geld für Pfl ege“. 

Volker Beck, Bündnis 90/Die Grünen 

Ob Bewohner der Einrichtung, ob Mitar-

beiter in der Pfl ege oder in der Verwal-

tung: Volker Beck zeigte sich beim Besuch 

im Maternus Seniorencentrum Köln-Ro-

denkirchen ehrlich interessiert und ging 

auf jedes Wort ein. „Pfl egebedürftige 

Menschen brauchen Zuwendung und 

Zeit“, ist sich der Bundestagsabgeordne-

te sicher, „leider steht der zunehmende 

Bürokratismus diesem Ziel im Wege.“ 

Dass der Dokumentationsaufwand der 

Einrichtung die volle Aufmerksamkeit 

des Abgeordneten gewann, überraschte 

nicht wirklich. Von der Pfl egedienstleite-

rin Sabine Richter wurde der prominente 

Gast in die „Geheimnisse“ der Pfl egedo-

kumentation eingeführt. Beim Rundgang 

durchs Haus konnte sich dieser ein ob-

jektives Bild von der Einrichtung ma-

chen. Dabei stellte Beck gezielte Fragen 

an Personal und Bewohner nach der 

Qualität und nach den Angeboten der 

Einrichtung. 

Im Anschluss daran lud die Einrichtung 

zu einer Diskussionsrunde ein. Hierbei 

kam klar zum Ausdruck, dass die Proble-

me in der Pfl ege bei Volker Beck auf der 

Tagesordnung bleiben. Ohnehin sind 

ihm die Sorgen und Nöte der Betreu-

ungskräfte in der Pfl ege nicht fremd: 

„Schließlich habe ich meine Ausbildung 

mit einer Aushilfstätigkeit, unter ande-

rem als Nachtwache, in der Altenpfl ege 

verdient!“ (hpk)

Ruth Benz freut sich über den Haus-

besuch von Martin Gerster. Volker Beck und Sabine Richter

Familie Barth mit Dr. Philipp Murmann 

(vordere Reihe 2. von rechts) und 

Christian Pittelkow, Mit glied des 

bpa-Landesvorstands (hintere Reihe, 

rechts)
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Daniela Wagner, Bündnis 90/Die Grünen

Bei ihrem Besuch im Seniorenheim Tan-

nenberg in Seeheim-Jugenheim interes-

sierte sich die Bundestagsabgeordnete 

Daniela Wagner für die Abläufe und An-

gebote der Pfl egeeinrichtung. Der Vorsit-

zende der bpa-Landesgruppe Hessen, 

Joachim Rindfl eisch-Jantzon, nutzte die 

Gelegenheit, um aktuelle Herausforde-

rungen in der Pfl ege anzusprechen. „Die 

Vielfalt der Pfl ege- und Betreuungsange-

bote ist wichtig, um den vielfältigen Be-

dürfnissen der Pfl egebedürftigen gerecht 

zu werden. Dabei darf nicht vergessen 

werden, dass die stationäre Pfl ege ein 

Rückgrat bildet.“

Ein weiteres Thema war die Zusammen-

legung der Pfl egeausbildungen Kran-

ken-, Kinderkranken- und Altenpfl ege, 

für die sich ein Teil des Bundestages aus-

gesprochen hatte. Der bpa lehnt die Zu-

sammenlegung ab, da die Abschaffung 

des spezialisierten Berufs Altenpfl ege 

den Pfl egeberuf weder attraktiver macht 

noch die Versorgung der pfl egebedürf-

tigen Manschen verbessern und schon 

gar nicht den Fachkräftemangel beseiti-

gen wird. Der bpa-Landesvorsitzende 

dankte Daniela Wagner ausdrücklich da-

für, dass Bündnis 90/Die Grünen einen 

Fraktionsbeschluss gegen die Vorschläge 

zur generalistischen Ausbildung getrof-

fen haben.

Daniela Wagner, Joachim Rindfl eisch-

Jantzon
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Lisa Paus, Bündnis 90/Die Grünen

Lisa Paus besuchte die Pfl egewohnanla-

ge Katharinenhof am Preußenpark in 

Berlin-Wilmersdorf. Die Bundestagsab-

geordnete kennt den Pfl egeberuf aus ei-

gener Erfahrung, da sie selbst ein Frei-

williges Soziales Jahr (FSJ) absolvierte. 

Sie weiß um die Herausforderungen für 

die Pfl egekräfte und stellte fest: „Für 

Schichtarbeiter in der Industrie werden 

attraktive Tarife nicht infrage gestellt. Es 

gibt keinen Grund, sie Pfl egekräften zu 

verwehren. Gerade sie verdienen es, an-

ständig bezahlt zu werden. So kann Qua-

lität in der Pfl ege langfristig erhalten 

werden.“ 

Axel Horn, Leiter des Katharinenhofes 

am Preußenpark, sprach gegenüber der 

Politikerin den Fachkräftemangel in der 

Pfl ege an: „Die Personalsituation auf 

dem Pfl egemarkt ist mehr als ange-

spannt. Gut ausgebildete Fachkräfte zu 

fi nden, ist für uns ein nahezu unlösbares 

Problem.“ Am Ende ihres Praktikums re-

sümierte Lisa Paus: „Hier wird eindrucks-

voll gezeigt, was zu erreichen ist, wenn 

Menschen mit Herzblut ihren Beruf le-

ben, obwohl die Rahmenbedingungen 

nicht ausreichen. Ich unterstütze die Akti-

on des bpa und seiner Mitglieder, die die 

Seniorenheime so weiter in den Mittel-

punkt der Gesellschaft rücken.“ 

Eckhard Rehberg, CDU

Der Bundestagsabgeordnete Eckhard 

Rehberg hospitierte beim häuslichen 

Krankenpfl egedienst „Pfl ege mit Herz“ 

von Heike Müller in Güstrow. Gemein-

sam mit Schwester Julia, einer Mitarbei-

terin des Pfl egedienstes, besuchte Reh-

berg mehrere Patienten und unterhielt 

sich mit ihnen und ihren Angehörigen. 

Alle fanden es positiv, dass sich ein Poli-

tiker einmal vor Ort informiert, welche 

Probleme die Pfl egekräfte und die Pati-

enten haben. Eckhard Rehberg: „Die 

Pfl ege ist eines der wichtigsten sozialen 

Themen unserer älter werdenden Gesell-

schaft. Bei meinem Praktikum konnte ich 

erleben, wie wichtig die Arbeit der Pfl e-

gefachkräfte für die Betroffenen ist.“

Beim Pfl egedienst „Pfl ege mit Herz“ 

kümmern sich insgesamt 28 engagierte 

Mitarbeiter um das Wohl der rund 90 Pa-

tienten. Inhaberin Heike Müller erläuter-

te dem Politiker die Zeitknappheit der 

Mitarbeiter bei den Patienten. „Die er-

brachten Leistungen der Behandlungs-

pfl ege werden nicht kostendeckend be-

zahlt. Zugleich steigt jedoch der Anspruch 

an die Qualität der Pfl ege. Hochwertige 

Pfl ege ist jedoch für wenig Geld nicht 

möglich.“ Die Inhaberin des Pfl egediens-

tes sieht großen Bedarf, dass man bei 

den Verhandlungen zum Thema Vergü-

tung und mehr Zeit zu einer baldigen Eini-

gung kommt.

Prof. Dr. Egon Jüttner; CDU 

Gemeinsam mit seiner Stadtratskollegin 

Rebekka Schmitt-Illert und Bezirksbeirä-

tin Gertrud Dorer besuchte der Mannhei-

mer CDU-Bundestagsabgeordnete Prof. 

Dr. Egon Jüttner den aktiv-Pfl egedienst 

in Neuostheim. Der Pfl egedienst bietet 

ambulante Versorgung durch quali fi-

zier tes und erfahrenes Fachpersonal. 

Geschäftsführerin Constanze Schröder, 

Pfl e gedienstleiterin Christina Martin und 

Altenpfl eger Patrick Haas berichteten 

von ihrer täglichen Arbeit in der ambu-

lanten Pfl ege, aber auch von Bürokratie, 

Fachkräftemangel und der emotionalen 

Lisa Paus im Gespräch mit einer 

Bewohnerin des Katharinenhofes

Foto: Dr. Frank Wecker

Von links: Gertrud Dorer, Rebekka 

Schmitt-Illert, Constanze Schröder, 

Egon Jüttner, Berthold Denzel, 

Christina Martin und Patrick Haas

Von links: Sven Wolfgramm, Heike 

Müller, Eckhard Rehberg und Schwester 

Julia 

Last, die dieser Beruf mit sich bringt. Mit 

Berthold Denzel, dem Landesbeauftrag-

ten des bpa, konnte der Politiker auch die 

Problematik der Anerkennung ausländi-

scher Abschlüsse in der Pfl ege sowie die 

Probleme der Vergütungsstrukturen the-

matisieren. Jüttner bezeichnete es als 

wichtige Rück meldung, dass die von CDU 

und FDP durchgesetzten Reformen im 

Bereich der Pfl ege wie die Pfl egestufe 0 

sowohl von den Fachkräften vor Ort als 

auch vom bpa-Vertreter Denzel positiv 

gewertet werden. „Ich freue mich, dass 

die Verbesserungen, die wir schaffen konn-

ten, auch bei den Menschen ankommen 

und zu einer besseren Pfl ege führen.“
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Der Fachkräftemangel in der Pfl ege ist in 

aller Munde – was aber können bpa-Mit-

gliedseinrichtungen unternehmen, um 

diesem aktiv etwas entgegenzusetzen? 

Angesichts einer Fülle von Initiativen, 

För derprogrammen und gesetzlichen 

Neu erungen steht an erster Stelle: infor-

miert sein! Aus diesem Grund hat der 

bpa Baden-Württemberg in Sindelfi ngen 

einen bpa-internen Kongress mit einer 

Reihe von Fachvorträgen hochkarätiger 

Experten veranstaltet, um das Thema 

aus verschiedenen Blickwinkeln zu be-

leuchten. 

Am Vormittag standen Aktivitäten und 

Unterstützungsmöglichkeiten des bpa 

sowie Fragen der Anwerbung von Pfl e-

gefachkräften im Fokus aller Teilnehmer. 

bpa-Präsident Bernd Meurer verwies in 

seinem Grußwort auf die Herausforde-

rungen angesichts eines drohenden Pfl e-

genotstands und unterstrich die Forde-

rungen des bpa nach mehr Ausbildung 

und kostenlosen Schulplätzen, dem Er-

halt des Berufes der Altenpfl ege sowie 

der Beseitigung aller Restriktionen, wel-

che die Berufsverweildauer und dessen 

Attraktivität behindern. Erforderlich sei-

en deutlich verbesserte Personalschlüs-

sel und verbesserte Leistungen ebenso 

wie die Refi nanzierung der Ausbildungs-

anleiter in den Diensten und Einrichtun-

gen. Zudem mahnte Meurer eine leichte-

re Zuwanderung an. Für die bestehenden 

Schwierigkeiten seien insbesondere die 

Bundesländer mit ihren teils überzoge-

nen bürokratischen Anforderungen und 

einer fehlenden Wilkommenskultur ver-

antwortlich. 

bpa-Geschäftsführer Bernd Tews gab ei-

nen umfassenden Überblick über die Ak-

tivitäten des bpa. Er zeigte anhand kon-

kreter Beispiele auf, was der bpa seit 

Anfang 2000 für die Stärkung der Alten-

pfl egeausbildung, den längeren Verbleib 

im Beruf sowie für die Erleichterung der 

Zuwanderung unternommen hat und 

welche weiteren Schritte anstehen. Tews 

verwies auf die vom bpa bereits 2007 

erstmalig vorgelegten Gutachten zum 

Bedarf an Pfl egekräften in den kommen-

den Jahren. „Damit war erstmalig der 

Mangel belegt.“ Er erinnerte daran, dass 

die Initiative Berufswahl Altenpfl ege des 

bpa mit eigener Homepage und die zahl-

reichen Roadshows zur Altenpfl egeaus-

bildung in diversen Bundesländern zu 

deutlich steigenden Ausbildungszahlen 

geführt haben.

Am Nachmittag standen den Mitgliedern 

zwei Foren zur Verfügung. Forum 1 be-

schäftigte sich mit Strategien zum Halten 

von Mitarbeitern. Wie kann der Arbeits-

platz attraktiv gestaltet werden? Wie 

können private Pfl egeeinrichtungen von 

attraktiven Entgeltmodellen profi tieren? 

Welche Maßnahmen der Nachqualifi zie-

rung und ihrer Förderung sind möglich? 

„Allen Unternehmen stehen verbesserte 

Möglichkeiten der Qualifi zierung ihrer 

Mit arbeiter offen – nutzen Sie diese!“, er-

munterte Ursula Hesse-Dahlheimer, So-

zialministerium Baden-Württemberg, die 

Teilnehmer und informierte über Voraus-

setzungen und die notwendige Schritte, 

z.B. bei der verkürzten Altenpfl egeausbil-

dung.

Personalakquise durch Vermittlungs-

absprachen

Mit der Erörterung der Rahmenbedin-

gungen der Gewinnung von Fachkräften 

aus dem Ausland setzte der Kongress in 

Aufmerksame Zuhörer in Forum 1

Brigitte Schmieg referiert zu Fragen 

der Vermittlung von Fachkräften über 

die ZAV

Teilnehmer und Referenten:

bpa-Geschäftsführer Bernd Tews, 

bpa-Vizepräsidentin Susanne Pletowski 

und bpa-Präsident Bernd Meurer
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Landesgruppe 
Baden-
Württemberg

30 Jahre 
Haus Auerhahn

Vor dreißig Jahren haben Gisela und 

Werner Schmidt mit der Inbetriebnahme 

des Pfl egeheims „Haus Silberstollen“ 

den Sprung in die Selbständigkeit ge-

wagt. Dies wurde nun in Alpirsbach-

Reinerzau mit einem großen Fest ge-

feiert. bpa-Landesbeauftragter Sven Schu-

macher überbrachte die Glückwünsche 

des bpa. 

Die idyllische Lage im Schwarzwald – di-

rekt an einem durch Bergbau entstande-

nen See – ist perfekt für die Wünsche der 

älteren Menschen aus dem direkten 

ländlichen Umfeld geeignet. Schon bald 

kam in unmittelbarer Nachbarschaft eine 

zweite, größere Einrichtung hinzu: Das 

„Haus Auerhahn“ mit 38 Plätzen bietet 

eine heimelige Wohlfühlatmosphäre, 

wie sie immer seltener zu fi nden ist. Die 

Einrichtungen wurden von Beginn an fa-

miliär geführt. Inzwischen sind auch drei 

Töchter für die Bewohner tätig – in Pfl e-

ge, Hauswirtschaft und Verwaltung. Wer-

ner Schmidt war zudem über viele Jahre 

im Vorstand des bpa Baden-Württem-

berg und dem Verein der Heimleiter im 

Landkreis Freudenstadt aktiv.

Ein Schicksalsschlag traf die Familie mit 

dem Tod von Werner Schmidt im Jahr 

2010. Ein Verlust, der alle Familienmit-

glieder zwang, mehr Verantwortung zu 

übernehmen, um das Heim weiter als 

Familienbetrieb aufrechterhalten zu kön-

nen. Erfreulicherweise ist dies gelungen, 

und so konnte nun das 30-jährige Jubilä-

um mit einem Gottesdienst sowie einem 

abwechslungsreichen Unterhaltungspro-

gramm gefeiert werden: Die singenden 

Putzfrauen und Schwätzer-Marie brach-

ten das Festzelt zum Toben, und auch für 

die Kinder wurde mit dem Kinderschmin-

ken etwas geboten. 

Familie Schmidt ist zudem aktiv in der 

Gewinnung ausländischer Pfl egekräfte, 

die in Zusammenarbeit mit anderen Ein-

richtungen im Landkreis vorbildlich qua-

lifi ziert und integriert werden. „Auf diese 

Weise können wir dem Fachkräfteman-

gel in der Region begegnen, um auch in 

Zukunft eine hochwertige Pfl ege für älte-

re Menschen aus Alpirsbach und Umge-

bung anbieten zu können“, bilanziert Gi-

sela Schmidt die erfolgreichen Aktivitäten 

der vergangenen Jahre. svs

Forum 2 einen weiteren Schwerpunkt; 

ein Thema, das permanent an Bedeu-

tung zunimmt, und bei dem – unter an-

derem durch Initiative des bpa – viel in 

Bewegung ist. Dies betrifft zum Beispiel 

die erweiterten Möglichkeiten der Perso-

Das Kernteam der 

familiär geführten 

Einrichtung „Haus 

Auerhahn“ u.a. mit 

Gisela Schmidt und 

ihren drei Töchtern.

nalakquise durch Vermittlungsabspra-

chen mit Bosnien, Serbien oder den Phi-

lippinen. 

Informative Vorträge zur Anerkennungs-

praxis ausländischer Qualifi kationen, 

zum Projekt „Triple Win“ der Zentralen 

Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) 

oder zu Möglichkeiten der Akquise inner-

halb der EU wurden von den Teilneh-

mern engagiert diskutiert. „Setzen Sie 

ein Zeichen für eine Willkommenskul-

tur!“, mahnte Brigitte Schmieg, ZAV. Nur 

so könnten die neu gewonnenen Fach-

kräfte auch dauerhaft in ihrer neuen Hei-

mat integriert werden.

Praxisbeispiele von bpa-Mitgliedern, z.B. 

zur betrieblichen Gesundheitsförderung, 

ergänzten die Fachvorträge und runde-

ten den Kongress ab. Die Teilnehmer 

konnten in ihre Pfl egeeinrichtungen zu-

rückkehren in der Gewissheit, eine Fülle 

an hilfreichen Informationen und Anre-

gungen sowie eine Botschaft mit auf den 

Weg erhalten zu haben: Neue Mitarbeiter 

kommen nicht von selbst, aber jeder 

kann einiges dafür tun! svs

Sofi e Geisel, 

Netzwerkbüro 

„Erfolgsfaktor 

Familie“, 

referiert zur 

Frage 

„Familien-

freundliches 

Unternehmen 

– ein Wunsch-

traum?“

Alexander Walter, bpa-Mitglied aus 

dem Landkreis Freudenstadt, stellt ein 

Projekt zur Gewinnung und Integration 

ungarischer Pfl egekräfte vor
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Landesgruppe Baden-Württemberg

WTPG: 
Gut gemeint, aber schlecht gemacht!
Das neue baden-württembergische Heimrecht 
sollte zum 1. Januar 2014 in Kraft treten – Das 
verzögert sich jetzt aufgrund heftiger Kritik 

Das für den 1. Januar 2014 geplante 

Inkrafttreten des Gesetzes für unter-

stützende Wohnformen, Teilhabe und 

Pfl ege (WTPG) in Baden-Württemberg 

ver  zögert sich. Grund ist die heftige Kri-

tik, die an dem Gesetzesentwurf geübt 

wurde und bei den Abgeordneten im 

Landtag nicht ohne Wirkung geblieben 

ist. 

Die zunächst für Oktober vorgesehene 

Anhörung im baden-württembergischen 

Landtag wurde nun auf Februar 2014 

verschoben. Der bpa, der an der Anhö-

rung teilnehmen wird, begrüßt dies aus-

drücklich: „Der Gesetzesentwurf, mit 

dem die Landesregierung vor allem den 

Ausbau ambulant betreuter Wohnge-

meinschaften fördern will, ist zwar gut 

gemeint, aber schlecht gemacht und 

muss dringend nachgebessert werden“, 

kritisiert der Vorsitzende der bpa-Landes-

gruppe Baden-Württemberg, Rainer 

Wiesner. 

Während die Anforderungen an die Pfl e-

geheime in den vergangenen Jahren 

permanent gestiegen sind, sollen für 

ambulant betreute Wohngemeinschaften 

mit bis zu acht Bewohnern, die von ei-

nem Anbieter verantwortet werden, 

künftig sehr geringe heimrecht liche Vor-

gaben gelten. Änderungen 

zur Entlastung der Pfl egeheime von 

überzogenen Vorgaben enthält der Ge-

setzesentwurf dagegen nicht. Vor dem 

Hintergrund, dass sich der Schutzzweck 

des Gesetzes auf beide Wohnformen 

gleichermaßen bezieht und offenbar da-

von ausgegangen wird, dass deren Be-

wohner einen vergleichbaren Hilfebedarf 

haben, ist die in den letzten Jahren stän-

dig gestiegene Regelungsfl ut für Pfl ege-

heime aus Sicht des bpa nicht nachvoll-

ziehbar: „Aufgrund der demografi schen 

und gesellschaftlichen Entwicklung wird 

der Bedarf an Pfl egeheimplätzen weiter 

steigen. Wer die Pfl egeheime trotzdem 

ignoriert, verliert die tatsächliche Situati-

on der pfl egebedürftigen Menschen und 

deren pfl egenden Angehörigen aus dem 

Blick“, so Wiesner. 

Der bpa spricht sich für eine Deregu-

lierung in beiden Bereichen aus und 

fordert, bei der Neugestaltung des Heim-

rechts die wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen der Pfl egeheime stärker in 

den Fokus zu rücken. Ordnungsrechtli-

che Vorgaben wie zum Beispiel die 2009 

erlassene Landesheimbauverordnung 

erschweren zunehmend das Angebot an 

ortsnahen und bezahlbaren Pfl egeheim-

plätzen. Es wird in Kauf genommen, 

dass gewachsenen Strukturen mit heute 

uneingeschränkt zugelassenen Pfl ege-

heimen, die häufi g familiär geführt wer-

den und bestens in die regionale Struk-

tur eingebunden sind, der wirtschaftliche 

Boden entzogen wird. Darüber und ob 

dies von der Politik tatsächlich so gewollt 

ist, führt der bpa derzeit intensive Ge-

spräche mit allen im Landtag vertretenen 

Fraktionen. 

Die komplette Stellungnahme des bpa 

zum WTPG ist im Internet unter www.

bpa.de (Landesgruppe Baden-Württem-

berg/Aktuelles) abrufbar. sk

Rainer Wiesner
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Landesgruppe Bayern

Mitgliederversammlung 
im Kloster Banz
Der bpa als Ansprechpartner 
für Politik und Ministerien

Die Landesgruppe Bayern hatte für den 

25. und 26. September 2013 zu ihrer Mit-

gliederversammlung ins oberfränkische 

Bad Staffelstein eingeladen. Getagt wur-

de im Kloster Banz, hoch über dem 

Maintal gelegen. Bereits zum kulturellen 

Rahmenprogramm am Vortag waren er-

freulich viele Mitglieder angereist. Der 

nächste Tag war ganz der Mitgliederver-

sammlung gewidmet. Der Vorsitzende 

der Landesgruppe, Kai A. Kasri, begrüßte 

die Mitglieder in der vollbesetzten Kut-

schenhalle und berichtete gemeinsam 

mit dem Leiter der Landesgeschäftsstel-

le, Joachim Görtz, über die Tätigkeit der 

Landesgruppe im abgelaufenen Be-

richtszeitraum. Neben einem erfreuli-

chen Anstieg auf inzwischen 950 Mitglie-

der konnten beide vermelden, dass der 

bpa immer mehr zum Ansprechpartner 

für Politik und Ministerien werde und 

zentral wichtige Themen für die Mitglie-

der bearbeitet werden konnten. 

Der Landesvorsitzende Kai A. Kasri 

(am Pult) und bpa-Präsident Bernd 

Meurer

Die Mitglieder der bpa-Landesgruppe 

Bayern tagten in diesem Jahr im 

Kloster Banz in Bad Staffelstein. In der 

ersten Reihe von links: Herbert Mauel, 

Bernd Meurer und Bernd Tews.

Stefan Mayer, Vorstandsmitglied 

des bpa in Bayern 
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Barrierefreie Nutzung in Heimen

Einige Themen würden jedoch seit mehr 

als einem Jahr auf der Tagesordnung ste-

hen und gegenwärtig mit allem Nach-

druck zum Abschluss geführt. So setze 

der bpa alles daran, bei der Umsetzung 

des PNG einen auskömmlichen Stunden-

satz für die Pfl egedienste zu erreichen. 

Größte Aufmerksamkeit habe man bei 

den baulichen Anforderungen in statio-

nären Einrichtungen auf deren Umset-

zung gelegt. Für eine barrierefreie Nut-

zung von stationären Einrichtungen 

sprach sich auch Irmgard Badura, die 

Behindertenbeauftragte der Bayerischen 

Staatsregierung, aus. Gleichzeitig lobte 

sie die Anstrengungen zur Umsetzung 

der DIN 18040-2 und dankte dem bpa für 

sein Engagement. Anschließend berich-

teten Geschäftsführer Herbert Mauel, 

Vorstandsmitglied Stefan Mayer und Jo-

achim Görtz im Detail über die abge-

stimmte Vorgehensweise zu den bauli-

chen Anforderungen. 

Fachkräfte aus dem Ausland anwerben

Parallel dazu informierten Geschäftsfüh-

rer Bernd Tews und Roland Kassner von 

der Regionaldirektion für Arbeit zur Um-

setzung der Ausbildungs- und Qualifi zie-

rungsoffensive auf Bundes- und Landes-

ebene. Gegen Mittag kam man wieder 

zusammen, um dem Vortrag von Monika 

Varnhagen, Direktorin der Zentralen Aus-

lands- und Fachvermittlung (ZAV) der 

Bundesagentur für Arbeit, zu folgen. Sie 

berichtete über die Be mühungen ihrer 

Organisation, dem Fachkräftemangel in 

der Pfl ege durch Anwerbung ausländi-

scher Kräfte entgegenzuwirken. Präsi-

dent Bernd Meurer rief die Mitgliedsein-

richtungen dazu auf, die Angebote der 

ZAV offensiv zu nutzen und ihre Perso-

nalbedarfe dort zu melden, aber auch die 

Beratung durch die Landesgeschäftsstel-

le zu suchen. Die Tagung endete mit einer 

Urkundenübergabe durch den Landes-

vorsitzenden und den bpa-Präsidenten 

an langjährige Mitglieder, die allesamt 

vor 25 Jahren in den Verband eingetre-

ten waren. Ausgezeichnet wurden das 

Haus der Familie in Münnerstadt, das 

Landesgeschäftsstellenleiter Joachim 

Görtz und Irmgard Badura, Behinder-

tenbeauftragte der Bayerischen 

Staats regierung

Monika Varnhagen, ZAV-Direktorin 

Senioren- und Pfl egeheim Christine in 

Kiefersfelden, das Pfl egeheim Walterhof 

in Markt Schwaben und die Einrichtung 

Ruhesitz Stein in Gefrees.
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Landesgruppe Bayern

Entwicklung und Chancen 
auf dem Arbeits- und Ausbildungs-
markt in Bayern 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit 
und Verbände ziehen erste Bilanz

Auch in Bayern ist der Fachkräftebedarf 

in der Altenpfl ege deutlich spürbar. Die 

Partner der Ausbildungs- und Qualifi zie-

rungsoffensive haben deshalb auf Lan-

desebene eine nachhaltige Strategie ver-

einbart, um dem wachsenden Bedarf an 

qualifi ziertem Personal in der Altenpfl e-

ge zu begegnen und die Attraktivität des 

Berufs- und Beschäftigungsfeldes zu er-

höhen. Am 21. Oktober 2013 zogen die 

Beteiligten eine erste Bilanz.

Eingeladen dazu hatte Ralf Holtzwart, 

Vorsitzender der Geschäftsleitung der 

Regionaldirektion Bayern. Als Ge-

sprächspartner standen Wilfried Mück, 

Geschäftsführer der Freien Wohlfahrts-

pfl ege in Bayern sowie Joachim Görtz, 

Leiter der bpa-Landesgeschäftsstelle 

Bayern, zur Verfügung. Behördenchef 

Holtzwart betonte, schon jetzt gebe es 

1.300 offene Stellen, aber nur 430 Alten-

pfl eger seien auf Stellensuche. 

Von derzeit 320.000 Pfl egebedürftigen in 

Bayern seien 180.000 auf professionelle 

Hilfe angewiesen. Schon im Jahr 2030 

würden es 500.000 Pfl egebedürftige 

sein. Wilfried Mück fügte hinzu, dass es 

zunehmend mehr Ein-Personen-Haus-

halte geben werde. „Wer soll sich später 

um all diese Alleinlebenden kümmern?“, 

fragte er kritisch.

Wir brauchen qualifi zierte 

Zuwanderung 

Die Gesprächspartner waren hierzu 

schnell einer Meinung: Allein aus dem 

Arbeitslosenbereich heraus könne der 

Bedarf an Fachkräften nicht gedeckt wer-

den. Man müsse auch mehr junge Män-

ner für die Altenpfl ege gewinnen und 

verstärkt auf Teilzeitausbildungen setzen. 

Und: „Wir brauchen auch die Zuwande-

rung“, machte Holzwart deutlich. Um die 

erforderlichen qualifi zierten Pfl egekräfte 

aus dem Ausland zu gewinnen, habe die 

Bundesagentur für Arbeit vor gut einem 

Jahr ein Programm gestartet. Interessen-

ten seien durchaus vorhanden und die 

Unternehmen beteiligten sich mit aller 

Kraft. Doch zu groß seien die bürokrati-

schen Hürden bei der Anerkennung von 

im Ausland erworbenen Qualifi kationen. 

„Die Art und Weise ist entscheidend, wie 

wir im europäischen Vergleich mit Zu-

wanderung umgehen. Wir in Deutsch-

land sind nicht die einzigen, die Pfl ege-

kräfte brauchen“, sagte Görtz. Das 

Anerkennungsprozedere bei den zustän-

digen Regierungen in Bayern müsse sich 

daher dringend ändern. Die Gesprächs-

partner betonten abschließend, sich ge-

meinsam für eine rasche Umsetzung ih-

rer Forderungen einsetzen zu wollen. jg

Zogen Bilanz (von links): bpa-Landes-

geschäftsstellenleiter Joachim Görtz, 

Ralf Holtzwart, Vorsitzender der 

Geschäftsleitung der Regionaldirektion 

Bayern der BA und Wilfried Mück, 

Geschäftsführer der Freien Wohlfahrts-

pfl ege in Bayern.

Wilfried Mück und Joachim Görtz
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Landesgruppe Bayern

Handlungsleitlinie zur 
Barrierefreiheit übergeben
Staatsministerin Huml dankt dem 
bpa für eine lebensnahe Umsetzung

Bewohner von Pfl egeeinrichtungen in 

Bayern können weiterhin frei von Barrie-

ren leben und stationäre Einrichtungen 

gleichzeitig Investitionen sicher planen. 

Bei der Übergabe einer unter Federfüh-

rung des bpa erstellten Handlungsleitli-

nie am 2. Dezember 2013 dankte Bayerns 

Pfl egeministerin Melanie Huml den Ver-

tretern des bpa für ihr Engagement zur 

lebensnahen Umsetzung der Baunorm 

DIN 18040. 

„Barrierefreiheit ist mehr als nur eine 

Bauvorschrift. Sie sichert Teilhabe und 

Selbstständigkeit auch im Alter und hebt 

– mit Augenmaß umgesetzt – auch die 

Qualität der Pfl ege. Es ist mir wichtig, 

hier Hand in Hand mit allen Akteuren zu 

handeln“, so Staatsministerin Huml. Das 

bayerische Heimrecht sieht zur Umset-

zung der DIN 18040-2 eine Frist bis zum 

31. August 2016 vor. Verlängert sich diese 

Frist im Einzelfall nicht, müssen die An-

forderungen entweder erfüllt oder ent-

sprechende Befreiungsanträge gestellt 

worden sein. 

Mit der aktuellen Handlungsleitlinie kön-

nen stationäre Einrichtungen künftig ihre 

vorhandenen baulichen Strukturen ver-

ständlich und strukturiert überprüfen 

und auf diese Weise die Anforderungen 

zur Umsetzung der DIN identifi zieren. 

Abweichungen zur DIN sind zu begrün-

den und mit Lösungen für die Ge-

brauchstauglichkeit zu versehen (Bei-

spiel: Nachrüstung/Ersatz durch Einsatz 

eines Hilfsmittels und/oder Assistenz 

oder technisch keine Änderung möglich 

etc.). Grundsätzlich ist hierbei die eigene 

Einschätzung des Trägers gefragt, die Be-

wertung kann jedoch in Abstimmung mit 

der Heimaufsicht (FQA) erfolgen. 

Im Anschluss an diese Erhebung wird 

abgestimmt, welche Maßnahmen erfor-

derlich sind und in welchem zeitlichen 

Rahmen diese stattzufi nden haben. 

Inwieweit die Anforderungen der DIN 

18040–2 für bestehende Einrichtungen 

umgesetzt oder auch auf andere Weise 

kompensiert werden können, ist im kon-

kreten Einzelfall abzuwägen. Hierbei 

spielen in einer bestehenden Einrichtung 

auch wirtschaftliche Aspekte und alltäg-

liche Betriebsabläufe eine große Rolle. 

Dieses Verfahren schafft dauerhafte Rechts-

sicherheit für den Einrichtungs träger und 

die FQA. 

Der bpa bietet seinen Mitgliedern Work-

shops zu dem Thema an, in denen haupt-

sächliche Problemfelder aufgezeigt und 

mögliche Lösungsvorschläge erarbeitet 

werden. jg

Von links: Prof. Lothar Marx, 

Stefan Mayer, Bernd Meurer, 

Staatsministerin Melanie 

Huml, Kai A. Kasri, Joachim 

Görtz.
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Landesgruppe Bayern

Finanzierungskollaps 
verhindert – 
Vertrauen gefestigt
Bayerische Landesbank informiert 
zur Umsetzung baulicher Anforderungen 
in stationären Einrichtungen

Rund 90 Branchenvertreter, darunter 

zahlreiche Berater für Bauträger- und 

Projektfi nanzierungen der regionalen 

Sparkassen, informierten sich auf dem 

3. Seniorenimmobilientag der Bayeri-

schen Landesbank (BayernLB) über die 

Entwicklung einer Handlungsleitlinie zur 

Prüfung der DIN 18040-2 (R) im Baube-

reich. Neben den Referenten, die eng in 

diese Entwicklung eingebunden waren, 

war auch der bpa vertreten. 

Joachim Görtz, der die bayerische Lan-

desgeschäftsstelle des bpa in München 

leitet, bewertete die Handlungsleitlinie 

als überragend wichtig, gehe es um zu-

künftige Unternehmensentscheidungen. 

„Stationäre Einrichtungen können nun-

mehr rechtssicher agieren, einem Finan-

zierungskollaps der Pfl egebranche ist da-

mit der Schrecken genommen“, sagte er.

 

Auch Lothar Lohr, Chefspezialist Ma-

nagementimmobilien bei der BayernLB, 

die seit über zehn Jahren deutschland-

weit Seniorenimmobilien fi nanziert, war 

davon überzeugt: „Die entwickelte Hand-

lungsleitlinie für die Umsetzung des neu-

en bayerischen Heimrechts gibt den Pfl e-

geheimbetreibern eine praktikable Hilfe, 

die neuen Regelungen auf das eigene 

Pfl egeheim anzuwenden. Die Vorträge 

der Referenten haben mehr Vertrauen 

geschaffen und konnten vermitteln, dass 

Politik und Pfl egebranche kooperativ das 

neue bayerische Heimrecht umsetzen und 

keine Pfl egeheim-Schließungen drohen“. 

Konkret haben der bpa Bayern in Koope-

ration mit Prof. Lothar Marx (Mitglied im 

Normenausschuss DIN 18040-2 (R)), Mi-

chael Schwägerl (FQA Rosenheim /Heim-

aufsicht) und dem Staatsministerium für 

Gesundheit und Pfl ege die hilfreiche 

Handlungsleitlinie erarbeitet, die die 

Schutzziele der Verordnung für die Be-

wohner mit vertretbarem Aufwand für 

die Pfl egeheime kombiniert. 

„Wenn ein Heimträger die Ziele glaub-

haft anders erreichen kann, beharren wir 

nicht auf der 1:1-Umsetzung der Verord-

nung“, so Dr. Bernard Opolony, Leiter des 

Referats Pfl ege und Pfl egeversicherung 

im neuen Staatsministerium für Gesund-

heit und Pfl ege. Der bpa-Landesvorsit-

zende Kai A. Kasri und Vorstandsmitglied 

Stefan Mayer fassten das Ergebnis wie 

folgt zusammen: „Wir haben viele sinn-

volle Vorschläge einbringen können und 

gegenüber dem Ministerium unter Be-

weis gestellt, dass mit unserem Verband 

auch aufwändige Themen professionell 

und zügig abgearbeitet werden können. 

Obendrein konnte mit der Erstellung der 

Handlungsleitlinie das Vertrauen der In-

vestoren und Banken in den Betrieb sta-

tionärer Einrichtungen gefestigt und aus-

gebaut werden“. Jg

Der bpa Bayern hat in Kooperation mit Prof. Lothar Marx (Foto: links), Michael 

Schwägerl und dem Staatsministerium für Gesundheit und Pfl ege die hilfreiche 

Handlungsleitlinie erarbeitet. 

Infoveranstaltung zum neuen bayerischen Heimrecht
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Landesgruppe 
Bayern

Exzellent 
in Inklusion
Bundesweit 
einmalige 
Festwoche mit 
Bürgerfest 

diese Krankheit den Alltag der Betrof-

fenen bestimmt. Und zwischen dem Piz-

zaverkauf und der Haltestelle der Kinder-

bahn konnte man für ein paar 

Minuten erfahren, wie schwierig der ei-

gene Heimatort sein kann, wenn man im 

Rollstuhl sitzt. Aber da es sich bei diesem 

Fest ja um einen schönen Anlass handel-

te, gab es von Dr. Loew nicht nur Ange-

bote, die aufrütteln, sondern auch ein-

fach nur Spaß machen, wie z.B. einen 

„Lebend-Kicker“ oder einen Karaoke-

Stand.

Der Erste Bürgermeister Georg Butz und 

Geschäftsführerin Sandra Loew hatten 

dieses Bürgerfest der Inklusion gemein-

sam eröffnet und tausende von Besu-

chern aus der ganzen Region waren ge-

kommen. jh/sj

In Wernberg-Köblitz wird Inklusion seit 

über 40 Jahren praktiziert. Das alltägli-

che Miteinander von Menschen mit und 

ohne Behinderung – wo „anders sein 

ganz normal ist“ – ist hier zur Selbstver-

ständlichkeit geworden. Seit fast 20 Jah-

ren gibt es z.B. das Musikcafé B14, ein 

ganz „normales“ Bistro, in dem Men-

schen mit einer leichten, geistigen Be-

hinderung arbeiten und dessen gastro-

nomische Qualität die Stammgäste aus 

einem Umkreis von 50 Kilometern an-

zieht. Seit über zehn Jahren betreibt der 

gleiche Träger – die bpa-Mitgliedseinrich-

tung Dr. Loew – das Bildungshaus LEAR-

NY. Ursprünglich als Angebot für Men-

schen mit Lernschwierigkeiten geplant, 

gibt es mittlerweile „Jedermann-Kurse“, 

wo Menschen mit und ohne Behinde-

rung Schmuck gemeinsam basteln oder 

dekorative Lampen herstellen. Auch an-

dere Anbieter nutzen mittlerweile das 

Haus für ihre Kurse. Man könnte sagen: 

„Inklusion einmal anders herum“. LEAR-

NY wurde dieses Jahr übrigens mit dem 

bpa-Quality-Award ausgezeichnet.

Aber auch der Alltag in der Gemeinde 

wird seit Jahrzehnten vom Miteinander 

bestimmt. Man trifft sich beim Bäcker 

oder im Supermarkt, auf dem Weg 

zur Arbeit, spielt im gleichen Fußballver-

ein – ganz normal eben. Um diese geleb-

te Inklusion einmal angemessen feiern 

zu können, hatte die Gemeindeverwal-

tung und die Geschäftsführung von 

Dr.  Loew beschlossen, diese Festwoche 

gemeinsam zu veranstalten.

„Eine inklusive Gesellschaft lässt sich 

nicht aus dem Hut zaubern“

Die Auftaktveranstaltung am 12. Juli 

2013 im Festzelt beleuchtete mit Video-

Clips, dem Fachvortrag von Prof. Dr. 

Elisabeth Wacker von der Max-Planck-

Universität München, einer Diskussions-

runde mit Bürgern, Geschäftsleuten und 

Klienten abwechslungsreich und sehr 

fundiert das Thema Inklusion. Wacker 

lobte das langjährige Engagement des 

Familienunternehmens mit den Worten: 

„Sie tun genau das, was zu tun ist“, denn 

„eine inklusive Gesellschaft lässt sich 

nicht aus dem Hut zaubern“. Vor einem 

buntgemischten Publikum aus Bevölke-

rung und geladenen Gästen bildete das 

Theaterstück des Bildungshauses LEAR-

NY „Inklusion – anders sein ist normal“ 

den krönenden Abschluss.

Festwoche mit großer Beteiligung

Über 40 Angebote und Stände der loka-

len Geschäfte, Vereine und von Dr. Loew 

spiegelten die alltäglich und selbstver-

ständlich gelebte Inklusion wieder. In den 

Bankfi lialen war eine Ausstellung zu se-

hen: „Im Herzen von Wernberg-Köblitz“. 

Ein Open-Air-Kino an zwei Tagen zeigte 

kostenlos Filme zum Thema. Einzelne 

Einrichtungen und Häuser von Dr. Loew 

konnten bei „Tagen der offenen Tür“ be-

sichtigt werden. 

In Wernberg-Köblitz befand sich neben 

dem Stand mit Spiel- und Süßwaren ein 

Psychose-Kaufhaus, wo man am eige-

nen Leib erfahren konnte, wie schlimm 

Akteure des Theaterstücks 

„Inklusion – anders sein ist normal“ 

Prof. Dr. Elisabeth Wacker 
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Landesgruppe Berlin

Wenn jemand eine Reise tut,  
so kann er was erzählen –  
diesmal über Brüssel
Von Bernd Hanßke

Der Tradition folgend hatte sich der Vor-

stand der bpa-Landesgruppe Berlin wie-

der auf den Weg gemacht, um Kollegen 

in Europa kennen zu lernen. Das Ziel in 

diesem Jahr: die europäische und belgi-

sche Hauptstadt Brüssel. 

Dank privater Kontakte erhielten wir vor 

Ort intensive Unterstützung und Beglei-

tung. Dadurch bekamen wir in der kurzen 

Zeit einen guten Eindruck von dieser in-

teressanten Stadt, auch abseits der Tou-

ristenszene. Natürlich durften so bekann-

te Sehenswürdigkeiten wie der Grand 

Place mit seinem schönen Rathaus in-

mitten eines herrlichen Ensembles baro-

cker Baukunst genauso wenig fehlen wie 

das Manneken Pis, der Brüsseler Kunst-

berg, die Kathedrale Saint-Michel, das 

Musikinstrumentenmuseum oder der 

Königspalast. Erwähnenswert ist auch 

die Vielfalt an Cafés, Brasserien und Res-

taurants.

Die Stadt ist voll verschiedenster schö-

ner Bauwerke und Kunst. Wir sahen prot-

zige Sehenswürdigkeiten direkt neben 

eindrucksvollen Beispielen der „grausa-

men“ Moderne oder Abrisshäusern. 

Brüssel gilt nicht als nur Kunst-, Shop-

ping- und Businessstadt, sondern auch 

als Hauptstadt des Comics, des Jugend-

stils und der Gourmets mit einem gro-

ßen, vielfältigen kulturellen Angebot 

rund um die Uhr.

Ambulante Dienste und mehr 

Für den fachlichen Austausch besuchten 

wir am zweiten Tag den ambulanten  

Anbieter CSD (Centrale de Services à  

Domicile). Der Dienst bietet 24 Stunden 

täglich umfangreiche Pflege- und Dienst

leistungen an. Neben der uns bekannten 

Grund-/Behandlungspflege von Personen 

jeden Alters und der hauswirtschaftlichen 

Versorgung beschäftigt CSD auch eigene 

Köche, Fußpfleger, Friseure, Zahnärzte, 

Ergotherapeuten, Logopäden und Opti-

ker. Der CSD beschäftigt ca. 400 Mitarbei-

ter und vorsorgt zwischen 3.000 und 

4.000 Kunden im Stadtgebiet von Brüssel. 

In Belgien entstehen die Ansprüche auf 

Behandlungspflege nach ärztlicher Ver-

ordnung und unterliegen der staatlichen 

Verantwortung im Rahmen der staat

lichen Sozialversicherung (Kindergeld, 

Arbeitslosen-, Arbeitsunfallversicherung, 

Gesundheitsfürsorge, Alters- und Ar-

beitsunfähigkeitsrenten sowie die Pfle-

geversicherung) in der alle Bürger versi-

chert sind. Es gilt das Erstattungsprinzip.

Für hauswirtschaftliche Leistungen sind 

regionale Kostenträger (z.B. Kommunen) 

zuständig. Sozialarbeiter legen die Not-

wendigkeit und den Umfang der Leistun-

gen fest. Für den CSD ist 2013 ein Kontin-

gent von max. 300.000 Stunden 

vereinbart. 

Preise werden durch die Sozialversiche-

rung festgesetzt. Die Dauer bis zur Er-

stattung kann sich mitunter bis zu fünf 

Monaten hinziehen. Leistungen, die den 

festgesetzten Preis übersteigen, müssen 

vom Kunden privat erstattet werden.

In Belgien sind ambulante Dienste über-

wiegend gemeinnützig. Jedoch bieten 

auch dort immer mehr selbständige 

Krankenschwestern und Therapeuten 

ihre Dienste an. 

Stationäre Einrichtungen oft von  

großen Trägern

Am folgenden Tag besuchten wir die Re-

sidence Parkside im Nordwesten von 

Brüssel. Betreiber ist die Le Noble Age 

Group (Edles Alter) mit 41 Häusern in 

Frankreich und sechs Häusern in Belgien. 

Das Parkside bietet 135 Plätze in 123 Ein-

zel- und sechs Doppelzimmern, davon 

sind 40 als Pflegeplätze genehmigt. Seit 

September 2013 erweitert eine eigen-

ständige Tagespflege für 20 Senioren das 

Angebot. 

Die Betreiber von Alten- und Pflegehei-

men in Belgien sind meist große Träger 

und wie im ambulanten Sektor überwie-

gend gemeinnützig. Der Anteil der Priva-

ten nimmt jedoch stetig zu. Ein wichtiger 

Unterschied zum deutschen System ist 

die Tatsache, dass der uns bekannte An-

satz ‚ambulant vor stationär‘ dazu führt, 

dass sehr wenig neue stationäre Pflege-

plätze genehmigt werden. Daher werden 

bestehende Plätze übernommen und 

modernisiert. 

Belgiens Alten- und Pflegeheime benöti-

gen die Zulassung dreier Kommissio-

nen, wobei der Anteil der Pflegeplätze 

separat genehmigt wird. Nachträgliche 

Veränderungen, z.B. bei höherer Anzahl 

Pflegebedürftiger sind schwierig. Das 

Parkside hat für sich beschlossen, dass 

die Pflegebedürftigeren dennoch im 

Haus verbleiben können und adäquat 

versorgt werden. 

Für Demenzkranke gibt es im Parkside 

zwei Wohnbereiche mit Gartenanteil für 

je max. 15 Pflegebedürftige. Ziel ist die 
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Integration der Dementen in die Gemein-

schaft. Die Entscheidung, wer dort ein-

zieht, trifft die Familie gemeinsam mit 

einem Alltagsbegleiter.

Die Finanzierung setzt sich aus einer 

Pfl egepauschale in Höhe von derzeit 

43,00 Euro pro Tag für alle Kategorien, 

die von der Sozialversicherung getragen 

wird, und einem Eigenanteil von min-

destens 75 Euro pro Tag zusammen. Die 

Pfl egepauschale wird rückwirkend aus 

der Anzahl der Pfl egebedürftigen und 

den daraus resultierenden Mitarbeitern 

(fester Personalschlüssel) des Vorjahres 

festgesetzt.

Besonders aufwendig zu versorgende 

Se   nioren, etwa Wachkoma-Patienten 

oder verhaltensauffällige Senioren, wer-

den in spezialisierten Heimen, u.a. mit 

erhöhtem Personalschlüssel unterge-

bracht.

Geringere Regulierung

In Belgien gibt es sieben Pfl ege-Kategori-

en, wobei die erste Kategorie A für Alten-

heim (nichtpfl egebedürftige Senioren) 

steht. Es gibt dort kein Pfl egegesetz, kei-

ne dem hiesigen MDK (Medizinischer 

Dienst der Krankenkassen) vergleichbare 

Kontrollinstanz. Es erfolgt lediglich eine 

Überprüfung der Hygiene, der Einhal-

tung der festgesetzten Preise, der Medi-

kamentenbücher, der Behandlungspfl e-

ge und der technischen Ausstattung. Die 

Kontrolle der Pfl ege verbleibt beim Be-

treiber und dem Markt. 

Beispiele der geringeren Regulierung: 

Nachdem Fachkräfte die Medikamente 

„gestellt“ oder „verblistert“ haben, dür-

fen auch Nicht-Fachkräfte diese Medika-

mente verabreichen. Die Dokumentati-

onspfl icht umfasst die Bestätigung von 

erbrachten Leistungen und die Beson-

derheiten des Tages.

Ebenso wie die Preise sind die Gehälter 

in der Pfl ege über Tarife reglementiert. 

So erhält eine Krankenschwester 3.000 

Euro/Monat brutto, eine Hauswirtschafts-

kraft 2.000 Euro/Monat brutto für 38 Wo-

chenarbeitsstunden. Die Sozialabgaben 

betragen ca. 35 Prozent. 

Der Pfl egealltag verläuft eher 

pragmatisch

Zusammenfassend kann man feststel-

len, dass Belgien bei ähnlichen Schwie-

rigkeiten mit der Alterstruktur wie in 

Deutschland andere Wege der Bewälti-

gung beschreitet. Die Kollegen vermittel-

ten uns den Eindruck, dass der belgische 

Pfl egealltag eher pragmatisch angegan-

gen wird, als mit deutscher Gründlichkeit 

immer weitere ressourcen-fressende 

Prüf mechanismen für jedermann zu er-

fi nden.

Abschließend möchte ich mich im Na-

men aller Vorstandskollegen bei unseren 

Gastgebern CSD, vertreten durch Ma-

dame Pullings (Präsidentin) und Monsi-

eur Pire (Direktor Bereich Gesundheit) 

und seitens der Residence Parkside bei 

Madame Fourez (Geschäftsführerin) und 

ihrer Belegungsmanagerin für die uns 

entgegengebrachte Gastfreundlichkeit 

und Bewirtung bedanken. Unser beson-

derer Dank gilt Christopher Bedford für 

seine intensive Begleitung bei Planung 

und Durchführung unserer Reise.

Der Vorstand der bpa-Landesgruppe 

Berlin zu Gast in Brüssel



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
32

Landesgruppe Brandenburg

Haus Schwanenburg feiert 
20-jähriges Jubiläum

Monate lang hatten die 63 Mitarbeiter 

die Festtage im September 2013 geplant, 

an denen das 20-jährige Jubiläum des 

Hauses Schwanenburg gebührend gefei-

ert werden sollte. So wurde gemeinsam 

ein reichhaltiges Kulturprogramm auf 

die Beine gestellt. Was lag bei einem 

20-jährigen Jubiläum näher, als den 

Charleston der 1920er Jahre als vergnüg-

liches Lebensgefühl aufzugreifen. „Die 

Tanzeinlage nicht nur zur Musik der 

20er Jahre, sondern auch in schönsten 

Charleston-Kleidern war ein Höhepunkt“, 

sagt Petra Sakowski begeistert, die als 

Einrichtungsleiterin selbst mitgemacht 

hatte. Viele weitere Darbietungen be-

geisterten das Publikum – so auch die 

Theateraufführung des Froschkönigs für 

Erwachsene. Für das leibliche Wohl war 

ebenfalls reichhaltig gesorgt.

120 Gäste waren zum Festakt am 11. Sep-

tember 2013 mit geladenen Gästen ge-

kommen. Beim Tag der offenen Tür am 

Wochenende, zu dem alle Bewohner, An-

gehörige und Freunde geladen waren, 

kamen mehr als über 200 Gäste und fei-

erten bei strahlendem Spätsommerwet-

ter. „Es war wie ein Dorffest“, sagt Leite-

rin Sakowski. „Alle kamen, um uns und 

mit uns zu feiern. Das rührt uns sehr und 

erfüllt uns gleichzeitig mit Stolz. Durch 

den überwältigenden Zuspruch fühlen 

wir uns in unserer Arbeit für und mit den 

Senioren sehr bestätigt.“ 

Das Seniorenpfl egeheim Schwanen-

burg, eine bpa-Einrichtung in Wernsdorf, 

liegt im Kreis Königs Wusterhausen im 

Südosten Berlins und bietet 100 Bewoh-

nern ein würdiges und familiäres Zuhause 

im Alter. Die herrliche Umgebung, direkt 

am See gelegen, mag zum positiven Le-

bensgefühl beitragen, aber hinter dem 

Erfolg der Pfl ege und Betreuung steckt 

auch viel Arbeit mit Herz und Leiden-

schaft. „Das schönste, was es gibt, ist Ihr 

Lächeln“, lautet der Leitsatz der Einrich-

tung und die Mitarbeiter leben ihn. „Wir 

geben täglich unser Bestes und der 

schönste Beweis unseres Erfolges waren 

die vielen strahlenden Gesichter aller 

Gäste und Mitarbeiter“, sagt Petra Sa-

kowski. bma/sj

Tag der offenen Tür: Die Tanzgruppe beim Charlston

Beim Festakt mit Geschäftsführer 

Burchard Führer und (von links): 

Gabriele Spotak, Marina Henke 

sowie Heimleiterin Petra Sakowski
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Landesgruppe Brandenburg

Pfl ege braucht höheren Stellenwert 
in der Gesellschaft 
Sozialminister Baaske informierte sich vor Ort

Günter Baaske (SPD), Sozialminister 

Brandenburgs, besuchte im September 

das „Fährmann Betreuungszentrum für 

Senioren und Kranke“ in Angermünde. 

Die Leiterin des Unternehmens, Ellen 

Fährmann, ist Vorsitzende der bpa-Lan-

desgruppe Brandenburg. „Wir haben uns 

sehr über den Besuch des Sozialminis-

ters gefreut. Bei den drängenden Proble-

men, die wir in der Pfl ege in Branden-

burg haben, bringt uns nur der Dialog 

voran. Dafür müssen beide Seiten wis-

sen, wo der Schuh drückt“, sagt Ellen 

Fährmann, die das Familienunternehmen 

gemeinsam mit ihrer Tochter Jennifer 

leitet. 

Im Gespräch mit dem Minister zeigten 

sich die Senioren vor allem unzufrieden 

mit der Hilfsmittelversorgung durch die 

Krankenkassen. Der Minister gestand of-

fen ein, über diese Engpässe bisher noch 

nicht informiert worden zu sein. „Wir er-

kennen das Interesse des Ministers hoch 

an. Wir hoffen nun, dass Herr Baaske die 

Hinweise auf die Mängel in der Hilfsmit-

telversorgung ernst nimmt und Verbes-

serungen initiiert“, erklärte Fährmann.

Darüber hinaus sprachen Minister Baas-

ke und Stefan Zierke (ebenfalls SPD) 

ausführlich über die Rahmenbedingun-

gen in der Altenpfl egeausbildung, die in 

Brandenburg rückläufi g ist. „bpa-Mit-

gliedsunternehmen bilden bundesweit 

fast 19.000 Pfl egekräfte aus. Wir stem-

men uns mit aller Kraft gegen das sin-

kende Interesse an der Ausbildung. Wir 

müssen Pfl ege in unserem Flächenland 

attraktiv machen. Schaffen wir das nicht, 

werden einzelne Einrichtungen aufgeben 

müssen“, sagt Fährmann. Es sei daher 

sehr wichtig, dass die Pfl egeeinrichtun-

gen so ausgestattet werden, dass sie 

auch in der Lage sind, fehlende Pfl ege-

fachkräfte zu gewinnen, und diese nicht 

weiterhin an andere Bundesländer mit 

höheren Vergütungen verlieren. 

„Ziel muss sein gerade in Brandenburg, 

im Land, in dem die Anzahl der pfl egebe-

dürftigen Menschen in den nächsten 

Jahren am schnellsten wächst, durch aus-

reichend Fachkräfte und Pfl egeeinrich-

tungen die Versorgung dieser Menschen 

sicher zu stellen“, fordert die bpa-Landes-

vorsitzende. 

Abschließend zeigten sich Gast und Gast-

geberin einig darin, dass die Pfl ege ei-

nen höheren Stellenwert in der Gesell-

schaft erhalten müsse und alle Verant-

wortlichen gemeinsam für bessere Rah-

menbedingungen sorgen sollten. „Wenn 

wir eine positive Entwicklung wollen, 

müssen alle Akteure an einen Tisch – 

Praktiker, Unternehmer, Träger, Kassen 

und Politiker. Wir hoffen, dass Minister 

Baaske unserem Appell nach Verbesse-

rungen und Aufwertung Konsequenzen 

folgen lässt“, so Ellen Fährmann. bma/svc

Von links: 

Brandenburgs 

Sozial minister 

Günter Baaske, 

die bpa-

Landes  vor-

sitzende Ellen 

Fährmann, 

Stefan Zierke 

und Jennifer 

Fährmann

Minister Baaske 

(2. von links) 

informierte sich 

im Gespräch mit 

Ellen Fährmann 

und den 

Bewohnern ihrer 

Ein richtung in 

Angermünde über 

die Situation der 

Pfl ege im Land. 
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Landesgruppe  
Bremen/Bremerhaven

Ein Jahr Bremer Pflegeinitiative
Zahl geförderter Schulplätze wird um  
50 Prozent erhöht

Auf Grund der demografischen Entwick-

lung steigt die Zahl pflegebedürftiger 

Menschen kontinuierlich, in Bremen bis 

2030 um 25 bis 30 Prozent oder – in  

Zahlen – auf dann 30.000 Menschen. Die  

Einrichtungen der Altenpflege und Kran

kenhäuser haben bereits heute große 

Schwierigkeiten, ausreichend geeignete 

Pflegekräfte zu gewinnen. Vor diesem 

Hintergrund wurde vor einem Jahr die 

„Bremer Pflegeinitiative gegen den Fach-

kräftemangel“ gegründet – ein Zusam-

menschluss von knapp einem Dutzend 

Partner. Mit dabei: der bpa, die Wohl-

fahrtsverbände, drei Ministerien (Sozia-

les, Arbeit, Gesundheit), die Arbeitneh-

merkammer, die Arbeitsagenturen und 

JobCenter in Bremen und Bremerhaven 

sowie die Altenpflegefachschulen und 

die Bremer Krankenhausgesellschaft. 

Die Kostenträger (Kranken- und Pflege-

kassen) unterstützen die Initiative. 

Die Akteure der Pflegeinitiative haben 

vereinbart, u.a. an folgenden Zielen ge-

meinsam zu arbeiten: Imageverbesse-

rung des Pflegeberufes, Verbesserung 

der Rahmenbedingungen, Anhebung 

der Ausbildungsplätze, Steigerung der 

Bildungsgutscheine für Umschulungen 

und Weiterqualifizierung, Maßnahmen 

zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

Weiterentwicklung der Pflegeberufe, Er-

arbeitung von Instrumenten zur Mitar-

beiterbindung und Nachwuchssicherung.

 

Bilanz gezogen – erste Ergebnisse

Auf einer Monitoring-Veranstaltung wur-

de jetzt Bilanz gezogen. Was wurde er-

reicht? Was muss weiter bearbeitet  

werden? Aus der Pflegeinitiative heraus 

haben sich vier Arbeitsgruppen gebildet, 

die kontinuierlich zu Themenschwer-

punkten arbeiten und die Umsetzung der 

verabredeten Maßnahmen beobachten 

und begleiten: Rahmenbedingungen und  

Finanzierung, Nachwuchssicherung, Ent-

wicklung und Bildung sowie Werbung. 

Aus den Arbeitsgruppen wurde jeweils 

über die ersten Ergebnisse berichtet. Er-

reicht wurde zum Beispiel:

• �dass sich jetzt auch im Land Bremen 

ambulante Pflegedienste an der Erst

ausbildung in der Altenpflege betei

ligen können, und

• �auch eine anteilige Refinanzierung mit 

den Kostenträgern vereinbart wurde.

• �dass sich die Zahl der geförderten Aus-

bildungsplätze für Bremen und Bremer-

haven ab 2014 deutlich erhöhen soll, 

und zwar von derzeit gut 80 auf dann 

120, das entspricht einer Erhöhung um 

50 Prozent.

• �Arbeitsagenturen, Jobcenter und Schu-

len haben Informationstage zur Wer-

bung für den Altenpflegeberuf angebo-

ten.

• �Die Arbeitnehmerkammer hat eine Voll-

erhebung zur Situation der Beschäftig-

ten in der Pflege durchgeführt und

• �Pflegehelferausbildungen sind arbeit-

nehmerfreundlicher strukturiert wor-

den, um die nebenberufliche Qualifika-

tion zu fördern. 

• �Geprüft wird jetzt auch die Einführung 

eines Ausbildungsfonds im Land Bre-

men, eine entsprechende Verordnung 

ist bereits in Arbeit.

Positive Bewertung

Der bpa Bremen/Bremerhaven bewertet 

die bisherigen Ergebnisse der Bremer 

Pflegeinitiative – gemeinsam mit der 

Landesarbeitsgemeinschaft Freie Wohl-

fahrtspflege – positiv: Erste konkrete 

Schritte seien erreicht worden, um dem 

Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Die  

vom Senat bereitzustellenden finanziel-

len Mittel seien aber zu erhöhen und 

eine Aufstockung der personellen Kapa-

zitäten in den Pflegeeinrichtungen un

abdingbar. Deshalb begrüßten beide  

Trägervereinigungen die auf der Veran-

staltung erstmals geäußerte Ankündi-

gung von Sozialsenatorin Anja Stahmann, 

die Zahl der geförderten Ausbildungs

plätze für Bremen und Bremerhaven ab 

2014 deutlich zu erhöhen, und zwar von 

derzeit gut 80 auf dann 120, als ein posi-

tives Signal. 

„Wir haben immer wieder gegenüber 

der Sozialsenatorin deutlich gemacht, 

wie sehr die Pflegeeinrichtungen unter 

dem Fachkräftemangel leiden“, sagt dazu 

Ralf Holz, Vorsitzender der bpa-Landes-

gruppe Bremen/Bremerhaven. Allein im 

Sommer dieses Jahres hätten über hun-

dert an einer Ausbildung zur Altenpflege-

fachkraft interessierte junge Menschen 

eine Absage erhalten, weil nicht genü-

gend geförderte Schulplätze zur Verfü-

gung standen. Arbeitsagenturen und Job

center wurden dagegen aufgefordert, 

die Ausgabe von Bildungsgutscheinen 

deutlich zu erhöhen. 

An die ersten Erfolge, die vor dem Hin-

tergrund der Pflegeinitiative bereits er-

zielt wurden, muss jetzt angeknüpft wer-

den. Die Pflege benötigt dringend mehr 

Wertschätzung und verbesserte Rah-

menbedingungen wie bessere Pflegesät-

ze und Vergütungen. Die Akteure der Ini-

tiative nahmen dies mit auf die Agenda 

der kommenden Monate. hbw
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Landesgruppe Hamburg

bpa lehnt die Errichtung einer Pflegekammer ab

Die Hamburger Behörde für Gesundheit 

und Verbraucherschutz (BGV) führt ge-

genwärtig in Zusammenarbeit mit der 

Firma „INFO GmbH“ eine Meinungsum-

frage unter Pflegekräften durch, von de-

ren Ergebnis Senatorin Cornelia Prüfer-

Storcks die Entscheidung für oder gegen 

die Einführung einer Pflegekammer in 

Hamburg abhängig machen will. Die Er-

gebnisse werden voraussichtlich im Ja-

nuar 2014 vorliegen. 

Der bpa und seine Mitglieder lehnen 

Pflegekammern ab. In Niedersachsen 

hatte sich bei einer Befragung bereits 

eine klare Mehrheit der in der Pflege Be-

schäftigten gegen eine Zwangsverkam-

merung ausgesprochen. In Bremen und 

in Thüringen hat man sich ebenfalls ge-

gen die Kammer entschieden. 

In Bayern wurden die Ergebnisse der of-

fiziellen Befragung aktuell vorgelegt. Von 

ca. 113.800 Pflegefachkräften in Bayern 

haben 1.000 Betroffene in 116 Einrichtun-

gen geantwortet. Dies entspricht einer 

Quote von 0,88%. Von den 1.000 Antwor-

tenden haben sich 50% für die Einrich-

tung einer Kammer ausgesprochen, 34% 

dagegen und 16% haben noch keine ab-

schließende Meinung. Damit haben sich 

0,44% der von der Einrichtung einer Pfle-

gekammer betroffenen Berufsangehöri-

gen dafür ausgesprochen.

Die von einem breiten Bündnis vorlie-

gende Umfrage mit weit über 2.000 Ab-

lehnungen wird als Entscheidungs-

grundlage noch zu diskutieren sein. In 

Schleswig-Holstein gab es einen Eklat im 

Zusammenhang mit der Befragung; die 

Ergebnisse dürften damit kaum noch 

brauchbar sein und unterm Strich ist 

nicht einmal ein Drittel für die Pflege-

kammer mit Zwangsbeiträgen. Immer-

hin ist davon auszugehen, dass jede Pfle-

gefachkraft 120 Euro pro Jahr privat 

aufbringen soll!

Unterschriften gegen eine  

Pflegekammer

Der bpa hat jetzt zusammen mit dem Ar-

beitgeberverband Pflege, dem Deut-

schen Berufsverband für Altenpflege 

(DBVA) und der Landesgruppe Hamburg 

des Deutschen Verbands der Leitungs-

kräfte von Alten- und Behindertenein-

richtungen (DVLAB) eine Unterschriften-

aktion gegen die Errichtung einer 

Pflegekammer gestartet. 

Aus Sicht des bpa ist Zwang nicht der 

richtige Weg zu einer besseren Interes-

senvertretung der Pflege, insbesondere 

dann nicht, wenn die wirklichen Proble-

me nicht in die Zuständigkeit einer Kam-

mer fallen. Der bpa und seine Mitglieder 

lehnen Pflegekammern ab. Sie sind ein 

teures Placebo und lösen keines der 

drängenden Probleme der Branche wie 

Fachkräftemangel, übermäßige bürokra-

tische Anforderungen und ausgespro-

chen knappe Vergütungen für die Dienste 

und Einrichtungen. 

Die Kammer mit ihrer geplanten Zwangs-

mitgliedschaft für alle, die in der Pflege 

tätig sind, ist kein Ersatz für die etablier-

ten Berufsverbände, weil sie weder ver-

bandspolitische Aufgaben noch Tariffra-

gen und -verhandlungen übernimmt. 

Auch die Absicherung für das Alter und 

den Ruhestand – bei Kammern für Ärzte, 

Apotheker und viele andere Berufsgrup-

pen eine Selbstverständlichkeit – ist auch 

in Hamburg für die „Kammer zweiter 

Klasse“ nicht vorgesehen. 

Zudem will die Kammer die berufliche 

Qualifikation der Pflegenden und die 

Qualität ihrer Arbeit nicht nur kontrollie-

ren, sondern auch noch sanktionieren. 

Pflegende können sich also künftig ne-

ben Prüfungen durch die Heimaufsicht 

und den Medizinischen Dienst der Kran-

kenversicherung (MDK) auch auf Kont-

rollen durch die Pflegekammer einstel-

len. Gleichzeitig werden Pflegende 

verpflichtet, sich regelmäßig fortzubil-

den – in ihrer Freizeit und teilweise auf 

eigene Kosten.

Wie finanziert sich die Pflegekammer?

Die Hamburger Behörde für Gesundheit 

und Verbraucherschutz (BGV) schreibt in 

ihrem Info-Flyer, die Pflegekammer fi-

nanziere sich selbst. Dazu erhebe sie Bei-

träge, die sich an den Einkommensver-

hältnissen der Mitglieder orientieren. 

Nach vorläufigen Einschätzungen des 

Hamburger Pflegerates und der BGV 

wird der monatliche Beitrag gestaffelt 

bei ca. 5 Euro für nicht Berufstätige und 

geringfügig Beschäftigte, ca. 8 Euro für 

Teilzeitbeschäftigte, 10 bis 12 Euro für 

Vollzeitbeschäftigte und ca. 25 Euro für 

Pflegekräfte in höheren Leitungsfunktio-

nen (Pflegedienstleitung u.ä.) betragen. 

Es ist also davon auszugehen, dass jede 

Pflegefachkraft 120 Euro pro Jahr privat 

aufbringen soll!

Auch die Gewerkschaft verdi hat eine 

Kampagne gegen die Pflegekammer ge-

startet. bpa und verdi stimmen sich ab. 

Die Hamburger Oppositionsparteien 

CDU, FDP und „Die Linke“ haben sich in 

der Hamburgischen Bürgerschaft gegen 

die Errichtung einer Pflegekammer aus-

gesprochen. Die ersten 1.000 Unterschrif

ten gegen die Errichtung einer Pflege-

kammer liegen vor bereits. Weitere 

werden folgen. uc/sj
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Landesgruppe Hamburg

bpa fordert  
stärkere  
Unterstützung  
der Pflege

Der bpa und der DVLAB Hamburg (DVLAB = 

Deutscher Verband der Leitungskräfte von 

Alten- und Behinderteneinrichtungen e.V.) 

lehnen noch mehr Kontrolle und Büro-

kratie in der Pflege ab. In einer gemeinsa-

men Unterschriftenaktion protestieren 

beide Verbände und ihre Mitglieder ge-

gen die Gängelung der Hamburger Pflege

einrichtungen durch Rechtsverordnun-

gen nach Landesheimgesetz. Obwohl der 

Bereich der Pflege bereits von zahlrei-

chen Instanzen kontrolliert wird, will der 

Hamburger Senat noch weitere Kontrol-

len und Nachweise einführen. bpa und 

DVLAB fordern eine stärkere Unterstüt-

zung der Pflege und mehr Zeit für pflege-

bedürftige Menschen. Ihr gemeinsamer 

Protest richtet sich gegen folgende Neu-

erungen:  

Keine Prüffragen, denen jeder Maßstab 

zur Bewertung fehlt

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks wird 

aufgefordert, stattdessen gut durchdachte 

Fragebögen auf wissenschaftlicher Grund

lage zu entwickeln und dabei darauf zu 

achten, dass die Heimaufsicht nicht er-

neut das gleiche wie bereits der MDK 

prüft.

Überzogene Zusatz-Qualifikationen für 

Leitungskräfte

Bei bestehendem Fachkräftemangel sind 

über den heutigen guten Stand und über 

die bundesweit einheitlichen Anforde-

rungen hinausgehende Bildungsanfor-

derungen überzogen und führen zu  

erheblich höheren Kosten für die öffentli-

chen Haushalte, die Pflegebedürftigen 

und deren Familien. Der Hamburger Se-

nat schreibt, über die bundesweit ein-

heitlichen Qualifikationsanforderungen 

für  Pflegefachkräfte in Leistungsfunktio-

nen hinaus, weitere Zusatzqualifikatio-

nen für diese vor. Der bpa fordert diese 

Vorgaben zu widerrufen, die Gängelung 

der Pflegekräfte zu unterlassen und den 

bundesweiten Standard auch in Ham-

burg anzuwenden.

Aufhebung des Verbotes, bei Personal-

engpässen zusätzliche Pflegekräfte zu 

beschäftigen

Ab 1. Januar 2014 sollen stationäre Pfle-

geeinrichtungen nur noch in Ausnahme-

fällen akute Personalengpässe durch 

Mitarbeiter von Personaldienstleistern 

beheben dürfen. Der Fachkräftemangel 

sorgt bereits jetzt für enorme Personal-

engpässe. Wer Möglichkeiten der Per

sonalgewinnung und der Bewältigung  

bei akutem Personalbedarf einschränkt, 

nimmt frustriert engagierte Pflegekräfte 

und geringere Leistungsangebote in 

Kauf. 

Senatorin Prüfer-Storcks wird aufgefor-

dert, die Möglichkeiten der Personalge-

winnung sowie der Bewältigung von 

Personalengpässen auszubauen und die 

flexible Versorgung von pflegebedürf

tigen Menschen zu erleichtern und zu  

erhalten, anstatt diese durch Beschrän-

kungen und Reglementierungen zu be-

hindern. 

Unsicherheiten bei Berücksichtigung 

der Qualifikation von Pflegefachkräften, 

die beatmete Patienten betreuen

Beatmete Patienten haben ein Anrecht 

auf ein selbstbestimmtes Leben in den 

eigenen vier Wänden und auf eine hoch-

qualifizierte, pflegerische Versorgung mit 

einer schrittweisen Wiederherstellung 

der selbständigen Atmung. Die qualifi-

zierte Versorgung dieser Personen ist in 

Verträgen zwischen Krankenkassen oder 

anderen Trägern sozialer Leistungen und 

Pflegediensten und den dort verankerten 

Qualitätsanforderungen z. B. von Fach-

gesellschaften geregelt. Bereits gegen-

wärtig kann aufgrund des akuten Fach-

kräftemangels nur ein Teil der beatmeten, 

pflegebedürftigen Menschen außerhalb 

von Kliniken in der Häuslichkeit durch 

spezielle Pflegedienste versorgt und ge-

meinsam mit Ärzten von der Beatmung 

entwöhnt werden. 

Die Personalverordnung des HmbWBG 

erzeugt mit der Forderung nach anderen 

Formen der  Weiterbildung Rechtsunsi-

cherheit. Zudem führen über den heuti-

gen guten Stand weit hinausgehende 

zusätzliche Qualifikationsanforderungen, 

bei dem gegenwärtigen und wissen-

schaftlich prognostizierten zukünftigen 

Pflegefachkraftmangel, zum zwangsläu-

figen Verbleib dieser Menschen in Fach-

krankenhäusern – und dies zu deutlich 

höheren Kosten, für die der Hamburger 

Senat aber nicht zuständig ist. Die Sena-

torin wird aufgefordert, die zusätzlichen 

Anforderungen zu streichen. 

Der bpa geht davon aus, dass seine Mit-

glieder und deren Mitarbeiter diese Pro-

testaktion zahlreich unterstützen wer-

den. uc/sj
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Landesgruppe Hessen

2. Hessischer bpa-Fachkongress Pfl ege 
Lösungswege aus der Fachkraftkrise

Über 160 Teilnehmer, darunter zahlreiche 

Ehrengäste aus Politik, Behörden und In-

stitutionen der Selbstverwaltung kamen 

am 26. September 2013 nach Bad Hom-

burg, um mit dem bpa intelligente Wege 

aus der Fachkraftkrise zu diskutieren. 

Der hessische bpa-Landesvorsitzende 

Jochen Rindfl eisch-Jantzon stellte die 

Forderung auf, dass „trotz guter Erfolge 

bei Ausbildung, Qualifi zierung und An-

werbung ausländischer Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter künftig die Flexibilisie-

rung ein Schwerpunkt in der Diskussion 

um den Fachkräfteeinsatz sein müsse.“ 

Die bpa-Vizepräsidentin Susanne Pletow-

ski bedankte sich bei der Landesgruppe 

für die vorbildliche Unterstützung aus 

Hessen im gemeinsamen Engagement 

gegen den Fachkräftemangel und ver-

sprach, dass weder Bund noch Land in 

dieser Sache locker lassen werden.

Staatsminister Grüttner lobt 

Engagement des bpa 

Mit einer Reihe von Maßnahmen will die 

hessische Landesregierung für mehr 

Fachkräfte in der Pfl ege sorgen, kündigte 

Staatsminister Stefan Grüttner in seiner 

engagierten Rede in Bad Homburg an. 

Der Minister lobte bei der Tagung im Kur-

haus erneut das Engagement des bpa 

und seiner Mitgliedseinrichtungen bei 

der Ausbildung in Hessen. Grüttner ver-

sprach seinerseits weitere Anstrengun-

gen für mehr Ausbildungsplätze, neue 

Anwerbungsmöglichkeiten und eine Ver-

besserung der Arbeitsbedingungen in 

der Pfl ege. Dies sei jedoch eine große 

Herausforderung: „Einfache und schnel-

le Lösungen gibt es nicht“, blieb der Mi-

nister realistisch. Grüttner bezog sich in 

seiner Rede auch auf das gemeinsame 

Projekt der Landesregierung mit dem 

bpa und weiteren Akteuren, bei dem spa-

nische Pfl egefachkräfte in die hessische 

Pfl ege geholt wurden und bedankte sich 

bei den privaten Trägern des Verbandes 

für die vielen bereitgestellten Stellen: 

„Der bpa hat nicht nur Pfl egefachkräfte 

gewonnen und integriert, sondern er hat 

jungen Menschen eine Perspektive ge-

geben, die bereits am Anfang ihres Be-

rufslebens vor der Arbeitslosigkeit ge-

standen haben.“ 

Praxisnahe Sprachschulung

Einen Einblick, wie die Sprachschulung 

in Hessen praxisnah und erfolgreich 

funktioniert, lieferte Kajetan Tadrowski, 

Projektleiter des Bildungsträgers Start-

haus aus Offenbach, der für das Modell-

projekt die Deutschkurse koordiniert. Der 

bpa, der im Rahmen seiner Mitglieder-

versammlung am Vortag bekannt gege-

ben hatte, dass er inzwischen mehr als 

900 Mitglieder allein in Hessen vertritt, 

stehe als größter Interessenverband der 

Pfl egeeinrichtungen für diesen Prozess 

mit Sachverstand und guten Ideen zur 

Verfügung, so Rindfl eisch-Jantzon. 

Mit Blick auf die anstehende Heimperso-

nalverordnung, sei es ein Unding, dass 

einjährig examinierte Alten- und Kran-

kenpfl egehelfer vom Status immer noch 

mit angelernten Hilfskräften gleichge-

Herbert Mauel

Der Hessische 

Staatsminister 

Stefan Grüttner, 

bpa-Vizepräsi-

dentin Susanne 

Pletowski und der 

bpa-Landesvor-

sitzende Jochen 

Rindfl eisch-

Jantzon (von 

rechts)
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setzt würden. Im Sinne einer Flexibilisie-

rung müsse zudem über die stärkere 

Anerkennung neuer Berufs- und Qualifi -

kationsbilder nachgedacht werden.

Fachkraftquote fl exibler gestalten

Der sozialpolitische Sprecher der FDP-

Landtagsfraktion René Rock rief in der 

Diskussion die privaten Träger ebenso 

wie die Wohlfahrt dazu auf, bei der De-

batte um die Fachkraftquote mit einer 

Stimme zu sprechen. „Es muss einen 

breiten Konsens geben, dann wird auch 

die Politik darauf reagieren.“ Die SPD-

Landtagsfraktion, für die ihr sozialpoliti-

scher Sprecher Dr. Thomas Spies zum 

Fachkongress gekommen war, hatte be-

reits Wochen zuvor einen Änderungsan-

trag zum Heimgesetz (HGBP) einge-

bracht, der eine anteilige Anrechnung 

und damit Aufwertung von einjährig ex-

aminierten Pfl egekräften vorsah. 

Weitere Perspektiven für eine Flexibili-

sierung der Fachkraftquote in den Pfl e-

geeinrichtungen hatte auch Dr. Karlheinz 

Börner von der Hessischen Betreuungs- 

und Pfl egeaufsicht eröffnet. Schon jetzt 

gebe es für die Träger Möglichkeiten, mit 

innovativen Konzepten sicherzustellen, 

dass Bewohnerinnen und Bewohner 

auch mit einem anderen Mix aus Fach- 

und Hilfskräften gut versorgt werden 

können. 

Zusammenlegung von 

Alten- und Krankenpfl egeausbildung 

verhindern 

Mit Dr. Jürgen Eierdanz, dem Vorsitzen-

den der hessischen Schulleiterkonferenz, 

sprach sich ein dezidierter Kenner der 

Szene entschieden gegen eine Zusam-

menlegung von Alten- und Krankenpfl e-

geausbildung aus. Verlierer seien letzt-

lich die Altenpfl egeeinrichtungen und 

ihre Patienten bzw. Bewohner, wenn 

eine auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene 

Ausbildung ausgehöhlt würde, um Platz 

für die spezifi schen Inhalte des Kran-

kenhaussektors zu schaffen. Rindfl eisch-

Jantzon betonte, dass es geradezu wider-

 sinnig sei, eine bewährte Aus bil dungs-

form, die europaweit als vorbildlich be-

trachtet werde, unnötig zu zerschlagen. 

Hiergegen werde man sich entschieden 

zur Wehr setzen. 

Ein herzliches Dankeschön von 

Vorstand, Mitgliedern und Geschäfts-

stelle zum Abschied: Clemens Döring 

(links) und Nicole Eichinger scheiden 

aus dem Ehrenamt aus  

Die sozialpoliti-

schen Sprecher 

von SPD und 

FDP wie auch 

der CDU-Sozial-

minister folgen 

gespannt den 

Vorträgen.

Der neue Vorstand des bpa in Hessen
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Mitgliederversammlung und Wahl zum Landesvorstand 

Bereits am Vortag hatte die turnusgemäße Mitgliederver-

sammlung in Bad Homburg mit Neuwahlen zum Landes-

vorstand stattgefunden. Sowohl der Landesvorsitzende 

Jochen Rindfl eisch-Jantzon als auch sein Stellvertreter Her-

warth Ziegler wurden einstimmig wiedergewählt. Auf den 

Beisitzerpositionen sind zwei langjährige Vorstandsmitglie-

der nicht wieder angetreten. Nicole Eichinger und Clemens 

Döring wurden von den Mitgliedern, von Vorstand und 

Geschäftsstelle mit einem herzlichen Dankeschön aus dem 

Ehrenamt verabschiedet. An ihrer Stelle wurden Beate Otte-

Frank (Geschäftsführerin einer Einrichtung der Kinder- und 

Jugendhilfe in Schotten) sowie Robert Jansen (Inhaber 

eines Pfl egedienstes in Frankfurt) neu in den Vorstand ge-

wählt. Als Beisitzer wiedergewählt wurden: Ralf Geisel, 

Peter Grosse, Renate Krämer, Dirk Mohr, Elvira Mühleck, 

Christof Schaefers, Ralf Schmutz-Macholz und Matthias

 Trümner. 

In seinem Rechenschaftsbericht zeigte sich der Landesvor-

sitzende zuversichtlich, dass man die Herausforderungen in 

der Altenpfl ege, der Behindertenhilfe und der Kinder- und 

Jugendhilfe gemeinsam packen werde und verwies auf den 

weiter gestiegenen Rückhalt des bpa durch seine nun mehr 

als 900 hessischen Mitgliedseinrichtungen. 

bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel bereitete die stationä-

ren Einrichtungen auf die Veränderungen durch die neuge-

fasste Pfl egetransparenzvereinbarung ab 1.  Januar 2014 

kenntnisreich vor. In einem ambulanten Sonderworkshop 

erläuterte die bpa-Landesbeauftragte Sabine Söngen den 

Abschluss zu den Betreuungsleistungen sowie zu einer pau-

schalen Vergütungsanhebung im Rahmen der PNG-Ver-

handlungen. mm

Landesgruppe Hessen

Frankfurt 
Marathon 

Erschöpft, aber glücklich: Bereits zum zweiten Mal bezwang 

die gemischte Staffel der bpa-Landesgruppe Hessen mit 

den ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern Robert Jansen 

und Ralf Geisel sowie den hauptamtlichen Mitarbeitern 

Sabine Söngen und Manfred Mauer (von rechts nach links) 

am 27. Oktober 2013 den Frankfurt Marathon und ver-

besserte dabei den eigenen Rekord um satte zwölf Minuten. 

mm

Einen Blick nach vorn richtete Prof. Dr. 

Achim Jockwig von der Hochschule Fre-

senius, der einen dualen Studiengang 

vorstellte, in dem Nachwuchsführungs-

kräfte praxisnah und berufsbegleitend 

auf die immer komplexer werdenden 

Managementaufgaben in den Einrich-

tungen vorbereitet werden, ohne den 

Betrieb über Jahre verlassen zu müssen. 

Der bpa wird sich intensiv mit dem The-

ma eines praxisnahen dualen Studiums 

auseinandersetzen, kündigte der Landes-

vorsitzende an. 
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Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Präsidiales Wetter im 
Schloss Bellevue
Michael Händel zu Gast beim 
Bundespräsidenten

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

4. bpa-Unternehmertag und 
Mitgliederversammlung
Pfl ege benötigt qualifi zierte 
Fachkräfte – auch aus dem Ausland

Bei „präsidialem Wetter“ war Michael 

Händel, Landesvorsitzender des bpa in 

Mecklenburg-Vorpommern, zum Bürger-

fest des Bundespräsidenten Ende Au-

gust ins Schloss Bellevue eingeladen. 

Der bpa-Landesvorsitzende wurde da-

mit für sein langjähriges, ehrenamtliches 

Engagement geehrt. 

„Es war eine entspannte Atmosphäre“, 

erzählt der 59-Jährige, „wunderbare Mu-

sik mit Live-Bands!“. Händel, der seit 

1993 das Pfl egezentrum „Haus am Brink“ 

in Lüdersdorf betreibt, nutzte die Gele-

genheit, mit verschiedenen Menschen, 

die im sozialen Bereich arbeiten, ins Ge-

spräch zu kommen. An Joachim Gauck 

selbst sei er gar nicht herangekommen. 

Bei rund 1.000 Gästen ist dies auch kein 

Wunder. Der Bundespräsident war stets 

um ringt von Autogrammjägern und Body-

guards. 

Aber mit der First Lady, Daniela Schadt, 

konnte Michael Händel ausführlich spre-

chen. „Ich habe ihr erzählt, welche Her-

Deutschlands First Lady Daniela 

Schadt und Michael Händel, Landes-

vorsitzender des bpa

ausforderungen wir in MV in der Pfl ege 

haben. Ich habe sie als sehr interessiert 

und aufgeschlossen erlebt“, erinnert er 

sich. Händel betreibt seit 30 Jahren stati-

onäre Einrichtungen und ist seit 16 Jah-

ren im Vorstand des bpa aktiv. „Für mich 

ist stets Motivation, mehr Gerechtigkeit 

für Bewohner und Mitarbeiter zu errei-

chen“, so Händel. Renate Heusch-Lahl

Auch in diesem Jahr setzte die bpa-Lan-

desgruppe Mecklenburg-Vorpommern 

(M-V) die gute Tradition fort, im Aquad-

rom Graal-Müritz ihren bereits vierten 

Unternehmertag und ihre Mitgliederver-

sammlung durchzuführen. Im Mittel-

punkt der Fachtagung am Vormittag des 

19. September 2013 stand das Thema 

„Ausländische Pfl egefachkräfte“.

Staatssekretär Nikolaus Voss richtete 

Grußworte vom Ministerium für Arbeit, 

Gleichstellung und Soziales aus und be-

tonte, dass Pfl ege gut bezahlte und qua-

lifi zierte Fachkräfte benötige. Der gesund-

heitspolitische Sprecher der SPD, Julian 

Barlen, referierte über die Zukunft der 

Pfl ege im Land. Dr. Helmut Drückler vom 

Landesprüfungsamt für Heilberufe aus 

Rostock schloss sich mit einem Fachvor-

trag zum Anerkennungsverfahren von 

ausländischen Pfl egefachkräften an. Ein 

Praxisbericht von spanischen Pfl egefach-

kräften in Hessen verdeutlichte, dass es 

bereits positive Erfahrungen mit aus-

ländischen Pfl egekräften in Deutschland 

gibt. Von vielen Teilnehmern war zu hö-

ren, dass es schön wäre, wenn es künftig 

auch ähnliche Projekte in den bpa-Pfl ege-

einrichtungen in Mecklenburg-Vorpom-

mern gebe. Zum Abschluss des Unter-

nehmertages stellte Ilona Jaudzims von 

der Zentralen Auslands- und Fachver-

mittlung (ZAV) verschiedene Förde-

rungsmöglichen zur berufl ichen Mobili-

tät in Europa vor. Die Fachvorträge sind 

unter www.bpa.de eingestellt.

Gut gefüllte Reihen während der Fachvorträge

Staatssekretär 

Nikolaus Voss, 

Ministerium 

für Arbeit, 

Gleichstellung 

und Soziales in 

Mecklenburg-

Vorpommern
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In der Mittagspause stärkten sich die Teil-

nehmer mit leckeren Snacks und besuch-

ten die begleitende Fachausstellung, an 

der 17 Aussteller teilnahmen. Am Nach-

mittag stand die Mitgliederversammlung 

der bpa-Landesgruppe auf dem Pro-

gramm. Zahlreiche Mitglieder nutzten die 

Gelegenheit, den Bericht des Vorstandes 

entgegenzunehmen, den die einzelnen 

Vorstandsmitglieder in Graal-Müritz vor-

trugen. Der Vorstandsvorsitzende Micha-

el Händel ließ die Ereignisse des vergan-

genen Jahres Revue passieren und wagte 

einen Ausblick in die kommende pfl ege-

politische Entwicklung im Land. 

Schwierige Suche nach Pfl ege nachwuchs

bpa-Präsident Bernd Meurer richtete 

Grußworte des Präsidiums aus und be-

tonte, dass der demografi sche Wandel 

und die schwierige Suche nach qualifi -

ziertem Nachwuchs die Pfl egebranche 

vor enorme Herausforderungen stelle. 

Viele offene Stellen können künftig nicht 

mehr besetzt werden – bundesweit sind 

rund 30.000 Stellen unbesetzt. Um dem 

Fachkräftemangel entgegen zu wirken, 

setzt sich der bpa aktiv für eine verstärk-

te Ausbildung, bessere Umschulungs-

möglichkeiten und für die Anwerbung 

ausländischer Pfl egefachkräfte ein. 

Neuer Vorstand gewählt

Im Anschluss wählten die Mitglieder ih-

ren neuen Vorstand, der auch in den 

kommenden zwei Jahren von Michael 

Händel geführt wird. Der Vorstandsvor-

sitzende geht damit seit 2005 in die fünf-

te Amtsperiode. Mit Ulrike Kohlhagen 

bestätigten die Mitglieder ebenso die 

stellvertretende Vorsitzende im Amt. Neu 

in den Vorstand gewählt wurden Undine 

Auras, Christoph Eisfeld, Raik Radloff 

und Catherine Tiede. 

Dank für Engagement im Ehrenamt 

Nicht wieder zur Wahl stellten sich die 

langjährigen Vorstandsmitglieder Car-

men Barkholdt, Silvia Szimtenings, Mar-

kus Tiede, Jana Bornhöft und Bernd Mo-

litor. bpa-Geschäftsführer Bernd Tews 

bedankte sich im Rahmen seiner Lauda-

tio für die ehrenamtliche Tätigkeit und 

den unermüdlichen Einsatz im Vorstand 

und überreichte ein kleines Abschieds-

präsent. Die scheidenden Vorstandsmit-

glieder haben sich alle über viele Jahre, 

teils in zweiter Generation, unermüdlich 

für die Belange der bpa-Landesgruppe 

eingesetzt und teils durch ihre neuen, 

guten Ideen entscheidend zur Belebung 

der Vorstandsarbeit beigetragen. Alle 

ausgeschiedenen Vorstandsmitglieder 

haben neben ihrer hauptberufl ichen Tä-

tigkeit viele Jahre größtes ehrenamtli-

ches Engagement in verschiedenen Be-

reichen für die bpa-Landesgruppe M-V 

gezeigt.

Carmen Barkholdt war bereits zu Zeiten 

der AAK und der AGH (beides Verbände, 

die mit dem bpa verschmolzen sind) en-

gagiert im Vorstand tätig und hat in den 

vergangenen zwölf Jahren beim bpa vie-

le Themenfelder mit großem Einsatz be-

treut, so beispielsweise in den letzten 

Jahren den Bereich der Intensivpfl ege. 

Der bpa ist ihrer langjährigen Verbands-

arbeit zu großem Dank verpfl ichtet. 

Nach Niederlegung des Vorstandsamtes 

ihres Vaters Egon Bornhöft übernahm 

Jana Bornhöft im Jahre 2005 nahtlos die 

Aufgaben als stationäres Vorstandsmit-

glied mit viel Engagement und Enthusias-

mus. Neue Themenfelder wurden von ihr 

aktiv begleitet und für den Verband auf-

bereitet. Auch hier bedankt sich der bpa 

für das jahrelange große Engagement. 

Bereits zu Zeiten der AAK und der AGH 

war die Familie Tiede aktiv im Vorstand 

anzutreffen. Auch hier trat die junge Ge-

neration 2007 in die Fußstapfen der schei-

denden. Markus Tiede war, wie seine Mut-

ter Gundula Tiede, viele Jahre sehr aktiv 

für den bpa tätig. Mit neuen Ideen und 

frischem, jugendlichem Schwung nahm 

er sich seiner Aufgabengebiete an. Der 

bpa bedankt sich auch hier herzlich für die 

jahrelange und wertvolle Arbeit. 

Auch Silvia Szimtenings hatte bereits zu 

AAK- und AGH-Zeiten die Vorstandsar-

beit inne. Viele Termine, Verhandlungen 

und unterstützende Gespräche hat sie 

seither mit großem Einsatz und großer 

Freude wahrgenommen. Sowohl für den 

damals geleisteten Einsatz als auch für 

den während der Vorstandstätigkeit seit 

2009 bedankt sich der bpa herzlich.

2011 frisch in den Vorstand gewählt, nahm 

sich Bernd Molitor im Jahre 2012 intensiv 

der damals aktuellen HKP-Problematik an 

und unterstützte engagiert und über viele 

Monate die Mitglieder in ihrer Öffentlich-

keitsarbeit. Für seinen Einsatz bedankt 

sich der bpa ebenfalls herzlich. 

Nach den Neuwahlen berichtete bpa-Ge-

schäftsführer Herbert Mauel über die 

Themen „Pfl egetransparenzvereinbarung 

Stationär“ und „Pfl egebedürftigkeitsbe-

griff“. Den Abschluss des Tages bildete 

eine gemütliche Abendveranstaltung mit 

Musik und tollem Essen, die für viele 

spät endete… swo

Carmen Silvia Markus Jana Bernd

Barkholdt Szimtenings Tiede Bornhöft Molitor

Der neue Vorstand (von links): Petra Weber-Zöllick, als Gast bpa-Präsident Bernd 

Meurer, Ulrike Kohlhagen (stellv. Vor sitzende der Landesgruppe), Catherine Tiede, 

Christoph Eis feld, Siegbert Popko, Holger Wüstholz, Undine Auras, Raik Radloff, 

Michael Händel (Vorsitzender der Landes gruppe) und Joachim Boos
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Landesgruppe Niedersachsen

Mitgliederversammlung der 
bpa-Landesgruppe Niedersachsen
Zukunftsweisend – innovativ – kompetent!

Vor gut 120 Mitgliedern eröffnete Kars-

ten Neumann, Vorsitzender der bpa-Lan-

desgruppe Niedersachsen, am 24. Okto-

ber 2013 die Mitgliederversammlung im 

Alten Rathaus in Hannover. Ganz beson-

ders freute er sich, die bpa-Vizepräsiden-

tin Susanne Pletowski, den Staatssekre-

tär im Niedersächsischen Sozialministe-

rium Jörg Röhmann sowie bpa-Ge-

schäftsführer Bernd Tews begrüßen zu 

können.

Susanne Pletowski ergriff als Erste das 

Wort und bedankte sich im Namen des 

Präsidiums beim gesamten Landesvor-

stand für dessen hervorragende Arbeit 

nicht nur auf Landesebene, sondern 

auch für viele wertvolle Anregungen im 

Gesamtvorstand auf der Bundesebene. 

Die Schwerpunkte ihres Grußwortes bil-

deten darüber hinaus die Themen Finan-

zierung der Pfl ege, Mitarbeitergewin-

nung sowie der Mindestlohn. 

Anschließend hob Staatssekretär Jörg 

Röhmann die besondere Bedeutung des 

bpa in der Pfl egeselbstverwaltung her-

vor: „Der bpa beziehungsweise seine Re-

präsentanten in Hannover sind für uns 

zu verlässlichen und vertrauten Partnern 

geworden“, beschrieb Röhmann die Qua-

lität der Zusammenarbeit des Ministeri-

ums mit dem bpa. In seinem Referat 

über die pfl egepolitischen Schwerpunkte 

der neuen Landesregierung stellte der 

Staatssekretär viele übereinstimmende 

Auffassungen zwischen seinem Haus und 

dem bpa fest, klammerte aber kritische 

Punkte wie die Altenpfl egeumlage, das 

Niedersächsische Heimgesetz und insbe-

sondere die Pfl egekammer nicht aus. 

Geschäftsbericht 2012/2013 

Bevor Karsten Neumann den Geschäfts-

bericht für das vergangene Jahr präsen-

tierte, bedankte er sich bei seinen Vor-

standskollegen für ihr Engagement und 

beim Team der Landesgeschäftsstelle für 

die hervorragende Arbeit. Er hatte allen 

Grund zur Freude: Allein seit Oktober 

2012 wurden 109 neue Mitglieder aufge-

nommen. Der bpa in Niedersachsen ver-

fügt damit aktuell über 1.058 Mitglieder. 

„Damit vertritt der bpa fast 50 Prozent 

aller Pfl egeeinrichtungen und rund drei 

Viertel der privaten Pfl egeeinrichtungen 

in Niedersachsen“, konkretisierte Neu-

mann seine Aussage zur positiven Mit-

gliederentwicklung. Als Themenschwer-

punkt der Arbeit von Vorstand und Lan-

desgeschäftsstelle im vergangenen Jahr 

führte Neumann u.a. die Umsetzung des 

PNG an. „Insbesondere im ambulanten 

Bereich konnten bei der Einführung der 

Zeitvergütung sowie den Vergütungen 

für die Häusliche Krankenpfl ege sehr 

gute Kompromisse mit den Kassen aus-

gehandelt werden“, fasste der Vorsitzen-

de zusammen.

Für den stationären Bereich bildete das 

Thema Pfl egesatzvereinbarungen einen 

Schwerpunkt der gemeinsamen Arbeit. 

Karim Amer appellierte in diesem Zu-

sammenhang an die Mitglieder, hier 

aktiver zu werden. „Es muss mehr Geld 

ins System, die Pfl egesätze in Nieder-

sachsen müssen steigen“, forderte der 

stellvertretende Landesvorsitzende und 

schloss mit dem Appell: „Verhandeln, 

Verhandeln, Verhandeln!“. Zur Unterstüt-

zung der Mitglieder kündigte Amer eine 

Arbeitshilfe des bpa an, die in Kürze in 

ausgewählten Regionen vorgestellt und 

erprobt werden soll. 

Aus der Praxis für die Praxis

Die Vertreter dreier Mitgliedsunterneh-

men zeigten in ihren Kurzvorträgen auf, 

welche Wege sie gehen, um auf Dauer 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 

binden oder – trotz Fachkräftemangel – 

die richtigen Fachkräfte zu fi nden. Dieser 

Einschub nach dem Motto „Mitglieder 

informieren Mitglieder“ stieß bei den 

Zuhörern auf großes Interesse. 

Bergzwerge – ein besonderes Projekt

 

Wie man sowohl für die Familien seiner 

Mitarbeiter als auch seines Wohnortes 

etwas tun kann, zeigte Heiko Langheim, 

Mitglied im Vorstand des bpa Nieder-

sachsen, anhand seines Projekts Kinder-

betreuung durch Tagesmütter – Berg-

zwerge. In seiner vollstationären Pfl ege-

einrichtung Haus am Berg in Hasbergen 

hat er eine kostengünstige und qualitativ 

hochwertige Tagesbetreuung für Klein-

kinder organisiert, die sowohl von Mitar-

beiterinnen als auch von externen Fami-

lien genutzt werden kann. „Gleichzeitig 

bietet die Kinderbetreuung für unsere 

Bewohnerinnen und Bewohner eine tolle 

Bereicherung des Alltags, wir sind ein 

richtiges Mehrgenerationenhaus gewor-

Karsten Neumann, bpa-Vizepräsiden-

tin Susanne Pletowski, Bernd Tews

Die Referenten der Kurzvorträge: 

Ulrich Kruthaup, Regina Sugint, 

Karsten Neumann, Heiko Langheim
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den“, freute sich Langheim. Das Angebot 

schaffe ein gutes, internes Klima und 

stärke den guten Ruf vom Haus am Berg 

auch außerhalb der Einrichtung. 

Attraktive Arbeitgeber in der Pfl ege 

Schon zum zweiten Mal hat die Ambu-

lante Kinderkrankenpfl ege Hannover Su-

gint & Scherf GmbH aus Hannover im 

Jahr 2012 an dem Wettbewerb „Attrak-

tiver Arbeitgeber Pfl ege“ von Vincentz 

Network teilgenommen und die begehrte 

Auszeichnung als Sieger erhalten. Die 

Geschäftsführung des Pfl egedienstes 

hatte sich aber bereits im Vorhinein mit 

den Themen Mitarbeiterbindung und -zu-

friedenheit befasst und eine Mitarbeiter-

umfrage bei ihren über 200 Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern durchgeführt. 

„Dies ist ein aufwändiger Prozess, aber 

wir haben daraus viel gelernt“, zog Regi-

na Sugint abschließend Bilanz.

Die Blomberg-Klinik hat in der Vergan-

genheit zum wiederholten Mal den Wett-

bewerb „Great Place To Work 2013“ge-

wonnen. Geschäftsführer Ulrich Krut haup 

stellte in seinem Vortrag das entspre-

chende Konzept der Einrichtung vor. Die 

Kriterien dieses Wettbewerbs verlangten 

sowohl eine Mitgliederbefragung als 

auch ein Kultur-Audit. „Es werden Kriteri-

en abgefragt wie Glaubwürdigkeit, Res-

pekt, Fairness, Stolz und Teamgeist“, so 

Kruthaup. „Ein ‘Great Place To Work‘ ist 

da, wo man denen vertraut, für die man 

arbeitet, stolz ist auf das, was man tut 

und Freude hat an der Zusammenarbeit 

mit den anderen“, fasste Kruthaup ab-

schließend zusammen. 

Ausbildungs- und Qualifi zierungs-

offensive 

bpa-Geschäftsführer Bernd Tews referier-

te über die Ausbildungs- und Qualifi zie-

rungsoffensive, die der bpa im Februar 

2013 zusammen mit fünf Bundesminis-

terien und diversen anderen, etwa der 

Bundesagentur für Arbeit und den Ge-

werkschaften, unterzeichnet hatte. „Ober-

stes Ziel ist es, mehr Altenpfl egefachkräf-

te zu gewinnen und diese im Beruf zu 

halten sowie konkrete Maßnahmen um-

zusetzen, um die nötigen Rahmenbedin-

gungen zu schaffen oder zu verbessern“, 

erläuterte Tews. Angesichts des komple-

xen Themas stellte er die wichtigsten, 

konkreten Inhalte der Vereinbarung mit 

den für die Umsetzung Verantwortlichen 

dar und wies auf bereits erzielte Erfolge 

hin. Tews hob die folgenden Leitlinien 

der Vereinbarung und deren Umsetzung 

als besonders wichtig hervor, um dem 

Fachkräftemangel nachhaltig begegnen 

zu können:

•  Die Ausbildungsbemühungen intensi-

vieren

•  Die Verweildauer der Mitarbeiter erhö-

hen, Fluktuation verhindern und Maß-

nahmen für Berufsrückkehrer ergreifen

 

•  Die Zuwanderung und Willkommens-

kultur im Betrieb verbessern 

Eines der ersten Ergebnisse des Paktes 

ist die Änderung des Altenpfl egegeset-

zes und die dort festgeschriebenen Mög-

lichkeiten, z.B. bei vorliegender Berufser-

fahrung, die Ausbildung zu verkürzen 

sowie die Widereinführung der dreijäh-

rig fi nanzierten Umschulung. 

Was können Pfl egeeinrichtungen von 

der Automobil-Industrie lernen? 

Nach dem gemeinsamen Mittagessen, 

bei dem sich die Teilnehmer auch über 

die zahlreichen Angebote der anwesen-

den Aussteller informieren konnten, 

stand der Nachmittag unter der Über-

schrift: „Marketing für Pfl egeeinrichtun-

gen“. Die Referenten Joachim Vetter (CPC 

Consolations) und Holger Zindt (akzio!) 

zeigten, wie man Erkenntnisse aus der 

Automobilindustrie auf das Marketing 

von Pfl egeeinrichtungen übertragen kann. 

Dass „AIDA“ nicht nur eine Kreuzfahrtli-

nie ist, sondern auch ein Begriff aus dem 

Marketing, machten die Referenten in 

unterhaltsamer und launiger Art und 

Weise deutlich: „Begriffe wie SWOT-Ana-

lyse, Markt-Positionierung und das At-

tention-Interest-Desire-Action-Konzept 

sind leider nicht für alle in der Branche 

selbstverständliches Handwerkszeug“, so 

die beiden Marketing-Profi s. Spätestens 

als Vetter zum Abschluss und zur Erheite-

rung der Zuhörer ein simples, aber denk-

würdiges Holz-Ei als Geschenk für poten-

zielle Kunden präsentierte, war vielen 

klar, wie lohnenswert es ist, sein eigenes 

„Ei des Columbus“ für das individuelle 

Einrichtungsmarkting zu fi nden. Gegen 

16:30 Uhr endete die von allen Beteilig-

ten als sehr gelungen empfundene Ver-

anstaltung mit Kaffee und Kuchen sowie 

einem gemütlichen Plausch unter Kolle-

gen. Alle freuen sich schon auf das Wie-

dersehen, spätestens bei der Altenpfl e-

ge-Messe im Frühjahr 2014. hs/ivc

Staatssekretär Jörg Röhmann mit 

Karsten Neumann, Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe

Entlastung des Vorstandes durch die 

Mitglieder

Der Vorstand
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Landesgruppe 
Niedersachsen

Mauern 
durchbrechen – 
Brücken bauen!
Das „Fichteneck“ 
feiert Silberjubiläum

Die neurologische Fachpfl egeeinrichtung 

für aktivierende Pfl ege, Betreuung und 

Therapie von schwerstschädelhirnge schä-

digten Menschen/Patienten im Wach-

koma in der Phase F in Braunlage konnte 

im August auf ihr 25-jähriges Bestehen 

zurückblicken. Seit 1988 gibt es das 

„Fichteneck“ als Pfl egeheim, seit 20 Jah-

ren wird die bpa-Einrichtung mit dem 

Schwerpunkt neurologische Fachpfl ege 

der Phase F von Rainer und Rosemarie 

Wolf geführt. Schwer- und schwerstbe-

hinderte Menschen ab 18 Jahren mit aus-

geprägten neurologischen Schädigun-

gen erhalten hier von hochqualifi zierten 

und engagierten Fachkräften aktivieren-

de Pfl ege, Betreuung und Therapie. 

Das Jubiläum wurde mit einem festli-

chen Empfang im Garten des Fachpfl e-

ge- und Therapiezentrums begangen. 

Seine Festansprache nutzte Rainer Wolf, 

um sich bei den vielen, größtenteils 

langjährigen Wegbegleitern zu bedanken 

und zu betonen, wie wichtig ihm das 

Wohl seiner Bewohner ist.

Zugang fi nden zum Inneren…

„Mauern durchbrechen – Brücken bau-

en!“, sei das Motto der Feier, aber auch 

das Ziel des jetzigen „Fichtenecks“. Wolf 

erläutert es so: Mauern beschützen dieje-

nigen, die sich innerhalb dieser Mauern 

befi nden. Brücken verbinden A und B, 

wenn dazwischen ein Hindernis ist. Wolf 

und seine Mitarbeiter, aber auch die An-

gehörigen und Freunde der Patienten 

möchten hier Brücken schlagen und Zu-

gang fi nden zum Inneren der ihnen an-

vertrauten Menschen. „Wir meinen, dass 

bei unseren Wachkoma-Bewohnern das 

Hindernis die Mauer ist, die sich im Ge-

hirn befi ndet, die jeden Tag durchlässiger 

gemacht werden muss.“ Und weiter: 

„Wir wollen durch unsere Arbeit mit un-

seren Bewohnern bestehende Mauern 

erkenntlich, sichtbar und durchlässig 

machen. Hierfür brauchen wir sehr viel 

Zeit, Einfühlungsvermögen und Bestän-

digkeit in der Arbeit mit den Bewohnern.“ 

Es gelte, den Patienten eine Perspektive 

zu eröffnen, dass es sich lohne, aus ih-

rem Schneckenhaus raus zu kommen. 

„Will der Wachkoma-Patient überhaupt 

aus seinem Schneckenhaus raus? Was 

muss da sein, dass er oder sie da heraus 

will?“, fragt Wolf. „Wir wissen es nicht. Es 

ist unsere Aufgabe, die Perspektive für 

die Bewohner so zu gestalten, dass diese 

auch rauskommen wollen.“

Blick ins Publikum – für die Feier lich keiten wurde eigens ein Festzelt aufgestellt 

Astrid Fennen, Referatsleiterin im 

Niedersächsischen Sozialministerium 

für den Bereich Behindertenhilfe, und 

das Pfl egeunternehmerpaar Wolf. 
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Von Menschen mit Wachkoma-Erfah-

rung, die aus diesem Zustand wieder zu-

rückkehrten (z.B. Sepp Häusler), werde 

berichtet, dass sie das Wachkoma nicht 

als unangenehm empfunden hätten. Wie 

durch Watte hätten sie ihre Umgebung 

wahrgenommen. Dabei fi ltere diese 

„Watte“ wohl auch unangenehme Ein-

wirkungen von außen aus. „Im Fich-

teneck bemühen wir uns sehr, bei den 

uns anvertrauten Bewohnern therapeu-

tischen Brückenbau zu betreiben. Die 

medizinisch Vorgebildeten unter uns 

wissen, dass es im Hirn tatsächlich eine 

Brücke = Pons gibt, die die beiden Hirn-

hälften verbindet“, erläutert Wolf.

Wachkoma-Patienten weiterentwickeln

Seine Einrichtung biete für die hierfür 

adäquate Versorgung ein übergeordne-

tes Konzept – das biographisch- und mi-

lieutherapeutische Snoezelen-Konzept 

nach Martina Dennerlein. Im „Fichten-

eck“ wurde es 2006 von der Snoezelen-

Therapeutin Ilka Drapatz-Braune einge-

führt. Snoezelen ist eine besondere 

Therapie zur Förderung der Wahrneh-

mung auf allen Sinnesebenen unter Be-

achtung der Ganzheitlichkeit von Körper, 

Geist und Seele.

Ein Ziel seines Unternehmens sei es, dass 

sich traumatisierte Patienten weiterentwi-

ckeln. Dazu sei eine genau abgestimmte 

Therapie bei den Schädelhirngeschädig-

ten und Wachkomapatienten notwendig. 

Wenn diese dann dazu führe, dass bei-

spielsweise eine Bewohnerin Verbesse-

Rainer Wolf bei der Festrede 

rungswerte von mehr als 30 Prozent auf-

weisen könne, sei dies ein großartiger 

Erfolg, nicht zuletzt auch für die Pfl ege-, 

Betreuungs- und Therapiemitarbeiter. 

In der Einrichtung mit 87 Plätzen werden 

auch Beatmungspatienten bedarfsge-

recht betreut. Die Pfl ege integriert le-

benssichernde Betreuung wie Beat-

mungspfl ege mit individueller Ent  wick -

 lungsförderung und interdisziplinärer 

Therapie. Dabei wird Wert gelegt auf die 

Einbeziehung der Familienangehörigen. 

Für begleitend-pfl egende Angehörige 

stehen Gästezimmer zur Verfügung. 

Rosemarie und Rainer Wolf führen das Spezialpfl egeheim für neurologische 

Fachpfl ege der Phase F in Braunlage seit 20 Jahren. bpa-Geschäftsführer Herbert 

Mauel überbringt die Glückwünsche des bpa. 

Rainer Wolf ist stolz darauf, dass seine 

Einrichtung bei den Kontrollen des medi-

zinischen Dienstes der Krankenkassen 

(MDK) dreimal mit der Note 1,0 bewertet 

wurde. „Qualität ist ein wichtiges Kriteri-

um für uns“, sagt Wolf. sj 

Heimleiterin 

Regina 

Grondey mit 

Rosemarie 

und Rainer 

Wolf
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Landesgruppe Niedersachsen

Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf
Senioren-Einrichtung ausgezeichnet

Landesgruppe 
Nordrhein-
Westfalen

bpa-Fachtag 
2013 – „Humor 
ist die beste 
Medizin!“

Die bpa-Mitgliedseinrichtung „Haus am 

Berg Seniorenpfl ege und -betreuung“ 

aus Hasbergen bei Osnabrück ist als ei-

nes von drei Unternehmen für die Verein-

barkeit von Familie und Beruf ausge-

zeichnet worden. Die Auszeichnung „Job 

und Familie: So geht beides“ war vom 

regionalen Netz werk Ems-Hase-Vechte 

der bundesweiten Initiative für Beschäf-

tigung vergeben worden. 

Der Wettbewerb resultiert aus einer Initi-

ative der Handwerkskammer Osnabrück, 

IHK Osnabrück, Emsland und Grafschaft 

Bentheim sowie der Stadt und dem 

Landkreis Osnabrück. Alle Betriebe die-

ser Region wurden aufgerufen, sich am 

Wettbewerb zu beteiligen. Beworben ha-

ben sich 15 Unternehmen, die sich be-

sonders engagieren, um ihre Mitarbeiter 

in der Familienphase zu unterstützen. 

„Dass jetzt eine Einrichtung der Alten-

pfl ege mit den angeblich so schlechten 

Arbeitsbedingungen den Wettbewerb 

gewonnen hat, rückt hoffentlich so man-

ches Vorurteil gerade“, freut sich „Haus 

am Berg“-Geschäftsführer und bpa-Lan-

desvorstand Heiko Langheim. 

Vorbild für Familienfreundlichkeit 

In der Einrichtung dreht sich zwar alles 

um Senioren, dennoch hat die Geschäfts-

führung auch die Jüngsten im Blick. Für 

jedes Mitarbeiterkind legt sie ein Spar-

konto an und im hauseigenen Café gibt 

es eine Spielecke, einen Wickeltisch und 

eine Möglichkeit zum Stillen. Eine Kin-

dertagesstätte mit Ganztagsbetreuung 

steht den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern zur Verfügung. Und in den Ferien 

übernimmt das Unternehmen 50 Prozent 

der Betreuungskosten für die Hasberger-

Tummelferien. Wenn es mal nicht anders 

geht, dürfen die Mitarbeiter ihre Kinder 

auch zur Arbeit mitbringen. 

Während der Elternzeit hält die Einrich-

tung Kontakt zu Mitarbeitern und infor-

miert über Weiterbildungsangebote. sj 

„Neue Strategien und innovative Ansätze 

in der pfl egerischen Versorgung von 

Menschen mit Demenz“ – so lautete das 

Motto der diesjährigen Fachtagung der 

bpa-Landesgruppe NRW. Mehr als 250 

Menschen waren in den Veranstaltungs-

saal der Philharmonie Essen gekommen – 

ein Zeichen, dass das Thema das Interes-

se der Branche geweckt hatte.

Die Pfl ege und Betreuung von Menschen 

mit Demenz stellt alle Leistungserbrin-

ger in der ambulanten, teilstationären 

und stationären Pfl ege, wie auch alle an-

deren an der pfl egerischen Versorgung 

Beteiligten vor Herausforderungen – nicht 

weil diese Personengruppe neu wäre, 

sondern weil die Zahl der dementiell ver-

änderten Menschen in den letzten Jahren 

zugenommen hat. Es ist kein Geheim nis, 

dass sich diese Entwicklung noch be-

schleunigen wird. Mit einem stetigen 

Wachstum dieser Personengruppe ist zu 

rechnen. Den steigenden Anforderungen 

an die Pfl egenden muss mit zielgerichte-

ten, spezifi schen Konzepten begegnet 

werden. Bewährte und neue Betreuungs-

konzepte müssen in besonderer Weise 

die Schnittstelle zur medizinischen und 

therapeutischen Versorgung bilden. Da-

bei ist das soziale Umfeld zu berücksich-

tigen. Familie und nahe Angehörige 

spielen bei der Betreuung dementiell 

veränderter Menschen eine entscheiden-

de Rolle. Es gilt, die bestehenden Versor-

gungsstrukturen zu überprüfen und ggf. 

zu verändern, auf jeden Fall sind Weiter-

entwicklungen notwendig. 

Die „Haus am Berg Seniorenpfl ege und -betreuung“ gewinnt den Wettbewerb 

„Job und Familie: So geht beides“
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Mit diesen Aspekten sollte sich der bpa-

Fachtag NRW ausführlich befassen; um 

es vorweg zu nehmen: Es war eine ge-

lungene, spannende und kurzweilige 

Veranstaltung, auf die die Teilnehmer si-

cher noch oft und gerne zurück blicken 

werden.

 

Moderator Martin von Berswordt-Wallra-

be stellte das Eingangsreferat „Humor 

und Heiterkeit in der Betreuung von 

Men schen mit Demenz“ von Prof. Dr. Dr. 

Rolf D. Hirsch als „Eisbrecher“ vor. Der 

Beitrag ließ die Zuhörer immer wieder 

be freit aufl achen, ohne die Ernsthaftigkeit 

des Themas aus den Augen zu verlieren. 

Hirsch, der als Präsident der Deutschen 

Akademie für Gerontologie und Psy cho-

therapie seit vielen Jahren das The ma 

Humor in der Pfl ege hervorhebt, ist über-

zeugt: „Humor ist die beste Medizin!“ 

Diesen Faden nahm Detlev Ruesing vom 

Dialogzentrum Demenz an der Universi-

tät Witten Herdecke auf. Er vertiefte die 

Position von Hirsch und erweiterte den 

Blickwinkel auf die „Neue Kultur der Pfl e-

ge Demenzerkrankter“. Ruesing plädierte 

für einen unbefangenen Umgang mit Pa-

tienten und Pfl egebedürftigen. Angst im 

Umgang sei kein guter Ratgeber.

Den „Herausforderungen einer Interdis-

ziplinären Zusammenarbeit zwischen 

Pfl ege und Ärzteschaft“ widmete sich 

Bernd Zimmer, Vizepräsident der Ärzte-

kammer Nordrhein. Ohne Schnörkel und 

ohne Standesdünkel wurde in diesem 

Vortag „Deutsch“ gesprochen. Die Prob-

leme beim Namen nennen und nicht „ru-

meiern“, so sein Fazit. Jede Profession soll 

das machen, was sie am besten kann – 

und doch sollen beide voneinander lernen!

Dr. Manfred Borutta sprach zum Thema 

„Fallbesprechung im Praxiseinsatz Prä-

vention und Perspektive Demenz“. Er leg-

te dar, wie das Instrument der Fallbe-

sprechung helfen kann, die Qualität der 

Versorgung von hochgradig dementiell 

veränderten Menschen zu steigern.  

Am Nachmittag wurden innovative 

Wohn- und Betreuungsformen und Best-

Practice Beispielen vorgestellt. Den Auf-

takt machte Veronika Zurmühlen vom 

bpa-Vorstand, die 2012 mit ihren Vor-

standskollegen das Demenzdorf De Ho-

geweyk bei Amsterdam besucht hatte. 

Eindrucksvoll erläuterte sie die unter-

schiedlichen Sichtweisen von außen auf 

das Dorf, umgeben von hohen Mauern 

und dem sich wandelnden Gefühl nach 

dem Betreten des Eingangsbereiches. 

Das Lebensstilmodell, nach dem dort ge-

arbeitet wird, ist es wert, Nachahmer in 

Deutschland zu fi nden, so Zurmühlen.

Aus Stuttgart war Dr. Anja Rutenkröger 

angereist. Die Vertreterin des Demenz 

Support Stuttgart berichtete über ihre Er-

fahrungen mit Pfl egeoasen. Ihr Vortrag 

„Die Pfl egeoase – ein alternatives Mo-

dell der Pfl ege Demenzerkrankter“ ver-

deutlichte, dass in der letzten Phase der 

Demenz die Wohnform der Pfl egeoase 

die richtige Wahl sein kann.

Ein unverstellter Blick auf die besonde-

ren Bedürfnisse von Demenzerkrankten 

war Ausgangspunkt für das Versor-

gungsmodell Pfl egeoase. 

Mit dem Vortrag „Wohngemeinschaften 

für Menschen mit Demenz – relevante 

konzeptionelle Aspekte“ von Volker Hül-

sewiesche kam der Fachtag zum Ab-

schluss. Hülsewiesche, der mit mehreren 

Wohngemeinschaften seit Jahren eigene 

Erfahrungen sammeln konnte, wurde zu 

einem gern gehörten Sachverständigen 

aus der Praxis.

Der bpa-Landesvorsitzende Christof 

Beck mann gab am Ende eine Zusam-

menfassung und einen kleinen Ausblick. 

Unter lang anhaltendem Applaus 

bedankte er sich bei allen Referenten, 

verabschiedete die Teilnehmer und 

versprach für 2014 erneut eine an  -

spruchsvolle Fachtagung des bpa NRW. 

(hpk)

Veranstaltungssaal der Philharmonie Essen: Die Gäste lauschen gespannt den 

Referenten.

Prof. Rolf D. Hirsch sprach sehr unterhaltsam über Humor in der Pfl ege.
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Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Mitgliederversammlung 
NRW 2013
Positive Resonanz

Zur Mitgliederversammlung der bpa-

Landesgruppe NRW in der Philharmonie 

in Essen hatten sich mehr als 160 Teil-

nehmer eingefunden. Der bpa-Landes-

vorsitzende Christof Beckmann und die 

stellv. Landesvorsitzende Anne Egidy-

Voigtländer sowie die Beisitzer Guido 

Fuhrmann und Bernhard Rappenhöner 

berichteten über Schwerpunkte der Ver-

bandsarbeit im vergangenen Jahr. 

Kritik an Landespolitik geübt

Der Landesvorsitzende präsentierte den 

Geschäftsbericht und nahm Stellung zur 

aktuellen Landespolitik. Dabei sparte er 

nicht mit Kritik. Insbesondere der Ent-

wurf des GEPA*, also die Novellierung 

des WTG und die Überarbeitung des 

Landespfl egegesetzes zum künftigen Al-

ten- und Pfl egegesetz (APG), war ein 

zentraler Angriffspunkt. „Als die Fachmi-

nisterin Barbara Steffens vor fast zwei 

Jahren mit der Überarbeitung des WTG 

und des Landespfl egegesetzes an den 

Start ging, kündigte Frau Steffens den 

‚Großen Wurf‘ an. Leider fehlt bis heute 

die wichtigste Rechtsverordnung zum Al-

ten- und Pfl egegesetz noch immer“, so 

Beckmann. „Und um es klar zu sagen: 

Der bpa NRW lehnt eine abschließende 

Bewertung des GEPA ohne Vorlage der 

Durchführungsverordnung zum Alten-

pfl egegesetz ab!“

Dass das neue Gesetz im Januar 2014 in 

Kraft gesetzt werde, erwarte niemand 

mehr. Ohne Vorlage der Rechtsverord-

nung zum APG, die insbesondere die 

wichtige Frage der Refi nanzierung von 

Investitionskosten für die Pfl egeeinrich-

tungen regelt, sei eine Verabschiedung 

im Landtag nicht möglich. Im Übrigen 

hätten sich alle Fraktionen im Landtag 

NRW darauf verständigt, dass nur ein 

‚komplettes Gesetz‘ zur Abstimmung 

komme.

Prozess um GEPA geht in Endphase

Der bpa war in den Beratungsprozess 

zum neuen GEPA NRW stark eingebun-

den. Der Verband hat eine umfangreiche 

Stellungnahme erarbeitet, in der die Kri-

tikpunkte umfassend begründet werden. 

In der öffentlichen Anhörung zum Ge-

setzentwurf im Landtag unterbreitete der 

bpa seine Bedenken und Anregungen 

den Abgeordneten. Der bpa wird bis zur 

Verabschiedung des neuen Gesetzes im 

Kontakt mit der Landesregierung und 

den im Landtag vertretenen Fraktionen 

bleiben und alles daran setzen, den Ge-

setzentwurf zum GEPA weiterhin positiv 

zu beeinfl ussen. 

Kernbotschaften des bpa 

Beckmann formulierte Forderungen des 

bpa in Kernbotschaften. Die Träger von 

Betreuungseinrichtungen in NRW wer-

den die hoheitliche Aufgabe der Versor-

gung pfl egebedürftiger Menschen in Zu-

kunft nur übernehmen können, wenn 

eine kostendeckende und verlässliche 

Refi nanzierung der Einrichtungen ge-

sichert ist. Der bpa fordert eine Rückkehr 

zur vierprozentigen Abschreibung und 

eine praktikable Regelung zur Refi nan-

zierung der nach 2018 wegfallenden 

Plätze. Durch Anpassung an das NRW-

Raumprogramm bis 2018 und den zu 

erwartenden demografi schen Wandel 

wird es zu einem Wegfall von ca. 30.000 

vollstationären Plätzen kommen. Die 

Landesregierung glaubt, dass mit der 

Gründung von Wohngemeinschaften ein 

geeignetes Ersatzangebot entsteht und 

befördert deshalb allen Ortes die Idee 

des Quartierkonzeptes. 

Pfl ege-WG – leistungsrechtliche 

Regelungen fehlen

Der bpa steht der Errichtung von Wohn-

gemeinschaften nicht ablehnend gegen-

über, im Gegenteil: Wohngemeinschaf-

Von links: Helmut Watzlawik, Referatsleiter MGEPA, bpa-Präsident Bernd 

Meurer, bpa-Landesgeschäftsstellenleiter Norbert Grote, bpa-Landesvorsitzender 

Christof Beckmann am Pult, Anne Egidy-Voigtländer, stellv. Landesvorsitzende in 

NRW, bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel und María Luisa Garcia Gamorel, 

Generalsekretärin der Abteilung für Arbeit und Soziales der Botschaft von Spanien.

*  GEPA = Entwurf zum Gesetz zur Entwicklung 
und Stärkung einer demographiefesten, 
teil habeorientierten Infrastruktur und zur 
Weiter entwicklung und Sicherung der Qualität 
von Wohn- und Betreuungsangeboten für 
ältere Menschen, pfl egebedürftige Menschen, 
Menschen mit Behinderung und ihre 
Angehörigen
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ten sind eine wertvolle Bereicherung der 

Pfl egelandschaft. Es ist aber nicht von 

der Hand zu weisen, dass diese noch in 

den Kinderschuhen stecken. 30.000 feh-

lende Pfl egeplätze durch WGs kompen-

sieren zu wollen, sei derzeit vollkommen 

unrealistisch, so Beckmann. Es fehlten 

noch die leistungsrechtlichen Regelun-

gen, womit die Situation für die WG-Be-

treiber sowohl wirtschaftlich als auch 

ordnungsrechtlich zu unsicher sei. Unsi-

cherheit führe zur Destabilisierung be-

währter Strukturen. Es gebe zudem 

kaum Immobilien im Bestand für die Ein-

richtung von WGs und bei Fragen des 

Brandschutzes stoße man häufi g auf fast 

unüberwindliche Hürden.

Konsequenterweise formulierte der bpa-

Landesvorsitzende, dass die Frist zur An-

passung der Wohnqualität unter Beibe-

haltung des Pfl egewohngeldbezuges auf 

das Jahr 2023 verlängert werden müsse. 

Die Landesregierung sollte darüber hin-

aus Einrichtungen ohne Förderung einen 

unbefristeten Bestandsschutz gewähren. 

Damit könnten insbesondere kleine Be-

triebe mit familienähnlichen Strukturen 

geschützt werden.

Beratungsbedarf zum WTG-Entwurf

Auch zum Entwurf des Wohn- und Teilha-

begesetzes gebe es, so Beckmann, noch 

erheblichen Beratungsbedarf. Der bpa 

fordert den Wegfall der starren Anwen-

dung der 50%-Fachkraftquote. Da im 

neuen Gesetz (WTG) für die Fachkräfte 

Vorbehaltsaufgaben defi niert werden, 

sei eine starre Fachkraftquote überfl üs-

sig. Die Fachkraftquote sei niemals wis-

senschaftlich ermittelt worden und als 

Mittel der Qualitätssicherung nicht mehr 

zeitgemäß. Innovative Modelle, wie zum 

Beispiel das Hausgemeinschaftskonzept 

würden oft durch die starre Anwendung 

der 50%-Fachkraftquote behindert oder 

sogar verhindert. 

Investitionskosten Eingliederungshilfe

Die Frage der Investitionskosten in Ein-

richtungen der Eingliederungshilfe wur-

de in den vergangenen Jahren eher stief-

mütterlich behandelt. Im Rahmen der 

Beratungen zur Novellierung des Gesetz-

paketes fordert der bpa, dass diese 

Einrichtungen in Bezug auf die Inves-

titionskostenförderung gleich behandelt 

werden. Die Anforderungen an Einrich-

tungen für Pfl egebedürftige und Men-

schen mit Behinderungen sind im WTG 

und in der WTG-DVO geregelt, wobei es 

kaum Unterschiede gibt. Daher sollte 

sich auch die Refi nanzierung an densel-

ben Regeln orientieren. 

Altenpfl egeumlage schafft 

Ausbildungsplätze 

Als Erfolg bezeichnete Beckmann die 

Einführung der Altenpfl egeumlage NRW 

im Juli 2012. Mit Hilfe der APU konnten 

schon im ersten Jahr 2.200 zusätzliche 

Ausbildungsplätze entstehen. Dies ist 

ein Anstieg um ca. 20 Prozent von 10.000 

auf 12.200 Azubi-Stellen und zugleich ein 

Beispiel für gute Zusammenarbeit. Denn 

bei der Entwicklung und Umsetzung der 

APU gab es eine konstruktive Zusam-

menarbeit mit der Landesregierung. Bis 

Ende 2013 wird ein Anstieg auf ca. 15.000 

Ausbildungsstellen in NRW erwartet. Der 

bpa begrüßt diese Dynamik auf dem 

Ausbildungsmarkt ausdrücklich, kritisiert 

das Umlageverfahren aber dennoch in 

einem Punkt: Der bpa NRW sieht die För-

derung der Altenpfl egeausbildung als 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

an, die besser über Steuern fi nanziert 

werden sollte, statt allein durch die pfl e-

gebedürftigen Menschen.

Diskussion über Zuwanderung und 

Anerkennung ausländischer Fachkräfte 

Der zunehmende Fachkräftemangel in 

der Pfl egebranche ist bundesweit eines 

der zentralen Themen der Pfl ege. Es gibt 

unterschiedliche Ebenen, wie man dem 

Problem begegnen kann. Ist die Fach-

kräftegewinnung im Ausland und die 

Fachkräftezuwanderung eine tragfähige 

Lösung? Lindert sie zumindest die sich 

abzeichnenden Engpässe? 

Über die Gesamtentwicklung zum Ver-

fahren der Fachkräftegewinnung im 

europäischen Ausland sprach auch der 

Vertreter der NRW-Landesregierung Hel-

mut Watzlawik. Als Referatsleiter im Mi-

nisterium für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter des Landes NRW hatte 

er einen schweren Stand. Es scheint, als 

seien die bürokratischen Hemmnisse in 

NRW besonders hoch. Auch ist die Be-

reitschaft der Landesregierung, auslän-

dischen Fachkräften in NRW besondere 

Unterstützung zu gewähren, deutlich zu-

rückhaltend. Gesprächen werde sich das 

Ministerium nicht verweigern, aber die 

Bedenken überwiegen derzeit noch deut-

lich.

Gut besuchte Mitgliederversammlung 

in Essen
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Zuwanderung von Fachkräften 

erleichtern

Im Gegensatz dazu steht die Position des 

bpa. bpa-Präsident Bernd Meurer beton-

te, dass der bpa sich für vereinfachte Be-

dingungen der Zuwanderung einsetze. 

„Wir fordern ein durchschaubares und 

vor allem zügiges administratives Ver-

fahren, das die ausländischen Fachkräfte 

willkommen heißt und ihnen nicht noch 

zusätzlich Steine in den Weg legt“, so 

Meurer. Selbstverständlich müssten sich 

alle Fachkräfte mit den Menschen, die sie 

versorgen, auch verständigen können. 

Es sei aber nicht in Ordnung, vor dem 

Hintergrund der teilweise regional beste-

henden großen Not an Fachkräften ein 

Sprachniveau zu fordern, das bereits bei 

Aufnahme der Tätigkeit in Deutschland 

so hochgehängt sei, dass kaum eine 

Fachkraft aus dem Ausland dies errei-

chen könne. 

Mitgliederstärkste Landesgruppe 

des bpa

„Das Bundesland NRW hat weiterhin die 

mitgliederstärkste Landesgruppe im 

bpa!“, so der Landesvorsitzende. Diese 

mit Stolz vorgetragene Feststellung wur-

de mit großem Beifall bedacht. Auch 

bpa-Präsident Bernd Meurer und bpa-

Geschäftsführer Herbert Mauel zeigten 

sich beeindruckt. „Erfolg ist kein Zufall, 

sondern das Ergebnis guter und vor 

allem kontinuierlicher, professioneller 

Arbeit“, sagte Beckmann. „Die Landes-

gruppe hat es verstanden, ihr Potenzial 

aus zuschöpfen. Mit einem gut einge-

spielten Team von ehrenamtlichen Mit-

streitern und einer schlagkräftigen haupt-

amtlichen Mannschaft wird es auch in 

Zukunft gelingen, den Spitzenplatz für 

NRW zu behaupten.“ 

Mehr als jede fünfte Pfl egeeinrichtung in 

NRW sei inzwischen Mitglied des bpa. 

Insgesamt gebe es in NRW rund 5.000 

Einrichtungen. 

Rechenschaftsbericht – ambulanter 

Bereich

Anne Egidy-Voigtländer widmete sich 

der Tagespfl ege sowie der Arbeit der 

Landesgruppe im ambulanten Bereich. 

Die Landesgeschäftsstelle befasste sich 

im abgelaufenen Jahr schwerpunkt-

mäßig mit der Umsetzung des § 87b 

SGB XI in Tagespfl egeeinrichtungen. 

Durch das Pfl egeneuausrichtungsgesetz 

(PNG) wurde im § 87 b SGB XI niederge-

legt, dass auch in Tagespfl egeeinrichtun-

gen der Anspruch auf leistungsgerechte 

Vergütungszuschläge für zusätzliche Be-

treuung und Aktivierung pfl egebedürfti-

ger Tagesgäste mit erheblichem Bedarf 

an allgemeiner Beaufsichtigung besteht. 

Um diese weitergehenden Leistungen 

erbringen zu können, muss die Einrich-

tung zusätzliches Personal beschäftigen. 

Die Anzahl der zusätzlichen Mitarbeiter 

richtet sich nach einem Personalschlüssel 

von 1:24. 

Der bpa sei mit dem Verhandlungser-

gebnis nicht zufrieden. Die Summe sei 

mit 5,74 Euro zu gering, um die zusätz-

lichen Betreuungsleistungen in der 

wünschenswerten, qualitätsgesicherten 

und bedarfsgerechten Form anbieten zu 

können. 

Umsetzung der Zeitvergütung 

Das Thema, das den ambulanten Bereich 

im abgelaufenen Jahr am meisten be-

schäftigte, war die Umsetzung des PNG 

und hier vor allem die Umsetzung der 

Zeitvergütung. Da dem bpa schon sehr 

früh klar war, dass die Umsetzung der 

Forderung einer alternativen Zeitvergü-

tung nicht nur darin besteht, auskömmli-

che Stundensätze zu vereinbaren, son-

dern auch eine erhebliche Neubewertung 

für das bestehende System der Leis-

tungskomplexe mit sich bringt, entwi-

ckelte der bpa ein Gesamtpaket, das er 

gemeinsam mit den anderen Leistungs-

erbringerverbänden in den Grundsatz-

ausschuss ambulant einbrachte.

Obwohl die Pfl egekassen zu Beginn des 

Jahres versuchten, die Pfl egedienste 

massiv unter Druck zu setzen, damit sie 

die von den Pfl egekassen nicht ausrei-

chende Zeitvergütung akzeptieren, konn-

te der bpa die anderen Leistungserbrin-

gerverbände zu einem gemeinsamen 

Handeln bewegen, um die Pfl egekassen 

zu Rahmenvertragsverhandlungen gem. 

§ 75 SGB XI aufzufordern. 

Abschließend wandte sich Anne Egidy 

an die Mitglieder: „Sie haben uns Ihr Ver-

trauen geschenkt und Sie haben dem 

Druck der Kostenträger bis heute erfolg-

reich standgehalten. Dafür möchte ich 

Ihnen danken“. gro/hpk

bpa-Präsident Bernd Meurer 



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n

51

Landesgruppe 
Nordrhein-Westfalen

30 Jahre Haus Oberberg

Zum Tag der offenen Tür von Haus Ober-

berg, mit dem das 30-jährige Jubiläum 

der kleinen bpa-Einrichtung in Wiehl-

Brächen gefeiert wurde, konnte Heimlei-

terin und Inhaberin Rita Hofmann Weg-

begleiter aus drei Jahrzehnten begrüßen. 

Aus der Feier wurde ein kleines Dorffest. 

Zahlreiche Gäste, Freunde, Bekannte 

und Nachbarn tummelten sich im Innen-

hof des Pfl egeheims. Die Einrichtung 

hatte ein Showprogramm vorbereitet: 

Ralf Vankerkom war mit seinem Key-

board für die musikalische Begleitung 

zuständig. Die „Grisetten“ führten mit 

Liedern aus Operette und Film durch die 

frühen 20er, 30er und 40er Jahre und lös-

ten bei den Zuschauern Beifallsstürme 

aus.

„Altenpfl egeheime sind unverzichtbar 

und notwendig. Wenn es sie nicht gäbe, 

so müsste man sie jetzt dringend erfi n-

den“, so der stellvertretende Bürgermeis-

ter der Stadt Wiehl, Wilfried Bast in sei-

nem Grußwort. „Die Menschen werden 

immer älter, darüber freuen wir uns, 

aber leider bleibt nicht jeder von Pfl ege-

bedürftigkeit verschont. Für viele Men-

schen ist dann eine Einrichtung wie 

„Haus Oberberg“ genau das Richtige!“ 

„In den vergangenen dreißig Jahren hat 

sich sehr viel geändert, aber Pfl egehei-

me werden niemals unmodern“, fügte 

Hans-Peter Knips hinzu. Der bpa-Landes-

beauftragte überbrachte die Glückwün-

sche der Landesgruppe NRW und eine 

Urkunde. 

Rita Hofmann erinnerte an die Anfänge 

der Einrichtung: Am 1. September 1983 

hatten ihre Eltern, Hans und Paula Stein, 

das Pfl egeheim in Schnellenbach mit 

neun Bewohnern, das sie bis dahin ge-

pachtet hatten, selbst übernommen und 

in „Haus Oberberg“ umbenannt. Als die 

Eltern das Rentenalter erreichten, spra-

chen sie davon, das Haus zu verkaufen. 

Ihre Schwester habe damals gesagt: 

„Willst Du das nicht machen?“ Rita Hof-

mann, alleinerziehende Mutter eines sie-

benjährigen Jungen, die beim Sozialamt 

beschäftigt war, entschloss sich, ihre si-

chere Stelle aufzugeben. 1989 kaufte sie 

das Haus der Eltern auf Rentenbasis. 

1997 bot sich die Gelegenheit, das grö-

ßere Haus in Brächen zu übernehmen. 

Damals habe sie mit Peter Koglin ge-

meinsam die Einrichtung geführt. Seit 

dessen Tod im Jahr 2000 führt sie Haus 

Oberberg als Einzelunternehmerin. 2001 

bestand sie das Examen zur Altenpfl ege-

rin. Für die Zukunft nach ihrer Rente ist 

Von links: Hans-Peter Knips, Rita 

Hofmann und der stellv. Bürgermeister 

der Stadt Wiehl Wilfried Bast

gesorgt: „Mein Sohn Frank arbeitet sich 

zurzeit in den Betrieb ein und will weiter-

machen“, sagt die Pfl egeunternehmerin 

und richtet ihren Dank an ihre Mitarbei-

ter, „die nicht nur dieses Fest in Eigenre-

gie vorbereitet und gestaltet haben, son-

dern immer treu zum Haus Oberberg 

stehen.“ hpk/sj
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Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Mitgliederversammlung und Fachtagung
Sozialminister Schweitzer gibt klares Bekenntnis 
zur Angebotsvielfalt in der Pfl ege ab

Die zweitägige Veranstaltung am 29. und 

30. Oktober 2013 in Mainz-Finthen 

begann traditionell mit der Mitglieder-

versammlung, in der nach dem Tätig-

keitsbericht der letzten Monate die Vor-

standswahl auf der Tagesordnung stand. 

bpa-Präsident Bernd Meurer wurde als 

Landesvorsitzender in seinem Amt er-

neut bestätigt. Manfred Hoffmann, der 

über viele Jahre das Amt des stellvertre-

tenden Vorsitzenden erfolgreich und mit 

viel Engagement ausgeübt hatte, kandi-

dierte dieses Jahr auf eigenen Wunsch 

nicht mehr als Stellvertreter, sondern als 

Beisitzer. Sein bisheriges Amt wird von 

Dieter Hewener übernommen, der die 

Wahl zum Stellvertretenden Vorstands-

vorsitzenden gerne annahm.

Als Beisitzer wurden die folgenden Vor-

standsmitglieder bestätigt: Katja König, 

Helmut Becher, Achim Helfrich, Harald 

Monschau, Hilmar Schwager und Christi-

an Grimm. Michaela Domann, langjähri-

ges Mitglied des bpa und Inhaberin ei-

nes Pfl egedienstes und einer Tagespfl ege 

kandidierte zum ersten Mal für den Vor-

stand und wurde ebenfalls als Beisitzerin 

gewählt.

Freude über das 400ste bpa-Mitglied 

Die bpa-Geschäftsführer Bernd Tews und 

Herbert Mauel versorgten mit ihren Vor-

trägen die Teilnehmer mit neusten Infor-

mationen aus der Bundeshauptstadt. Mit 

großer Freude über den stetigen Mitglie-

derzuwachs konnte bpa-Präsident Bernd 

Meurer und zugleich Landesvorsitzender 

das 400ste Mitglied des bpa in Rhein-

land-Pfalz, die Römergarten Residenz 

Haus Andreas in Bingen-Büdesheim, be-

grüßen. 

Vielfältige Angebotsstruktur notwendig 

Auch in Zukunft braucht Rheinland-Pfalz 

eine vielfältige Angebotsstruktur ambu-

lanter und stationärer Versorgungsfor-

men: Landessozialminister Alexander 

Schweitzer gratulierte dem Vorstand zur 

Wahl und erklärte in seinem Grußwort: 

„Es darf keine ideologischen Kämpfe 

zwischen ambulanter und stationärer 

Pfl ege geben. Wer glaubt, die Pfl ege in 

der Zukunft allein mit ambulanten Struk-

turen organisieren zu können, hat die 

Herausforderungen des demografi schen 

Wandels nicht verstanden.“

Rund 90 Betreiber von Pfl egeeinrichtun-

gen und Diensten beschäftigten sich vor 

allem mit der künftigen kommunalen 

Planung von Pfl ege- und Betreuungs-

angeboten. Minister Schweitzer betonte 

in diesem Zusammenhang die Quali  -

täts ver antwortung der Pfl egeeinrichtun-

gen und -dienste und sprach sich gegen 

eine „Misstrauenskultur“ aus. Die Mehr-

heit der Einrichtungen in Rheinland-Pfalz 

leiste gute Arbeit und zeichne sich 

durch Qualität und Transparenz aus, so 

Schweitzer.

Diskussion zur kommunalen 

Bedarfsplanung

„Die Pfl ege lebt auch von den inno-

vativen privaten Unternehmern, die be-

reit sind, Arbeitsplätze zu schaffen und 

neue Betreuungsformen auszuprobie-

ren. Das darf nicht durch zu viel Regulie-

rung behindert werden“, sagte Bernd 

Meurer in der anschließenden Diskussi-

on mit dem Minister unter der Moderati-

on von Journalist Martin von Berswordt-

Wallrabe: „Kommunale Bedarfsplanung 

darf nicht zu Angebotsbegrenzungen 

führen.“ 

Bunter Blumenstrauß für das 

400ste Mitglied des bpa in 

Rheinland-Pfalz: Heike Weissmann, 

Geschäftsführerin der Römergarten 

Residenzen GmbH, und Andres 

Kupfer, Residenzleiter Haus 

Andreas, sowie Bernd Meurer 
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Pfl egestrukturplanung in Rheinland-

Pfalz

Im Laufe der Fachtagung wurde das 

Motto „Pfl egestrukturplanung“ immer 

wieder von verschiedenen Seiten be-

leuchtet:

bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel stell-

te eine vom bpa in Auftrag gegebene 

Studie vor. In einer bundesweit reprä-

sentativen Telefonumfrage wurden 1.000 

Personen zum Thema „Häusliche Versor-

gung versus Pfl egeheim“ befragt, da für 

diese das Thema Pfl ege und deren Mach-

barkeit überdurchschnittliche Relevanz 

hat. Zusätzlich wurden bei 50 pfl egebe-

dürftigen Menschen und bei deren Ange-

hörigen die tatsächlichen Beweggründe 

für den Wechsel von der ambulanten 

Betreuung hin zu einem Leben im Pfl e-

geheim untersucht und bewertet, wobei 

die Entlastung aller Beteiligten und ein 

Zugewinn an Lebensqualität deutlich 

wurden.

Der Referatsleiter der Servicestelle für 

kommunale Pfl egestrukturplanung und 

Sozialraumentwicklung an der Landes-

zentrale für Gesundheitsförderung in 

Rhein land-Pfalz e.V. (LZG) Thomas Pfund-

stein stellte die Tätigkeitsfelder und Auf-

gaben der Servicestelle vor und präsen-

tierte verschiedene Trägerbeispiele mit 

vielfältigen Leistungsangeboten in Rhein-

land-Pfalz.

Best Practice Beispiele wurden auch von 

Vorstandsmitgliedern Achim Helfrich, 

Christian Grimm und Barbara Flöder, Ge-

schäftsführerin der Flöder + Saßen GbR 

und Operative Leitung der Curata-Pfl e-

geeinrichtungen Holding GmbH vorge-

stellt, während Rechtsanwalt Jürgen 

Blatzheim den Teilnehmern juristische 

Hinweise und einen Überblick über die 

heimgesetzlichen Voraussetzungen und 

Anforderungen an die neuen Wohnfor-

men in Rheinland-Pfalz gab.

Die bpa-Servicegesellschaft stellte sich 

und ihr Angebotsspektrum den Teilneh-

mern vor. Und Hans Georg Lipp, Quali-

tätsmanager und Mediationsberater, gab 

in seinem Vortrag „love it, change it or 

leave it“ einen kleinen humoristischen 

Vorgeschmack, wie Mitarbeiter und auch 

wie man sich selbst besser im Ar-

beitsalltag motivieren kann.

Die zweitägige Veranstaltung wurde ab-

gerundet von einer schwungvollen 

Abendveranstaltung, bei der kräftig mit-

getanzt und gesungen wurde: Flo & 

Chris – kleine Band, große Show – „Zwei 

Stimmen, vier Hände, vier Füße und 

noch mehr Instrumente“ bezauberten 

das Publikum mit ihrer Leidenschaft und 

100% Live Acoustic Entertainment sowie 

vollem Körpereinsatz – den zeigte auch 

schnell das begeisterte Publikum.

Schwungvoll geht es auch in die Planung 

der nächsten Mitgliederversammlung 

und Fachtagung 2014. Viele Themen be-

wegen Rheinland-Pfalz – wir greifen sie 

auf und freuen uns, Sie im nächsten Jahr 

wieder bei uns begrüßen zu dürfen. bg

Der neue Vorstand (von links): 

Bernd Meurer, Vorsitzender, 

Michaela Domann, Dieter Hewener, 

stellv. Vorsitzender, Achim Helfrich 

(vorne,) Christian Grimm (hinten,) 

Katja König, Harald Monschau, 

Hilmar Schwager und Manfred 

Hoffmann 

Rheinland-pfälzischer Sozialminister 

Alexander Schweitzer, Ministerium 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Demografi e (MSAGD)
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„Ausländische Arbeitnehmer sollen sich 

hier wohlfühlen, deshalb befürworten 

wir die sozialpädagogische Betreuung 

der rumänischen Fachkräfte in diesem 

bpa-Projekt“, erläuterte Doris Bartelmes, 

Leiterin der Abteilung Arbeit im rhein-

land-pfälzischen Ministerium, bei einem 

gemeinsamen Fachgespräch mit der 

Delegation. 

Zur Forderung des bpa, Deutschlehrer 

zur Vorbereitung der hier dringend benö-

tigten Fachkräfte nach Rumänien zu schi-

cken, wies das Ministerium auf die Mittel 

des Europäischen Sozialfonds (ESF) hin. 

Diese stehen auch in Rumänien zur Ver-

fügung und könnten unter Umständen 

zur Finanzierung – auch von Praktika für 

ausländische Fachkräfte – genutzt wer-

den. Die Finanzierung müsse daher mit 

den zuständigen Stellen des ESF in Ru-

mänien geprüft werden. Das Ministeri-

um sagte für die Suche nach geeigneten 

Ansprechpartnern seine Unterstützung 

zu. bg

Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Fachkräftemangel 
grenzüberschreitend lösen
Rumänische Altenpfl ege-Lehrerinnen 
informieren sich in Rheinland-Pfalz

Pfl egeeinrichtungen aus Rheinland-Pfalz 

intensivieren ihre Kontakte nach Rumä-

nien, um dortige Pfl egefachkräfte für 

einen Einsatz in Deutschland zu gewin-

nen. Bei einem Besuch von Leitungs-

kräften mehrerer Pfl egeschulen aus Ru-

mänien wurde jetzt eine engere Zu-

sammenarbeit mit dem bpa ange-

kündigt. Auch das rheinland-pfälzische 

Ministerium für Soziales, Arbeit, Ge-

sundheit und Demografi e (MSAGD) will 

unterstützend mitwirken. 

Wie eine grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit mit Rumänien aussieht, lässt 

sich bereits seit einigen Monaten im Ma-

ximilian-Stift in Maxdorf und im Salier-

Stift in Speyer beobachten. Zwölf Pfl ege-

fachkräfte aus Rumänien sind dort seit 

Jahresbeginn im Einsatz, nachdem sie in 

ihrer Heimat vorab einen Deutschkurs 

absolviert hatten. Die Sprachschulungen 

werden hier täglich fortgesetzt, während 

die Fachkräfte parallel dazu bereits in der 

Pfl ege tätig sind. Die Kontakte wurden 

im Rahmen einer langfristigen Koopera-

tion vermittelt, die der bpa mit zwei 

Krankenpfl egeschulen in Rumänien un-

terhält. 

„Wir bieten den jungen und sehr gut aus-

gebildeten Fachkräften aus Rumänien 

hier berufl iche Chancen, die sie zu Hause 

nicht fi nden. Gleichzeitig profi tieren die 

Bewohnerinnen und Bewohner in den 

deutschen Pfl egeeinrichtungen von der 

kompetenten und herzlichen Betreuung“, 

sagte bpa-Präsident Bernd Meurer beim 

Besuch der Einrichtung. Er hatte die 

sechs Lehrerinnen der am Projekt betei-

ligten Schulen eingeladen, sich vor Ort 

mit ihren ehemaligen Schülerinnen und 

Schülern über Erfahrungen und mög-

liche weitere Projektschritte auszutau-

schen. 

Gemeinsames Fachgespräch im 

Ministerium für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Demografi e in 

Mainz

Rumänische Altenpfl ege-

Lehrerinnen im Gespräch mit 

bpa-Präsident Bernd Meurer, 

bpa-Geschäftsstellenleiterin 

Jutta Schier und bpa-Vorstand 

Manfred Hoffmann in der 

Geschäftsstelle des bpa
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Landesgruppe Sachsen

20 Jahre bpa-Sachsen – 
Die Landesgruppe zieht ein positives Resümee 

Mit rund 150 Mitgliedern, Gästen aus der 

Pfl egebranche unter anderem auch aus 

dem bpa-Bundesverband, den bpa-Lan-

des verbänden Thüringen, Mecklenburg-

Vorpommern sowie Berlin/Brandenburg 

und Vertretern der sächsischen Landes-

politik feierte die bpa-Landesgruppe 

Sachsen am 13. September 2013 im 

Schloss Wackerbarth in Radebeul ihr 

20-jähriges Bestehen. In stimmungsvol-

lem Ambiente und umrahmt von den 

Klängen eines Klassik-Ensembles blick-

ten die Verbandsvertreter auf 20 beweg-

te und erfolgreiche Jahre zurück, richte-

ten den Blick aber auch in die Zukunft. 

Auf kommende Aufgaben eingeschworen

Dr. Matthias Faensen, Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Sachsen, freute sich 

in seiner Begrüßung über die zunehmen-

de Zahl von Existenzgründungen in der 

sächsischen Pfl egebranche und somit 

auch über die wachsenden Mitglieder-

zahlen. Zugleich mahnte er weiteres 

Engagement im Kampf gegen den Fach-

kräftemangel an. „Auf uns läuft ein de-

mographischer Tsunami zu. Der kann 

nicht ohne das Engagement, die Risiko-

bereitschaft und die Innovationskraft pri-

vater Unternehmer in der Pfl ege bewäl-

tigt werden. Wir brauchen aber auch die 

richtigen Rahmenbedingungen. Veraltete 

Regelungen wie das Schulgeld für Alten-

pfl egeausbildung sind da beispielsweise 

kontraproduktiv.“

Schulgeldpfl icht setzt völlig falsches 

Signal

„Die Zeiten, in denen ein Auszubildender 

Schulgeld bezahlen muss, sind seit vie-

len Jahren vorbei – außer in der Pfl ege. 

Das ist ein völlig falsches Signal“, sagt 

Bernd Meurer, Präsident des bpa und er-

gänzt: „Wir registrieren seit Jahren einen 

sich immer weiter ansteigenden Fach-

kräftemangel. Dieser wird durch die nach 

wie vor vorhandene und nicht nachvoll-

ziehbare Schulgeldpfl icht weiter ver-

schärft. Damit ein junger Mensch einen 

wichtigen Beitrag für unsere Gesellschaft 

leisten kann, soll er auch noch Geld be-

zahlen. Das ist absurd.“

Ingrid Wagner und Bettina Leopold mit 

Dr. Matthias Faensen, Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Sachsen

Bernd Meurer, Präsident des bpa
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Positive Signale kamen aus der sächsi-

schen Landespolitik. „Es ist in der Tat 

nicht akzeptabel, dass man in Sachsen 

kostenlos Arzt werden kann, aber Pfl ege-

fachkräfte Geld bezahlen sollen, um ih-

ren Beruf zu erlernen. Darüber muss ge-

redet werden“, sagte Andrea Fischer, 

Staatssekretärin im Sächsischen Ministe-

rium für Soziales und Verbraucherschutz, 

in ihrem Grußwort an die Festgemeinde. 

Mut zum Unternehmertum

Finanzielle Aspekte standen im Mittel-

punkt der Rede von Andreas Werner, Ver-

bandsdirektor des Kommunalen Sozial-

verbandes Sachsen (KSV S). „Der bpa in 

Sachsen hat Beeindruckendes geschaf-

fen und einen wichtigen Beitrag geleistet 

für eine Versorgungsstruktur, die sich 

sehen lassen kann.“ Mit Blick auf die 

auch in Zukunft harten Verhandlungen 

um die Leistungsvergütungen forderte 

er die bpa-Mitglieder zu noch mehr Mut 

zum Unternehmertum auf. „Es braucht 

Andreas 

Werner, 

Verbands-

direktor des 

Kommunalen 

Sozialver-

bandes 

Sachsen

Andrea 

Fischer, 

Staats-

sekretärin im 

Sächsischen 

Ministerium 

für Soziales 

und Verbrau-

cherschutz

Dr. Matthias Faensen, Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Sachsen

frische und manchmal auch unpopuläre 

Ideen. Das vorhandene Geld war vor 20 

Jahren freier verfügbar. Ich rate den Pfl e-

geunternehmen, vor allem im Bereich 

des SGB XII die vorhandenen Möglich-

keiten mehr zu nutzen.“

Eine Aufforderung, der die bpa-Mitglie-

der gern nachkommen werden. bpa-Prä-

sident Bernd Meurer dazu: „Die Einla-

dung zu mehr Engagement nehmen wir 

gern auf. Wir werden uns in Kürze beim 

KSV S melden.“ 

Zu den Anfängen des bpa in Sachsen

Zum Ausklang des Abends richteten die 

Anwesenden noch einmal den Blick auf 

die Anfänge der sächsischen Landes-

gruppe. Ingrid Wagner und Bettina Leo-

pold, die liebevoll als die „Hebammen 

des bpa in Sachsen“ bezeichnet werden, 

erzählten von den Herausforderungen 

im Jahr 1993, als die Verbandsarbeit 

noch für die neuen Bundesländer von 

Berlin aus koordiniert wurde und ein 

Pfl egeversicherungssystem erst im Auf-

bau begriffen war. 
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Landesgruppe Sachsen

Der bpa auf der 
„Pfl ege + Homecare Leipzig“ 

Entscheider und Experten aus der Pfl ege-

branche trafen sich vom 15. bis 17. Okto-

ber 2013 auf der Messe „Pfl ege + Home-

care Leipzig“. Auch der bpa war durch 

seine Landesgruppen Sachsen, Sachsen-

Anhalt, Thüringen sowie Berlin und 

Brandenburg vertreten. Zu den zahlrei-

chen Besuchern des bpa-Messestandes 

gehörte auch die sächsische Sozialmi-

nisterin Christine Clauß. Im Gespräch 

mit Dr. Matthias Faensen, dem Vorsitzen-

den der bpa-Landesgruppe in Sachsen, 

stellte sie Geprächsbereitschaft zum 

Thema Schulgeldpfl icht von Altenpfl ege-

schülern in Aussicht.

„Die Zeiten, in denen ein Auszubildender 

Lehrgeld bezahlen muss, sind seit vielen 

Jahren vorbei – das gilt in der Pfl ege 

leider nicht für alle Auszubildenden. In 

Anbetracht des herrschenden Fachkräfte-

mangels ist das ein völlig falsches Signal. 

Es ist inakzeptabel, dass man in Sachsen 

kostenlos Arzt werden kann, aber Pfl ege-

fachkräfte Geld bezahlen, um ihren Beruf 

zu erlernen. Wir als Verband freuen uns, 

dass die Ministerin unserem Anliegen 

offen gegenüber steht und wünschen 

uns eine baldige Konkretisierung in 

dieser Angelegenheit“, so Dr. Matthias 

Faensen.

Gute Gespräche wurden außerdem im 

Rahmen des Vortragsprogramms der 

Messe geführt. Jacqueline Kallé, Landes-

beauftragte der bpa-Landesgruppe Sach-

sen, informierte die Besucher über die 

Möglichkeiten ambulanter sowie tages-

strukturierender Betreuungs- und Ver-

sorgungsformen für Menschen mit Be-

hinderungen. Mit Hilfe von anschau lichen 

Praxisbeispielen zeigte sie bestehende 

Probleme und Lösungsvorschläge auf. 

Die hohe Relevanz des Themas zeigte 

sich in dem guten Besuch des Vortrags.

Nach der positiven Resonanz an allen 

Messetagen blickt die bpa-Landesgruppe 

Sachsen zufrieden auf diese Messe zu-

rück. Die nächste „Pfl ege + Homecare 

Leipzig“ fi ndet vom 29. September bis 

1. Oktober 2015 statt. jk

Die sächsische 

Sozialministe-

rin Christine 

Clauß und der 

bpa-Landes-

vorsitzende 

von Sachsen 

Dr. Matthias 

Faensen am 

bpa-Messe-

stand in 

Leipzig.
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Landesgruppe Sachsen

Vertragsmodell geeigneter Pflegekräfte  
in einfacher Behandlungspflege nun  
bei allen Krankenkassen durchgesetzt

Seit der bpa 2010 erstmalig mit der AOK 

PLUS den Einsatz von geeigneten Pflege

kräften für die Leistungen der medizini-

schen Behandlungspflege der Leistungs-

gruppe I vereinbart hat, ist es ihm nun 

gelungen, dies mit allen anderen Kran-

kenkassen zu einen.

Somit können nunmehr die Leistungen 

Blutzuckermessung, Blutdruckmessung, 

Richten von ärztlich verordneten Medika-

menten, Medikamentengabe von ärztlich 

verordneten Medikamenten, s. c.-Injekti-

on, Insulininjektionen, Richten von Injek-

tionen, Kälteträger auflegen, An- und 

Ausziehen von Kompressionsstrümpfen/-

strumpfhosen ab Kompressionsklasse II 

und Abnehmen eines Kompressionsver-

bandes nach theoretischer und prakti-

scher Qualifizierung von Pflegekräften 

erbracht werden.

Dies ist auch ein Schritt, dem bestehen-

den Fachkraftmangel zu begegnen, ist 

sich der bpa sicher. Entsprechend qualifi-

zierte Pflegekräfte sind befähigt, Leistun-

gen der einfachen Behandlungspflege zu 

erbringen und erfahren dadurch Aner-

kennung ihrer Tätigkeit und Motivation 

zur Fortbildung sowie Zufriedenheit. Den 

Pflegefachkräften wird notwendige Zeit 

zur Erbringung der Leistungen der Leis-

tungsgruppen II bis V, wie zum Beispiel 

einem Wundverband, und überdies für 

die originären Aufgaben der Pflegepla-

nung und Pflegedokumentation zur Ver-

fügung gestellt. Jk

Landesgruppe Sachsen

Berechnung der Investitionskosten  
geförderter Pflegeeinrichtungen neu aufgestellt

Mit Stand vom 7. September 2013 hat 

der sächsische Verordnungsgeber die 

Sächsische Pflegeeinrichtungsverordnung 

in aktualisierter Fassung in Kraft gesetzt. 

Dabei versuchte der Verordnungsgeber 

mit zwei Änderungsentwürfen die be-

reits bestehende Verordnung an die 

Rechtsprechung des Bundessozialge-

richts vom 8. September 2011 und der im 

Nachgang folgenden gesetzlichen Neu-

regelung in § 82 SGB XI anzupassen. Der 

bpa hat zu den vorgelegten Änderungs-

entwürfen jeweils Stellung genommen.

Als kritikwürdig wurde dabei insbeson-

dere hervorgehoben, dass die grund-

stücksbezogenen Aufwendungen weiter-

hin nicht Eingang in den Verordnungstext 

gefunden haben. Absolut unverständlich 

bleibt die Begrenzung der Eigenkapital-

zinsen auf 2%. Der Festlegung des Bun-

dessozialgerichts nach Gleichstellung zu 

Fremdkapitalzinsen bzw. einem marktüb-

lichen Zinssatz wurde nicht gefolgt. Die 

Abkehr von der bisher akzeptierten und 

bewährten Ermittlung der Höhe der ge-

sondert berechenbaren Aufwendungen 

und somit die Bezugnahme auf die tat-

sächliche Auslastung, mindestens aber 

auf die in den jeweiligen Versorgungs-

formen geltenden Auslastungsgrade, ist 

nicht nachvollziehbar. Selbst die zugrun-

deliegende Rechtsprechung des BSG 

schließt auch eine landesrechtliche Fest-

legung durchschnittlicher Belegungs-

quoten bei gleichzeitiger Nachweismög-

lichkeit der Einrichtung, dass die tat- 

sächliche Belegungsquote etwa zu Be-

ginn des Umlagezeitraums unter dem 

Durchschnittswert liegt, nicht aus.

Die Verpflichtung zur Erstellung eines  

Investitionsplans über einen Zeitraum 

von sechs Jahren bei zwölfmonatigem 

Vereinbarungszeitraum führt zu einem 

hohen bürokratischen Aufwand durch 

Nachweisführung und jährliche Neube-

antragung. Der Forderung des bpa zur 

Anerkennung angemessener Pauschalen 

wurde leider nicht entsprochen.

Leider hat der Sächsische Verordnungs-

geber die Chance der gesetzlichen Neu-

regelung in § 82 SGB XI zur Berechnung 

der Investitionskosten geförderter Pfle-

geeinrichtungen nicht genutzt. jk



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n

59

Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Drohender Pfl egenotstand 
in Sachsen-Anhalt
Pfl egebetriebe kämpfen gegen 
Personalmangel

Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Hohe Kompetenz 
bei Demenz-
betreuung be-
scheinigt

Pfl egeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt 

fehlt es an qualifi ziertem Nachwuchs. 

Nach Angaben der Agentur für Arbeit 

gibt es im Bundesland rechnerisch gese-

hen auf zwei freie Stellen nur einen Be-

werber. Sachsen-Anhalt droht damit ein 

Pfl egenotstand. „Durch den Mangel an 

Fachkräften und Auszubildenden laufen 

wir Gefahr, den Betreuungsbedarf vor al-

lem in ländlichen Gebieten langfristig 

nicht mehr sichern zu können. 

Wir Pfl egeunternehmer fühlen uns des-

halb in der Pfl icht, uns frühzeitig um jun-

ge Menschen zu bemühen und diese für 

eine Ausbildung oder Tätigkeit in der 

Pfl ege zu begeistern“, so Sabine Mrosek, 

Vorsitzende der bpa-Landesgruppe in 

Sachsen-Anhalt. „Der Bedarf an Pfl ege-

kräften kann langfristig allein durch Aus-

bildung und Umschulung nicht gedeckt 

werden – es ist klar, dass wir beispiels-

weise auch verstärkt Fachkräfte aus dem 

Ausland anwerben müssen. Die Nach-

wuchsförderung ist jedoch ein wichtiger 

Eckpfeiler. Deshalb strebt der bpa, des-

sen Mitglieder bereits jetzt deutschland-

weit die Verantwortung für 18.900 Aus-

bildungsplätze tragen, eine weitere 

Steigerung der Zahl der Ausbildungsver-

hältnisse an.“

Welche Herausforderungen auf die Pfl e-

gedienstleister zukommen und wie sie 

ihnen begegnen können, lässt sich sehr 

gut an dem Senioren- und Pfl egezent-

rum „Am Lerchenberg“ erkennen: „Al-

lein auf die uns zugesandten Bewer-

bungsunterlagen verlassen wir uns 

schon lange nicht mehr, wenn es um die 

Auswahl unserer Azubis geht“, erklärt 

Matthias Henschel, Geschäftsführer des 

Pfl egeunternehmens aus Wittenberg. 

Stattdessen geht der Betrieb mit ver-

schiedenen Maßnahmen auf junge Men-

schen zu. Dazu zählt das Anbieten von 

Schülerpraktika, die den Jugendlichen 

einen ersten Einblick in das soziale Be-

rufsbild geben. Weiterhin kooperiert der 

Betrieb mit Bildungseinrichtungen wie 

beispielsweise den Euro-Schulen (ESO) 

oder dem Deutschen Erwachsenen-Bil-

dungswerk (DEB). Auch die Zusammen-

arbeit mit der Agentur für Arbeit wurde 

„Am Lerchenberg“ ausgebaut. Hinzu 

kommt die Beteiligung am Bundesfrei-

willigendienst und dem Freiwilligen So-

zialen Jahr. 

Obwohl Matthias Henschel von dem Er-

folg der Maßnahmen überzeugt ist, blickt 

er mit einer gewissen Sorge in die Zu-

kunft. Junge Fachkräfte denken nach 

dem Abschluss der Ausbildung über ei-

nen Ortswechsel nach und gehen dann 

womöglich der Pfl egeeinrichtung verlo-

ren. Um dies zu verhindern, bietet der 

Pfl egebetrieb frühzeitig feste Arbeitsver-

träge an. Ein Konzept, das aufgeht. In 

den vergangenen drei Jahren konnte die 

Einrichtung fast alle Azubis übernehmen.

Ein generelles Problem der Pfl egebran-

che in Sachsen-Anhalt bleiben jedoch die 

nachteiligen Regelungen zur Ausbil-

dungsvergütung. Henschel: „Unterneh-

men, die junge Menschen ausbilden, 

müssen die Kosten selbst tragen und 

diese auf die Pfl egekosten umlegen. Im 

Ergebnis bedeutet das eine Verteuerung 

gegenüber den Kunden.“ Sabine Mrosek 

fordert daher: „Die Politik ist gefragt, ein 

Umlageverfahren festzulegen, um eine 

100-prozentige Erstattung aller Azubi-

Vergütungen sicherzustellen.“ ans/dh/svc

Der österreichische Pfl egeforscher Prof. 

Erwin Böhm hat im Vitanas Demenz 

Centrum Am Schleinufer, eine bpa-Ein-

richtung in Magdeburg, offi ziell das Qua-

litätssiegel des „Europäischen Netzwerks 

für psychobiographische Pfl egeforschung“ 

(ENPP) überreicht. Das Zertifi kat be-

scheinigt den Mitarbeitern hohe Kompe-

tenz bei der Betreuung demenziell er-

krankter Menschen nach dem psycho -

biographischen Pfl egemodell. Es wurde 

erstmals einer Magdeburger Pfl egeein-

richtung zuerkannt. Böhm hielt einen 

Vortrag über das von ihm entwickelte 

Psychobiographische Pfl egemodell. Dar-

in stellte er eindrucksvoll klar, dass es im 

Kern darum gehe, das Befi nden der Be-

troffenen zu verbessern und zeigte Wege 

dahin auf.

Prof. Erwin Böhm (3. von rechts) 

überreicht Qualitätssiegel an bpa-

Einrichtung in Magdeburg: Ute Zacher, 

Pfl egedienstleiterin, Karin Wapenhaus, 

Pfl egehelferin, Marianne Kochanski, 

Geschäftsführerin ENPP, Kathrin 

Meinecke, Leiterin des ausgezeich-

neten Pfl egebereiches, Günter Mill und 

Eva-Maria Becker, beide Pfl egehelfer, 

sowie Christel Dost, Leiterin des 

Vitanas Demenz Centrums. 

Foto: Vitanas
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Landesgruppe Schleswig-Holstein

Mitglieder-
versammlung 2013 – 
Verlässliche 
Verbandsarbeit 

Zu ihrer Mitgliederversammlung mit 

Vorstandswahl trafen sich die Mitglie der 

der bpa-Landesgruppe Schleswig-Hol-

stein in diesem Jahr an der Kieler Förde. 

Der langjährige Vorstandsvorsitzende 

Mathias Steinbuck betonte, wie wichtig 

eine verlässliche Verbandsarbeit für Mit-

glieder, Verwaltung, Ministerien und Po-

litik ist. Der bpa reagiere auf stetige Än-

derungen von Rechtsgrundlagen, schaffe 

aber auch neue Projekte und bewerte 

politische Entwicklungen ebenso wie die 

gesellschaftlichen Erwartungen an Pfl e-

geeinrichtungen. Steinbuck verwies auf 

die gute Bilanz der zurückliegenden zwei 

Jahre Vorstandsarbeit. Seine Einschät-

zung wurde von den Mitgliedern in der 

sich anschließenden Vorstandswahl be-

stätigt. Alle Kandidaten, die sich zur Wie-

derwahl gestellt hatten, wurden im Amt 

bestätigt. Für zwei scheidende Vorstands-

mitglieder rücken Dr. Katrin Witt, Inhabe-

rin eines ambulanten Pfl egedienstes, 

und Gunnar Löwe, Träger einer vollstati-

onären Einrichtung, nach.

Mathias Steinbuck wurde mit einem her-

vorragenden Wahlergebnis als Vor-

standsvorsitzender im Amt bestätigt und 

mit Christa Steinhauer und Bernd-Dieter 

Dammin wurden erfahrene Stellvertreter 

wiedergewählt.

Die Mitglieder stimmen ab.

Der neue Vorstand – vordere Reihe von links: Christa Steinhauer, Sabine Hinz, 

Dr. Katrin Witt, Christian Pittelkow; hintere Reihe von links: Gunnar Löwe, Mathias 

Steinbuck, Andreas Hoffmann, Thorsten Gröblitz, Michael Burkel, Bernd-Dieter 

Dammin und Ulf Brakelmann; Dirk Stürzebecher fehlte urlaubsbedingt.
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Landesgruppe Schleswig-Holstein

10 Jahre „Familienräume“ 
für Kinder und ihre Familien 

Bereits vor zehn Jahren erkannte die 

Geschäftsführerin der „Familienräume 

Karin Struckmeier GmbH“ die Notwen-

digkeit, Familien in schwierigen Lebens-

situationen zu unterstützen. Deshalb 

setzte Karin Struckmeier von Anfang an 

Schwerpunkte. „Durch die Spezialisie-

rung auf die umfassende Versorgung 

junger Familien und auf Familien mit ei-

nem gehandicapten Angehörigen hat 

unser Mitglied eine Lücke geschlossen 

und ist über die Jahre fester Bestandteil 

der Kinder- und Jugendhilfe sowie der 

Eingliederungshilfe im Kreis Pinneberg 

geworden“, stellt Stefanie Hewicker, bpa-

Landesbeauftragte, fest. 

Insgesamt 20 feste Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter bieten vielfältige Hilfen bei 

der Bewältigung von familiären Alltags-

problemen und der Lösung von Konfl ik-

ten an: Bei Schwierigkeiten in der Eltern-

Kind-Beziehung etwa setzt die heil- und 

sozialpädagogische Einrichtung als be-

sonderes Leistungssegment Videos ein. 

Für Kinder mit Behinderung und für von 

Behinderung bedrohte Kinder halten die 

„Familienräume“ heilpädagogische und 

mit Unterstützung der angeschlossenen 

„Interdisziplinären Frühförderstelle (IFF)“ 

medizinisch-therapeutische Angebote vor. 

Außerdem helfen Schulbegleiter bei der 

Teilnahme am Unterricht und beim Um-

gang mit den Mitschülern. Svc

Dehnübungen mit Anke Fuchs

Es folgten Fachvorträge der bpa-Ge-

schäftsführer Herbert Mauel und Bernd 

Tews zu aktuellen Themen wie der Ände-

rung in der PTVS, dem Projektmanage-

ment Fachkräftemangel des bpa und 

der Ausbildungs- und Qualifi zierungsof-

fensive. 

Zuvor wurde jedoch die eigene Gesund-

heit in den Blick genommen. Die Sport-

wissenschaftlerin Anke Fuchs sorgte mit 

hohem Spaßfaktor und einfachen Deh-

nungsübungen für mehr Beweglichkeit 

und motivierte die Mitglieder durch die 

schnelle Wirksamkeit der Übungen, die-

se in ihren Alltag zu integrieren.

In den Pausen und nach Ende der Veran-

staltung nutzten die Mitglieder die Gele-

genheit zum persönlichen und fachlichen 

Austausch.

Stefanie Hewicker überreichte die 

Jubiläumsurkunde an Karin 

Struckmeier (rechts)
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Landesgruppe Thüringen

Fachtagung zur Qualität in der Pfl ege
4. bpa-Qualitätskonferenz in Thüringen

Ende November fand im Victor’s-Resi-

denz-Hotel in Erfurt die 4. Thüringer Qua-

litätskonferenz des bpa statt. Aus aktuel-

lem Anlass gaben die bpa-Geschäftsführer 

Herbert Mauel und Bernd Tews einen 

Überblick, was der bpa von der neuen 

Bundesregierung zur Verbesserung der 

Pfl ege erwartet. 

Über den Stand der Umsetzung des Pfl e-

ge-Neuausrichtungsgesetzes, und insbe-

sondere die schwierige Umsetzung der 

Zeitvergütung im ambulanten Bereich in 

den verschiedenen Bundesländern, be-

richtete bpa-Geschäftsführer Bernd Tews 

in seinem Eingangsreferat.

„Kaum ein Tag vergeht ohne Meldungen 

über den steigenden Fachkräftemangel 

in der Pfl ege. An Vorschlägen von Pfl ege-

fachleuten mangelt es nicht, allerdings 

ist Thüringen nicht gerade Vorreiter beim 

Abbau von Bürokratiehemmnissen bei 

der Berufsanerkennung ausländischer 

Fachkräfte oder der verkürzten Fortbil-

dung von Pfl egehelfern zur Pfl egefach-

kraft. Auch der Pfl egepakt hat bis heute 

keine erkennbaren Ergebnisse gebracht. 

Überall wird nur geredet und geredet, 

aber zu greifbaren Ergebnissen für die 

Betroffenen kommt man nicht“, so Margit 

Benkenstein, Vorsitzende der bpa-Lan-

desgruppe Thüringen und selbst Betrei-

berin von Pfl egeeinrichtungen in ihrer 

Eröffnungsrede vor mehr als 100 Teilneh-

mern. „Der bpa fordert daher seit lan-

gem greifbare Ergebnisse, mehr Zeit für 

die Pfl egebedürftigen und Pfl egekräfte 

sowie das Aufzeigen der vielen positiven 

und erfüllenden Seiten des Pfl egebe-

rufs.“ 

Für Margit Benkenstein ist klar: „Für die 

Pfl egebedürftigen und ihre Angehörigen 

zählt vor allem die Qualität der Angebo-

te. Dabei achten Sie auch auf die Noten, 

die vom medizinischen Dienst der Kran-

kenkassen vergeben werden, allerdings 

steht die Lebensqualität der Kunden und 

Bewohner im Vordergrund.“

Zwei Diskussionsbeiträge der Konferenz 

beschäftigten sich daher mit dem Thema 

Qualität beziehungsweise Qualitätsprü-

fungen. Doris Wenzel vom MDK referier-

te zu den Ergebnissen der ambulanten 

Qualitätsprüfungen und Michael Weber, 

der Leiter des stationären bpa-Qualitäts-

zirkels hielt einen Vortrag zur „Qualität 

ambulanter, teil- und vollstationärer Be-

treuungsangebote“. Dabei ging er so-

wohl auf externe Anforderungen wie auf 

interne Ansprüche der Einrichtungen ein.

Am 1. Januar 2014 tritt die geänderte 

Pfl egetransparenzvereinbarung für stati-

Engagierte Unternehmerinnen 

werden für ihre langjährige 

Mitgliedschaft ausgezeichnet. 

Von links: Christine Schida, 

Daniela Mieth-Topfstedt, 

Christine Mieth, Christiane 

Alban, Margit Benkenstein 

(Vorsitzende) und Astrid Regel 

(stellv. Vorsitzende)

Die Vorsitzende der bpa-Landesgruppe 

Thüringen, Margit Benkenstein, 

eröffnet die Qualitätskonferenz

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 

4. bpa-Qualitätskonferenz

Von links: Bernd Tews (bpa-Geschäfts-

führer), Thomas Engemann (bpa-

Landesbeauftragter) und Doris Wenzel 

(MDK) in der Diskussion über die 

Ergebnisse der Qualitätsprüfungen

onäre Pfl egeeinrichtungen in Kraft. Was 

sich hierdurch für Heime und Pflege-

bedürftige ändert, wurde von bpa-Ge-

schäftsführer Herbert Mauel dargestellt. 
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Landesgruppe Thüringen

Pfl egepolitische 
Diskussion

Auch im Wahlkampf gab es Sternstun-

den, in denen Vertreter der Politik Bereit-

schaft zum Zuhören zeigten. Diese Erfah-

rung konnten Betreiber ambulanter und 

stationärer Pfl egeeinrichtungen in Thü-

ringen bei einer Podiumsdiskussion des 

bpa im August in Erfurt machen. Die Thü-

ringer Spitzenkandidaten und Spitzen-

kandidatin von CDU (Manfred Grund), 

SPD (Carsten Schneider), Linken (Karola 

Stange), Grünen (Dieter Lauinger) und 

FDP (Patrick Kurth), hörten sehr genau 

zu, als sie von den Praktikern im Publi-

kum mit den Realitäten in der Pfl ege vor 

Ort konfrontiert wurden. Themen wie Fi-

nanzierung, Löhne und Gehälter, Ideen 

gegen den Personalmangel, Aufwertung 

des Pfl egeberufs, Abbau bürokratischer 

Hemmnisse kamen zur Sprache. Es wur-

de noch einmal verdeutlicht, dass Bünd-

nisse und Verabredungen auf Bundes-

ebene wenig helfen, wenn es bei der 

Umsetzung vor Ort hakt. 

Als Beispiele nannte die bpa-Landesvor-

sitzende Margit Benkenstein unterschied-

liche Anforderungen in den Ländern an 

das Sprachniveau ausländischer Fach-

kräfte, die unterschiedliche Praxis der 

Anerkennung von Abschlüssen oder 

schleppende Bearbeitung von Umschu-

lungsanträgen in Thüringen und forderte 

bundeseinheitliche Regelungen. Ein Bei-

spiel sei die verkürzte Umschulung von 

erfahrenen Altenpfl egehelfern zu Pfl ege-

fachkräften: „Das zuständige Landesver-

waltungsamt Weimar schaffte es nicht 

rechtzeitig, die Voraussetzungen Einzel-

ner zu prüfen, so dass diese Personen für 

das Ausbildungsjahr verloren sind.“ 

Im Fall Ostdeutschland forderte sie die 

Kandidaten auf, sich dafür einzusetzen, 

dass die Pfl egekassen die Pfl egesätze an 

die im Westen anpassen. „Wenn die Sätze 

für die gleichen Leistungen beispielswei-

se in Thüringen bis zu 30 Prozent unter 

denen in Hessen liegen, muss sich keiner 

über Abwanderung wundern. Auch aus-

ländische Fachkräfte haben dann kein In-

teresse sich hier niederzulassen.“ 

Gerade die Schwierigkeiten bei den Pfl e-

gesatzverhandlungen und der aufgebläh-

ten Bürokratie wurden von den Politikern 

aufmerksam zur Kenntnis genommen. 

Der CDU-Bundestagsabgeordnete Man-

fred Grund versprach, sich des Themas 

anzunehmen. Alle Politiker waren sich 

einig, dass vieles verbessert werden 

muss. Sie baten ausdrücklich darum, 

dass der bpa und seine Mitglieder ihren 

Fach- und Sachverstand offensiv in die 

Prozesse einbringen.

Von links: Manfred Grund (CDU), Karola Stange (Linke), Carsten Schneider (SPD), 

Patrick Kurth (FDP), Susanne Pletowski (bpa-Vizepräsidentin), Margit Benkenstein 

(bpa-Landesvorsitzende Thüringen) und Dieter Lauinger (Grüne)
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bpa-Präsident Bernd Meurer: Pfl ege 
verdient noch mehr Aufmerksamkeit
Pfl ege-TV – der bpa hat jetzt einen eigenen 
Sendekanal auf youtube 

Seit 1. Oktober 2013 ist der bpa unter 

http://www.youtube.com/user/bpapfl e-

getv mit einem eigenen Kanal auf Youtu-

be vertreten. Ziel ist es, Einschätzungen, 

Statements zu aktuellen Themen und 

Schlussfolgerungen nicht nur an die 

rund 8.000 Mitgliedseinrichtungen wei-

terzugeben, sondern darüber hinaus 

noch möglichst viele weitere Nutzer un-

mittelbar zu erreichen – und zwar genau 

da, wo sie sich gerade aufhalten. 

Schon heute gibt es in Deutschland mehr 

als zwei Millionen pfl egebedürftige Men-

schen. Deshalb sieht bpa-Präsident 

Bernd Meurer die Notwendigkeit, wichti-

ge Inhalte zur Pfl ege über alle nur mögli-

chen Kommunikationswege zu verbrei-

ten: „Pfl ege ist ein Thema, das uns alle 

angeht und in Zukunft unser gesell-

schaftliches Miteinander beeinfl ussen 

wird. Mit jedem Klick auf unsere Beiträ-

ge wird der Pfl ege ein Stück weit mehr 

die Aufmerksamkeit zuteil, die sie ver-

dient.“ 

Drei Videoclips sind bereits fertig: 

Schauen Sie einfach rein! 

•  Mit „Der neue Auftritt des bpa“ stellt 

sich Bernd Meurer der Internetcommu-

nity vor und erläutert die wichtigsten 

Pfl egethemen, mit denen der Verband 

sich beschäftigt.

•  In „Wahl 2013: Die Erwartungen des 

bpa“ formuliert der bpa-Präsident die 

Er war tungen des Verbands an die 

Bernd Meurer vor der Kamera von 

Youtube-Regisseur Ralf Graumann 

neue Re gierung. Im Mittelpunkt steht 

die For derung nach einer umfassenden 

Aus ein andersetzung mit dem Pfl e-

gethema, um Antworten auf folgende 

Kernfragen zu fi nden: Wie wollen wir in 

Zukunft Menschen pfl egen? Mit wel-

chen Fachkräften wollen wir Pfl ege er-

bringen? Wie wollen wir die Pfl ege fi -

nanzieren? 

•  Im bisher letzten Beitrag „Neue Regie-

rung: Das sind die Forderungen des 

bpa“ konkretisiert Meurer drei der 

wichtigsten Forderungen der stationä-

ren Pfl egeeinrichtungen des bpa an die 

neue Bundesregierung: weniger Büro-

kratie, Maßnahmen gegen den Fach-

kräftemangel und konkrete Aussagen 

zur Finanzierung der Pfl ege. svc/sjEr war tungen des Verbands an die zur Finanzierung der Pfl ege. 

Neuaufl age der bpa-Informationen 
rund um die Pfl ege erschienen

Um Angehörige und Kunden über die 

wichtigsten Regelungen zur Pfl ege zu in-

formieren, bietet der bpa – exklusiv für 

seine Mitglieder – die „bpa-Informatio-

nen rund um die Pfl ege“ an. Die Broschü-

re ist jetzt in der 7. Aufl age erschienen.

Nach dem Inkrafttreten des Pfl ege-Neu-

ausrichtungs-Gesetzes (PNG) und der 

Begutachtungsrichtlinien wurden die 

„bpa-Informationen rund um die Pfl ege“ 

vollständig überarbeitet. Die Broschüre 

erklärt in leicht verständlicher Sprache 

u.a. die Einstufung in die Pfl ege, die Leis-

tungen der Pfl egeversicherung, wichtige 

Leistungen der Krankenversicherung, 

Widerspruchsverfahren und Sozialhilfe-

leistungen sowie vieles andere Wissens-

werte rund um die Pfl ege. bpa-Mitglieder 

können die Broschüre an Inter-

essierte, Kunden oder Ange-

hörige weitergeben, z.B. nach 

einem ersten Beratungsbesuch. Ebenso 

kann sie bei Informationsveranstaltun-

gen oder als Nachschlagewerk sowie 

auch bei Schulungen für die Mitarbeiter 

eingesetzt werden. 

Auf der Rückseite der Broschüre kann 

der Stempel oder ein Aufkleber des Pfl e-

geheims/des Pfl egedienstes angebracht 

oder das Logo eingedruckt werden. An 

vielen Stellen in der Broschüre wird auf 

das Pfl egeheim/den Pfl egedienst ver-

wiesen: „Fragen Sie die Einrichtung, die 

Ihnen diese Broschüre überreicht hat (s. 

Rückseite).“ So wird die Broschüre zu ei-

nem Werbemittel für die Einrichtung. 

Alle bpa-Mitglieder erhal-

ten ein Exemplar der Bro-

schüre und ein Bestellfor-

mular für weitere Exem-

plare kostenlos zugesendet. 

Das Bestellformular steht 

auf www.bpa.de/Bestellfax. 

Die Bestellungen erfolgen zum Selbst-

kostenpreis direkt bei der Druckerei. Der 

Preis hat sich trotz des größeren Um-

fangs (128 Seiten statt 92 Seiten) und 

des komplett vierfarbigen Inhalts im Ver-

gleich zur letzten Aufl age nur leicht er-

höht. Bei einer Bestellung von 100 Ex-

emplaren (ohne eingedrucktes Logo) 

kostet eine Broschüre 1,33 Euro inklusi-

ve Mehrwertsteuer und Versand. 

Anders als bisher sind jetzt auch Bestel-

lungen in einem Umfang von weniger 

als 100 Exemplaren möglich. Die Bestel-

lungen werden sofort nach Auftragsein-

gang bearbeitet.
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Der Boys‘Day lohnt sich – Angebote jetzt eintragen

Der Boys’Day – Jungen-Zukunftstag fi n-

det 2014 aufgrund der Osterferien be-

reits am 27. März statt. Die Teilnahme am 

Boys’ Day lohnt sich, denn der Jungen-

zukunftstag kann in seiner dreijährigen 

Geschichte beachtliche Erfolge nachwei-

sen: 85 Prozent der teilnehmenden Un-

ternehmen und Einrichtungen geben an, 

dass die Jungen großes Interesse an den 

Berufen zeigen, die am Boys’ Day vorge-

stellt werden. Jeder zweite Junge sagt, 

er habe einen Beruf kennengelernt, der 

ihn interessiert. Jeder vierte Junge kann 

sich sogar vorstellen, später in diesem 

Beruf zu arbeiten.

Der bpa unterstützt die von der Bundes-

ministerin für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend Kristina Schröder ins Leben 

gerufene Initiative. Sie stellt eine will-

kommene Gelegenheit dar, insbesonde-

re den Schülern der 9. und 10. Klassen 

die Altenpfl ege als sicheren Zukunftsbe-

ruf darzustellen und sich mögliche Nach-

wuchspotenziale zu erschließen.

Interessierte Mitgliedseinrichtungen kön-

nen ihr Boys‘ Day-Angebot jetzt in die 

Aktionslandkarte eintragen (www.boys-

day.de). Über die Aktionslandkarte fi n-

den Jungen die jeweiligen Veranstaltun-

gen und können sich online oder 

telefonisch anmelden. Über dieses kos-

tenlose Aktionstool werden die Anmel-

dungen für das Angebot verwaltet. Ein-

richtungen und Betriebe können die 

kostenlosen Aktionsmaterialien wie Pla-

kate oder Infofl yer nutzen, um ihr Ange-

bot bekannt zu machen. Boys‘ Day-Initia-

tiven unterstützen bundesweit bei der 

Planung und Durchführung. 

Der Fachkräftemangel in der Pfl ege setzt 

sich fort und stellt nicht nur die Mit-

gliedsunternehmen des bpa vor große 

Herausforderungen. Der bpa hat sich 

deshalb in den letzten Jahren immer 

wieder für eine verstärkte Anwerbung 

von Fachkräften aus der EU und dem 

weiteren Ausland eingesetzt. Die jetzt 

vorliegende, umfassend überarbeitete 

vierte Aufl age der bpa-Broschüre zur 

„Beschäftigung von Pfl egekräften aus 

der EU und dem weiteren Ausland“ 

(Stand: November 2013) bietet einen 

kompakten Überblick zu den aktuellen 

Möglichkeiten der Anwerbung, Beschäf-

tigung und Anerkennung von ausländi-

schen Pfl egekräften und gibt dabei prak-

tische Umsetzungshinweise, damit die 

ausländischen Pfl egekräfte erfolgreich in 

das Unternehmen integriert werden kön-

nen. Sie bietet bpa-Mitgliedern viele 

neue und hilfreiche Hinweise zur Lösung 

des akuten Pfl egekräftebedarfs. Aus-

schließlich bpa-Mitglieder können die 

Broschüre bei ihrer Landesgeschäftsstel-

le anfordern.

Seit der ersten Aufl age dieser Broschüre 

im Jahr 2010 hat sich viel getan. Das 

Thema der Fachkräftezuwanderung nach 

Deutschland ist inzwischen überall prä-

sent. Dabei hat der bpa zusammen mit 

seinen Mitgliedern viele Initiativen zur 

Anwerbung von ausländischen Fachkräf-

ten gestartet und selbst Fachkräfte ange-

worben sowie auf der Bundesmitglie-

derversammlung 2013 eine freiwillige 

Selbstverpfl ichtung bei Beschäftigung 

von aus dem Ausland zugewan-

derten Pflegefachkräften unter-

zeichnet. 

Gegenüber der Politik hat der bpa 

konsequent die Änderung des Zu-

wanderungsrechts für ausländische 

Pfl egefachkräfte und eine erleichterte 

Anerkennung ihrer Berufsabschlüsse 

gefordert und ist bei den Ministerien mit 

konkreten Vorschlägen sowie Forderun-

gen vorstellig geworden. Dies hat Wir-

kung gezeigt, denn in den Jahren 2012 

und 2013 sind sehr viele Neuregelungen 

im Einvernehmen mit dem bpa getroffen 

worden, von der Öffnung für Fachkräfte 

aus Rumänien und Bulgarien, über die 

EU-Blue-Card-Richtlinie für hochqualifi -

zierte akademische Fachkräfte, über den 

Abschluss von Vermittlungsabsprachen 

mit Ländern aus Europa und Asien bis 

zur aktuellen weitreichenden Öffnung 

der Beschäftigungsverordnung mit neu-

en Zuwanderungswegen für Fachkräfte 

aus Mangelberufen, insbesondere aus 

der Pfl ege. Auch bei der Berufsanerken-

nung gab es Entwicklungen, die in der 

Broschüre aufgegriffen werden. 

Überarbeitete, vierte Aufl age 
2014 erschienen
Beschäftigung von Pfl egekräften aus 
der EU und dem weiteren Ausland
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Messen und Kongresse

Bilanz zur ConSozial 2013 in Nürnberg

Die 15. ConSozial vom 6. bis 7. Novem-

ber 2013 in Nürnberg stand unter dem 

Motto „Soziales unternehmen: Zwi-

schen Grundsatz und Umsatz“ und war 

mit 5.124 Besuchern gut besucht. Vom 

neuen Messekonzept mit einem Mix aus 

gewerblichen und ideellen Ständen zeig-

ten sich die 227 Aussteller der Messe 

ebenso begeistert wie die Besucher. Der 

bpa war auch in diesem Jahr wieder zu-

sammen mit Dr. Loew Soziale Dienst-

leistungen mit einem Gemeinschafts-

stand vertreten. Zentrales Thema der 

Messe-Auftritte von Verbänden und Ein-

richtungsträgern war die Gewinnung von 

Nachwuchs- und Fachkräften.

„Die Arbeit, die in den Einrichtungen und 

Diensten von der Kinder- und Jugendhil-

fe über die Hilfe für Menschen mit Behin-

derung bis hin zur Seniorenarbeit und Hos-

pizversorgung tagtäglich geleistet wird, 

ist das Fundament unserer sozialen 

Marktwirtschaft. Um dieses Fundament 

zu festigen, setze ich mich auch bei den 

derzeitigen Koalitionsverhandlungen im 

Bund beispielweise für mehr Rentenge-

rechtigkeit – Stichwort ‚Mütterrente‘– und 

ein bundesfi nanziertes Bundesleistungs-

gesetz ein, das Menschen mit Behinde-

rung aus der Sozialhilfe herausnimmt“, 

so Bayerns Sozialministerin Emilia Mül-

ler in ihrer Bilanz zur 15. ConSozial 2013. 

Anlaufstelle für bpa-Mitglieder und andere – Der Messestand von bpa und Dr. Loew Soziale Dienstleistungen

Eher verwirrend war der Eröffnungsbei-

trag des DPWV-Chefs Schneider. Sollte 

er eigentlich zum Thema „Zwischen 

Grundsatz und Umsatz“ reden, lag sein 

Ansatz wohl eher bei einer staatlich gesi-

cherten und fi nanzierten Monopolstel-

lung der Wohlfahrtspfl ege. Die 16. Con-

Sozial wird am 5. und 6. November 2014 

in Nürnberg stattfi nden. 

www.consozial.de
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Messen und Kongresse

Der bpa auf dem 
Demografi ekongress 2013 in Berlin

Vieles muss sich in den nächsten Jahren 

ändern, wenn Deutschland die Heraus-

forderungen des demografi schen Wan-

dels meistern will – darin waren sich Teil-

nehmer und Referenten des Demogra-

fi ekongresses 2013, der am 4. und 5. Sep-

tember in Berlin stattfand, einig. 

Vor rund 750 Besuchern und unter der 

Schirmherrschaft von sechs Bundesmi-

nisterien erörterten Entscheider aus der 

Wohnungs-, Sozial- und Gesundheits-

wirtschaft mit Vertretern der Politik, der 

Industrie und der Krankenkassen die 

Chancen und Risiken einer immer älter 

werdenden Bevölkerung. Dabei spielt 

die Entwicklung und Umsetzung be-

darfsgerechter Wohn- und Pfl egekonzep-

te eine entscheidende Rolle. Ein wichti-

ges Thema war auch der Fachkräfte-

mangel in Deutschland. bpa-Präsident 

Bernd Meurer nahm an einem Forum 

zum Fachkräftemangel teil. 

Fachkräftemangel betrifft die Pfl ege 

besonders

Die meisten Fachkräfte fehlen in techni-

schen Berufen und bei den Pfl egekräften. 

bpa-Präsident Bernd Meurer erklärte, 

dass das Problem des Fachkräfteman-

gels in der Pfl ege ein Doppeltes sei: Wäh-

rend die älteren Pfl egekräfte meistens 

recht früh aus dem Berufsleben aus-

scheiden, sei es bei den Pfl egeberufen 

besonders schwer, junge Menschen für 

eine Ausbildung zu begeistern. Meurer 

zufolge müssten die Arbeitgeber daher 

dringend versuchen, mehr Auszubilden-

de zu gewinnen. Gleichzeitig sollte ver-

sucht werden, die Berufsverweildauer 

durch gezielte Gesundheitsförderung, 

Steigerung der Arbeitszufriedenheit, 

bessere Qualifi zierung und Entlohnung 

sowie eine verstärkte Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf zu erhöhen. Hier 

kommt auch dem Betrieblichen Gesund-

heitsmanagement eine besondere Be-

deutung zu. Als dritten Punkt nannte 

Meurer die Erleichterung der Zuwande-

rung von Pfl egekräften aus dem Aus-

land, die ebenfalls notwendig sei, um 

den Bedarf an Pfl egekräften in den kom-

menden Jahren zu decken.

Gute Erfahrung mit Spaniern

Nicole Schulz von der bpa-Mitgliedsein-

richtung SenVital Senioren- und Pfl ege-

zentrum“ in Kleinmachnow berichtete 

über ihre positiven Erfahrungen mit spa-

nischen Krankenschwestern und einem 

spanischen Pfl eger. Die spanischen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter seien bei 

den Bewohnern sehr beliebt und von 

den Kollegen würden sie akzeptiert.   

Die Experten auf dem Kongress waren 

sich einig, dass der Fachkräftemangel 

bereits zu Umsatzeinbußen bei den Un-

ternehmen führt. Allerdings gibt es, wie 

Malte Ristau-Winkler, Leiter der Abtei-

lung Grundsatzfragen des Sozialstaats 

und der Sozialen Marktwirtschaft im 

Bundesministerium für Arbeit und Sozia-

les, betonte, erhebliche noch nicht aus-

geschöpfte Potenziale, insbesondere bei 

Frauen und älteren Menschen. Und im-

merhin gebe es auch schon positive Ver-

änderungen. So sei die Erwerbstätigen-

quote der Altersgruppe 55 bis 64 seit 

dem Jahr 2.000 von 37 auf 62 Prozent 

gestiegen. Dies müsse jedoch noch stär-

ker ausgebaut werden.

Kooperationen mit ambulanten 

Dienstleistern

Am zweiten Tag des Kongresses mode-

rierte bpa-Geschäftsführer Bernd Tews 

die Veranstaltung „Kooperationen von 

Wohnungs- und Sozialwirtschaft in der 

Praxis“. bpa-Mitglied Walter Döring von 

der „mein zuhause GmbH“ in Bremen 

referierte über das Thema „Kundenorien-

tierte Servicekoordination – Konzept und 

Erfahrungen der Koordinierungsstelle“. 

Und Torsten Wenzel, Vorsitzender der Ge-

schäftsführung Vitanas GmbH & Co. 

KGaA, ebenfalls bpa-Mitglied, hielt einen 

Fachvortrag über wirtschaftlich tragfähi-

ge Kooperationen aus Sicht der Sozial-

wirtschaft.

Der nächste Demografi ekongress fi ndet 

am 4. und 5. September 2014 in Berlin 

statt.

Forum zum Fachkräftemangel – auf dem Podium (von links): Ulf Fink, Malte Ristau-Winkler, Joachim Möller, Bernd Meurer und 

Nicole Schulz
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Unsere Kollegin Heike Einwächter, Sekretärin in der Bundesgeschäftsstelle des bpa, hat sich getraut und ihrem langjährigen 

Lebensgefährten vor kurzem das Ja-Wort gegeben. Bei einem Gläschen Sekt gratulierten ihr bpa-Präsident Bernd Meurer und 

die Kolleginnen und Kollegen aus der Bundesgeschäftsstelle ganz herzlich. 

Messen und Kongresse

Der bpa auf der ALTENPFLEGE 2014 
25. bis 27. März 2014 auf dem Messegelände 
in Hannover

Pfl ege entlasten: weniger dokumentie-

ren, Fachkräfte gewinnen und halten

Sie gilt als die wichtigste Messe der Pfl e-

gewirtschaft, jährlicher Treffpunkt von 

Entscheidern, Managern und Führungs-

kräften – die ALTENPFLEGE 2014 vom 25. 

bis 27. März 2014 in Hannover. Der bpa ist 

auf der Altenpfl egemesse wieder mit ei-

nem Messestand (Halle 27, Stand A58) 

vertreten. Mehr als ein Drittel der jährlich 

rund 30.000 Fachbesucher der Altenpfl e-

gemesse sind Führungskräfte und Ent-

scheider – mehr als bei allen anderen 

Regionalmessen im deutschsprachigen 

Raum. Eine Schlüsselrolle nehmen die 

hochkarätigen Kongresse, Fachforen und 

Workshops ein. Die Kongresse sprechen 

sowohl Manager und Heimleiter als auch 

das Pfl egepersonal gezielt an. 

Management-Kongress 

Der bpa beteiligt sich mit einer Veranstal-

tung am Mittwoch, den 26. März 2014 

von 13:30 bis 16:00 Uhr am Manage-

ment-Kongress. Unter der Überschrift 

„Pfl ege entlasten: weniger dokumentie-

ren, Fachkräfte gewinnen und halten“ 

wird die Ombudsfrau zur Entbürokrati-

sierung der Pfl ege im Bundesministeri-

um für Gesundheit Elisabeth Beikirch 

„Erste Ergebnisse des Praxistests einer 

neuen Pfl egedokumentation“ vorstellen 

und Klaus Oks, Mitglied der Geschäfts-

führung der Regionaldirektion Nieder-

sachsen/Bremen der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) hält einen Vortrag über „Akti-

vitäten der Bundesagentur für Arbeit zur 

Gewinnung und Qualifi zierung von Pfl e-

gefachkräften“.

Bei der Diskussion „Altenpfl eger gesucht – 

wer pfl egt uns morgen?“ wird bpa-Präsi-

dent Bernd Meurer mit Dr. Carola Rei-

mann, MdB, SPD, Monika Varnhagen, 

Direktorin Zentrale Auslands- und Fach-

vermittlung (ZAV) sowie Klaus Oks von 

der BA Lösungen diskutieren. Passend 

zu diesem Thema bietet die Messe auch 

ein Karrierecenter und eine Jobbörse an. 

www.altenpfl ege-messe.de
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Mitarbeiterin  
geehrt Neue Mitarbeiter des bpa

Dr. Florian  

Bauckhage- 

Hoffer

Justiziar des bpa und Geschäfts-

führer des AGVP

Dr. Florian Bauckhage-Hoffer ist 

seit 1. September 2013 im Justizi-

ariat in der Bundesgeschäftsstelle 

des bpa tätig. Der auf Arbeitsrecht 

spezialisierte Jurist wird den bpa 

in arbeits- und tarifrechtlichen An

gelegenheiten, insbesondere zum 

Mindestlohn, vertreten. Dr. Bauck-

hage-Hoffer wurde daneben im No-

vember 2013 zum neuen Geschäfts-

führer des Arbeitgeberverbands 

Pflege (AGVP) bestellt. 

Seine Laufbahn begann Dr. Bauck-

hage-Hoffer als geschäftsführender 

Mitarbeiter des Instituts für deut-

sches und europäisches Arbeits- 

und Sozialrecht der Fern-Universi-

tät in Hagen. Daran schlossen sich 

Tätigkeiten beim Deutschen Verein 

in Berlin und einer internationalen 

Anwaltskanzlei in Berlin und Mün-

chen an. 

Dr. Bauckhage-Hoffer freut sich, beim 

bpa seine bisherigen Erfahrungen 

als Verbandsjurist und Rechtsanwalt 

miteinander verbinden zu können.

Regine Arnhold

20-jähriges Betriebsjubiläum

Am 1. Oktober 2013 gab es in der  

Verwaltung Bundesangelegenhei-

ten Grund zum Feiern: Regine Arn-

hold beging ihr 20-jähriges Be-

triebsjubiläum. bpa-Geschäftsführer 

Herbert Mauel überbrachte ihr im 

Namen der Verbandsführung herz-

liche Glückwünsche sowie ein Prä-

sent und sprach Regine Arnhold 

Dank aus für ihr langjähriges Wir-

ken und ihr unermüdliches Enga-

gement im und für den bpa, auf 

das man auch in den nächsten Jah-

ren ausdrücklich zählen möchte. In 

der anschließenden kleinen Feier-

stunde gab es Gelegenheit, auf die 

Entwicklung zurückzublicken, be-

ginnend mit nicht mal einer Hand-

voll hauptamtlicher Mitarbeiter 

und einer überschaubaren Mitglie-

derzahl über verschiedene Fusio-

nen und stetig wachsende Mitglie-

derzahlen, die Einrichtung einer 

hauptamtlichen Struktur auf Lan-

desebene, die Erweiterung des 

Leistungsspektrums des Verbands 

hin zur heutigen Größe und Stärke 

des bpa. Natürlich wurde dabei 

auch die eine oder andere Anek

dote zum Besten gegeben.

Angela Eicher

Landesbe

auftragte der Landes

geschäftsstelle Saarland

Angela Eicher ist seit 1. November 

2013 die neue Landesbeauftragte 

der bpa-Landesgeschäftsstelle im 

Saarland. Nach Abschluss des Stu-

diums der Rechtswissenschaften 

und der Referendarausbildung war 

sie seit fünf Jahren als Rechts

anwältin in einer Rechtsanwalts-

kanzlei in Saarbrücken tätig, deren  

Tätigkeitsschwerpunkt im Bereich 

des Wirtschaftsrechts liegt und ver-

schiedene verbandsmäßig organi-

sierte Anstalten des Öffentlichen 

Rechts betreut. Angela Eichers Ste-

ckenpferd bei der juristischen Ar-

beit war immer das Sozialversiche-

rungsrecht, sodass sie in ihrer 

anwaltlichen Tätigkeit zahlreiche 

sozialrechtliche Mandate betreute. 

Während der Referendarausbil-

dung arbeitete die Juristin bei der 

Entwicklung eines Konzeptes für 

betreutes Wohnen mit, wobei sie 

die Miet- und Betreuungsverträge 

erarbeitete und die Finanzierungs-

konzepte entwickelte.

Als Dienstleisterin und Fachanwäl-

tin für Sozialrecht freut sich Angela 

Eicher darauf, den Mitgliedern des 

bpa künftig zur Verfügung zu stehen 

und deren Interessen bestmöglich 

zu vertreten.
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Michael Martin
Mobil: +49 162 1343918
Igor Geyer
Mobil: +49 172 4154943
Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin
Telefon: +49 30 338475250
Telefax: +49 30 338475279
berlin@bpa.de
brandenburg@bpa.de

Bremen/Bremerhaven
Hannelore Bitter-Wirtz
Mobil: +49 171 6308609
Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen
Telefon: +49 421 68544175
Telefax: +49 421 68544177
bremen@bpa.de

Ihre Ansprechpartner 

beim bpa

Carolin Reiher

Landes

referentin in  

Schleswig- 

Holstein

Seit September 2013 verstärkt Carolin 

Reiher das Team der bpa-Landesge-

schäftsstelle Schleswig-Holstein als 

Landesreferentin. Sie ist ebenfalls als 

Referentin für den bpa in Mecklen-

burg-Vorpommern tätig und kann be-

reits auf praktische Erfahrungen in 

der Verbandsarbeit zurückgreifen.  

Carolin Reiher hat Management im 

Sozial- und Gesundheitswesen stu-

diert und freut sich, die Mitglieder in 

Schleswig-Holstein kennenzulernen 

und diesen künftig mit Rat und Tat zur 

Seite zu stehen.

Neue Mitarbeiter 
des bpa

Jordi Kuhl

Landesreferent  

der Landes

gruppe  

Nordrhein- 

Westfalen

Jordi Kuhl verstärkt seit 1. Septem-

ber 2013 das Team der Landesge-

schäftsstelle Nordrhein-Westfalen. 

Als Diplombetriebswirt unterstützt 

und berät er Mitglieder insbeson-

dere in betriebswirtschaftlichen Be- 

langen. Kuhl freut sich, seine lang-

jährige Erfahrung in der Kunden-

betreuung und in der Akquise in 

das Team einbringen zu können. In 

den letzten zwei Jahren arbeitete er 

als Kundenmanager in einem Seni

orenzentrum eines großen privaten 

Trägers in Köln, schwerpunktmä-

ßig in den Bereichen der vollstatio-

nären Pflege und des Servicewoh-

nens. Eines seiner ersten Projekte 

als neuer Landesreferent ist die 

Pflege der Seiten der Landesgrup-

pe auf der bpa-Homepage, auf der 

Jordi Kuhl aktuelle Informationen 

und nützliche Hinweise für Mit-

gliedseinrichtungen bereitstellt.

Peter Burkhardt

Landesreferent 

der Landes

geschäftsstelle 

Sachsen 

Peter Burkhardt unterstützt als Lan- 

desreferent seit 1. November 2013 

die bpa-Landesgeschäftsstelle Sach-

sen. Der gelernte Arzthelfer und 

Krankenpfleger arbeitete viele Jahre 

in einem Krankenhaus der Maximal-

versorgung in München als Kran-

kenpfleger und Praxisanleiter. 

Die Liebe zur Heimat lockte ihn vor 

sechs Jahren wieder nach Sachsen 

zurück und er nahm eine Tätigkeit  

in einem Medizinischen Versor

gungszentrum auf. Hier war er für 

die Abrechnung, den Einkauf und 

die Kostenrechnung zuständig und 

übernahm auch Personalverantwor-

tung. In dieser Zeit absolvierte Burk-

hardt nebenberuflich die Ausbildung 

zum Pflegedienstleiter und Fachwirt 

für Sozial- und Gesundheitswesen. 

In den vergangenen Monaten ar-

beitete er als Bereichsleiter Soziale 

Dienste in Dresden und war für fünf 

Sozialstationen, zwei Tagespflegen 

und ein ambulant ‚Betreutes Woh-

nen‘ verantwortlich. Peter Burkhardt 

freut sich, seine Erfahrungen im Inte-

resse der Mitglieder des bpa einzu-

bringen.
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Hamburg
Uwe Clasen
Mobil: +49 171 5021455
Sören Ahlf
Mobil: +49 174 1837313
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 25307160
Telefax: +49 40 253071629
hamburg@bpa.de

Hessen
Manfred Mauer
Mobil: +49 173 6022308
Horst Brocke
Mobil: +49 172 2438503
Sabine Söngen
Mobil: +49 172 9911727
Andrea Eberl
Oliver Hauch
Mobil: +49 172-4103485
Schiersteiner Str. 86 · 65187 Wiesbaden
Telefon: +49 611 341079-0
Telefax: +49 611 341079-10
Hessen@bpa.de

Mecklenburg-Vorpommern
Sven Wolfgram
Mobil: +49 172 4154935
Cathleen Steinke
Mobil: +49 172 3275680
Carolin Reiher
Mobil: +49 172 5329688
Köpmarkt – Am Grünen Tal 19
19063 Schwerin
Telefon: +49 385 3992790
Telefax: +49 385 3992799
mecklenburg-vorpommern@bpa.de

Niedersachsen
Henning Steinhoff
Mobil: +49 162 1321678
Jens Krüger
Mobil: +49 173 6024877
Hinrich Ennen
Mobil: +49 174 3051402 
Stephan von Kroge
Mobil: +49 173 9138325 
Deniz Rethmann
Michael Lorenz
Herrenstraße 3–5 · 30159 Hannover
Telefon: +49 511 123513-40
Telefax: +49 511 123513-41
niedersachsen@bpa.de 

Nordrhein-Westfalen
Norbert Grote
Mobil: +49 174 3463968
Hans-Peter Knips
Mobil: +49 162 1343919
Michael Siering
Mobil: +49 173 1792829
Jordi Kuhl
Mobil: +49 173 2751623
Ulrich Kochanek
Mobil: +49 173 6434880
Christine Strobel
Mobil: +49 162 1311314
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 311393-0 
Telefax: +49 211 311393-13
nordrhein-westfalen@bpa.de

Rheinland-Pfalz
Jutta Schier
Mobil: +49 173 2063932
Barbara Goetsch
Mobil: +49 172 4407786
Elisabeth Krautter
Hindenburgstraße 32 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 88032-0
Telefax: +49 6131 88032-10
rheinland-pfalz@bpa.de

Saarland
Angela Eicher
Mobil: +49 173 7464956
Heinrich-Barth-Straße 18 
66115 Saarbrücken
Telefon: +49 681 9488840
Telefax: +49 681 9488842
saarland@bpa.de

Sachsen
Jacqueline Kallé
Mobil: +49 162 1341356
Rudolf Pietsch
Mobil: +49 172 2009392
Peter Burkhardt
Mobil: +49 173 7053759
Alter Amtshof 2–4 · 04109 Leipzig
Telefon: +49 341 2110530
Telefax: +49 341 2110531
sachsen@bpa.de

Sachsen-Anhalt
Daniel Heyer
Mobil: +49 172 2690689
Annette Schmidt
Mobil: +49 172 4154939
Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg
Telefon: +49 391 5311257
Telefax: +49 391 5311271
sachsen-anhalt@bpa.de

Schleswig-Holstein
Katja Claus
Mobil: +49 171 6538350
Roland Weißwange
Mobil: +49 174 3427564
Carolin Reiher
Kay Oldörp
Mobil: +49 172 5329688
Hamburger Chaussee 8 · 24114 Kiel
Telefon: +49 431 66947060
Telefax: +49 431 66947089
schleswig-holstein@bpa.de

Thüringen
Thomas Engemann
Mobil: +49 172 3167969
Haarbergstraße 61a · 99097 Erfurt
Telefon: +49 361 6538688
Telefax: +49 361 6538689
thueringen@bpa.de

Seminare
Regine Arnhold
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
seminare@bpa.de

bpa Europavertretung
c/o Deutsche Sozialversicherung  
Europavertretung
Rue d‘Arlon 50 · B-1000 Brüssel
europa@bpa.de
Tel. +49 30 30878860
Fax +49 30 30878889

bpa Servicegesellschaft
Servicegesellschaft mbH des 
Bundesverbandes privater Anbieter 
sozialer Dienste e.V.

Hauptgeschäftsstelle
Hindenburgstraße 32 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 8803220
Telefax: +49 6131 8803228
Hotline: 0800 5005225
info@bpa-servicegesellschaft.de
Geschäftsführer
Michael Diehl
diehl@bpa-servicegesellschaft.de

Nord
Nico Kling
Mobil: +49 176 106 15 115
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 253071620

Süd
Michael O. Haile
Mobil: +49 173 2133448
haile@bpa-servicegesellschaft.de
Thomas Geier
Mobil: +49 173 7301238
geier@bpa-servicegesellschaft.de
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 12789962
Telefax: +49 89 890448321

West
Gunnar Michelchen
Mobil: +49 173 6575550
michelchen@bpa-servicegesellschaft.de
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 1593082
Telefax: +49 211 1713082

Ost
Nico Kling
Mobil: +49 176 106 15 115
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Stephan Prellberg
prellberg@bpa-servicegesellschaft.de
Mehringdamm 66 · 10961 Berlin
Telefon: +49 30 30111066
Telefax: +49 30 78718941

Versicherungsdienst
Hans-Jürgen Erhard
Rudolf-Wild-Str. 102 · 69214 Eppelheim
Telefon: 0800 5005225
Telefax: +49 6221 539727
versicherungen@bpa-servicegesellschaft.de

Konzeptionen
Marlies Enneking
Meyers Grund 14 · 49401 Damme
Telefon: 0800 5005225
Telefax: +49 5491 7296
konzeptionen@bpa-servicegesellschaft.de
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Der bpa hausnotruf: 
Ein Knopfdruck gibt Sicherheit.

Hausnotruf

Steht seit vielen Jahren für Sicherheit zu Hause.  
Über ein stationäres Gerät und einen Handsender 
kann bei Knopfdruck jederzeit mit unseren Mitarbei-
tern Kontakt aufgenommen werden, um genau die 
Hilfe zu bekommen, die notwendig ist.

Notrufhandy 

Sicher unterwegs. Per Knopfdruck nehmen Sie  
Kontakt mit unseren Mitarbeitern auf.
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bpa hausnotruf

  Ich fühle mich mit dem 
Knopf zu Hause einfach 
sicherer. Und ich weiß, dass 
ich genau die Hilfe bekomme, 
die notwendig ist.  
Anni, 67 Jahre

Rufen Sie uns einfach an. 
Bundesweit.

0800 / 030 33 05 
(gebührenfrei) 

www.bpa-hausnotruf.de

bpa - Mitglied?
Werden Sie auch bpa- 
hausnotruf-Partner.


